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Vorwort

Der vorliegende Abschlussbericht beinhaltet eine Zusammenfassung der Arbeitsergebnisse der RISA AG2 
“Stadt- und LandschaŌ splanung“ in 2012. Er wurde maßgeblich von der HCU (Sabine Andresen, Wolfgang 
Dickhaut) verfasst. Zur Entstehung einiger Kapitel haben einzelne Mitglieder der Arbeitsgruppe entscheidend 
beigetragen. Wesentliche Teile des Berichtes sind in der AG2 inhaltlich abgesƟ mmt (siehe Details in Kap.1.3).

Die RISA-Projektleitung befi ndet sich in einem laufenden AbsƟ mmungsprozess dieses Berichtes mit den Ergeb-
nissen der anderen RISA-Arbeitsgruppen, der noch in 2013 andauern wird.

Insofern sind alle Ergebnisse und Vorschläge derzeit noch vorläufi g und bedürfen einer endgülƟ gen behörden-
internen AbsƟ mmung und Entscheidung.

Hamburg, Mai 2013, Wolfgang Dickhaut und Werner Steinke
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1.1  Das Projekt RISA

Der Klimawandel führt auch in Hamburg zu einer 
Veränderung der Niederschlagsverhältnisse, immer 
häufi ger kommt es zu Starkregen. Zudem nimmt die 
Versiegelung von Flächen in Hamburg weiter zu. Die 
Konsequenz sind erhöhte Abfl ussmengen, die zu ei-
ner Überlastung der Ableitungssysteme und damit zu 
Überfl utungen sowie zusätzlichen Gewässerbelastun-
gen führen können. Die Infrastruktureinrichtungen der 
Stadt nähern sich der Belastungsgrenze, sodass ein 
Umdenken im Umgang mit dem Regenwasser sinnvoll 
und notwendig ist.

Vor diesem Hintergrund hat die Behörde für Stadtent-
wicklung und Umwelt BSU gemeinsam mit HAMBURG 
WASSER das Projekt „RegenInfraStrukturAnpassung 
– RISA“ iniƟ iert. RISA ist das Arbeitsforum der Stadt, 
in dem die verschiedenen Themen und Anforderun-
gen im Umgang mit Regenwasser zusammengeführt 
und gemeinsam Lösungen für eine zukunŌ sfähige Re-
genwasserbewirtschaŌ ung erarbeitet werden. Dabei 

werden die Ziele verfolgt, einen angemessenen Über-
fl utungs- und Hochwasserschutz zu sichern, den Ge-
wässerschutz zu verbessern sowie einen naturnahen 
Wasserhaushalt in Hamburg zu ermöglichen.

Um die gesamte Bandbreite der komplexen und in-
terdisziplinären Aufgabenstellung zu erfassen, wur-
den verschiedene Arbeitsgruppen gegründet, die von 
einzelnen Universitäten wissenschaŌ lich begleitet 
werden. In den sogenannten QuerschniƩ sthemen 
sollen übergeordnete und verbindende Fragestellun-
gen bearbeitet werden, um Synergien zu bündeln und 
gemeinsame Strategien und Vorgehensweisen zu erar-
beiten und sicherzustellen.

Abb. 1 zeigt die OrganisaƟ onsstruktur von RISA. Wei-
tere InformaƟ onen zu Inhalten der einzelnen Arbeits-
gruppen, zu Veranstaltungen und Veröff entlichungen 
sind unter www.risa-hamburg.de abruĩ ar.

Die Ergebnisse von RISA sollen 2013 im „Strukturplan 
Regenwasser 2030“ zusammengefasst und veröff ent-
lich werden.      

Teile des vorliegenden Abschlussberichts werden Be-
standteil des Strukturplans sein.

Abb.01 RISA-OrganisaƟ onsstruktur
QT=QuerschniƩ sthemen
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1.2  ThemaƟ sche Schwerpunkte der  AG Stadt- und   
        LandschaŌ splanung
Die Arbeitsgruppe Stadt- und LandschaŌ splanung 
bildet eine der vier themaƟ schen Arbeitsgruppen 
innerhalb des Gesamtprojektes RISA (s. Abb. 1). 
Sie beschäŌ igte sich unter wissenschaŌ licher Be-
gleitung der Hafencity Universität Hamburg (HCU), 
Fachgebiet Umweltgerechte Stadt- und Infra-
strukturplanung, schwerpunktmäßig mit den pla-
nungs- und verwaltungsbezogenen Aspekten des 
Themas RegenwasserbewirtschaŌ ung in Hamburg:

• Welchen Stellenwert nimmt das Thema „dezentra-
le RegenwasserbewirtschaŌ ung“ derzeit auf den 
verschiedenen Planungsebenen ein?

• Wie ist das Thema in Verwaltungs- und Verfahren-
sprozesse eingebunden?

• Welche Veränderungsnotwendigkeiten und Hand-
lungsopƟ onen eröff nen sich auf der Grundlage 
der Analyseergebnisse und in Anbetracht der zu-
künŌ igen Herausforderungen?

• Welche OpƟ mierungen im Hinblick auf 
eine zukunŌ sfähige Regenwasserbewirt-
schaŌ ung sind notwendig und möglich?

Im ersten Jahr der ArbeitsgruppentäƟ gkeit (Ende 2010 
und 2011) wurde durch eine Vielzahl von Interviews mit 
wasserbezogenen Akteuren der Hamburger Verwal-
tung (WasserwirtschaŌ ler, Stadtplaner, LandschaŌ s-
planer) und durch intensive Diskussionsprozesse unter 
den Arbeitsgruppenteilnehmern (Zusammensetzung s. 
Kapitel 5.1) ein breites Spektrum an möglichen Hand-
lungsschwerpunkten und OpƟ mierungsopƟ onen erar-
beitet. Die Grundlage für diese Analysephase bildeten 
vier konkrete B-Planverfahren in Hamburg, die zu den 
o.g. Fragestellungen ausgewertet wurden, sowie eine 
Auswertung der übergeordneten Planungsinstrumen-
te in Hamburg. Die Ergebnisse sind in einem Zwischen-
bericht der HCU sowie im SƟ pendiumsbericht von Elke 
Kruse ausführlich dokumenƟ ert1.  

Im zweiten Jahr (2012) wurden auf der Grundlage der 
analysierten Handlungsschwerpunkte themaƟ sche 
Unter-Arbeitsgruppen gebildet, die einzelne Themen-
komplexe verƟ eŌ en (z. B. wasserbezogene Zuständig-
keiten, Fortbildungs- und InformaƟ onsveranstaltun-
gen, OpƟ mierung Bebauungsplanung). Die Ergebnisse 
dieser Arbeitseinheiten wurden fortlaufend in Arbeits-
papieren dokumenƟ ert, im Plenum in sechs Sitzungen 
vorgestellt und diskuƟ ert sowie mit neuen Anregungen 

1 Andresen /Dickhaut 2011, Kruse 2011

und Erkenntnissen weiter bearbeitet (s. auch Kap. 1.3). 
Die Ergebnisse dieses Arbeitsprozesses sind im vorlie-
genden Abschlussbericht zusammengefasst. 

Abb.02 Zwischenbericht HCU + AG 2 (oben)   Abb.03 
SƟ pendiumsbericht Elke Kruse (unten)
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2 Kruse 2011 
3 verƟ efende Recherchen auf der Grundlage Dickhaut / Kruse 2009
4 Andresen / Dickhaut 2011 
5 Stemme / Andresen / Dickhaut 2013

Trotz intensiver gemeinsamer Bemühungen der AG, 
Pilotprojekte durchzuführen, gelang es bislang nicht, 
einen Teil der erarbeiteten Ergebnisse beispielhaŌ  in 
konkreten Planverfahren zu erproben bzw. anzuwen-
den (z.B. die Erarbeitung eines wasserwirtschaŌ lichen 
Begleitplans zu einem konkreten Bebauungsplan, s. 
Kap. 3.2.1). Laufende B-Planverfahren, die aufgrund 
ihrer wasserwirtschaŌ lichen Aufgabenstellungen zur 
Bearbeitung durch RISA infrage gekommen wären, wa-
ren entweder inhaltlich zu weit gediehen (z.B. B-Plan 
Schnelsen 89) oder noch nicht weit genug im Verfah-
ren vorangeschriƩ en (z.B. B-Plan Farmsen-Berne 37/
Tonndorf 34, B-Plan Sülldorf 3), die Aufgabenstellun-
gen zu komplex (z.B. KlimaCampus EimsbüƩ el) oder 
die bezirklichen Planungsabteilungen setzten im Rah-
men der Umsetzung der Wohnungsbauprogramme an-
dere Prioritäten (z.B. Iserbrook 3/23).

Neben der Erarbeitung von OpƟ mierungsansätzen für 
Hamburg informierte sich die Arbeitsgruppe über den 
planungs- und verwaltungsbezogenen Umgang mit 
dem Thema dezentrale RegenwasserbewirtschaŌ ung 
bzw. Regenwassermanagement in anderen Metropo-
len und Städten. Mit einem Blick über den Hambur-
ger Tellerrand referierte die HCU über verschiedene 
Planungsansätze und dezentrale Regenwasserbewirt-
schaŌ ungskonzepte aus dem In- und Ausland (z.B. 
RoƩ erdam, New York, Singapur2, Kopenhagen, Hanno-
ver-Langenhagen, Lübeck, Potsdam3), um Übertragbar-
keiten für Hamburg zu diskuƟ eren.

Ein weiterer Arbeitsschwerpunkt (vornehmlich der 
HCU) bestand in der Vorbereitung und Durchführung 
zweier Workshops:  

• RISA-Fachdialog „Strategien für ein Entwässe-
rungskonzept in einem Bestands- und Nachver-
dichtungsgebiet am Beispiel der B-Pläne Iser-
brook 6 und 23 in Hamburg Altona“ im September 
20114      
 

• RISA-Fachdialog „Finanzierungsmodelle für die 
wasserwirtschaŌ liche Mitbenutzung von Grün-, 
Frei- und Verkehrsfl ächen“ im September 20125, s. 
auch Kap. 3.5.5. Im Vorfeld des Workshops wurden 
Beispielprojekte, in denen Mitbenutzung großfl ä-
chig umgesetzt wurde (Langenhagen-Weiherfeld, 
Lübeck-HochschulstadƩ eil, Potsdam-Bornstedter 
Feld und Kirchsteigfeld), verƟ efend recherchiert 
und Erfahrungen mit den zuständigen Planungsak-
teuren ausgetauscht.

Die Ergebnisse der Workshops sind in den unten ge-
nannten Veröff entlichungen dokumenƟ ert.
Zudem konnte die Arbeitsgruppe bzw. die HCU durch 
die Teilnahme an verschiedenen Terminen oder Veran-
staltungen zu aktuellen Planverfahren (z.B. MiƩ e Alto-
na, KlimaCampus EimsbüƩ el, Ohlendorff s Park) RISA-
Ziele einbringen und für RISA-Denkansätze werben.

1.3 Entstehung und FunkƟ on des Berichts

Der vorliegende Bericht beinhaltet wie in Kap. 1.2 dar-
gestellt eine Zusammenfassung der Arbeitsergebnisse 
in 2012. Er wurde maßgeblich von der HCU (Sabine 
Andresen, Wolfgang Dickhaut) verfasst. Zur Entste-
hung einiger Kapitel haben jedoch einzelne Mitglieder 
der Arbeitsgruppe entscheidend beigetragen, die nicht 
unbenannt bleiben sollen. Die Autoren stehen auch 
nach Beendigung der Arbeitsgruppe für Verständnis-
fragen zur Verfügung. 

Kap. 2.5 (Handlungserfordernisse und Defi zite) und 
Kap. 3 (Handlungsempfehlungen) wurden in der Ar-
beitsgruppe gemeinsam abgesƟ mmt.
Elke Kruse aus dem Team der HCU hat im Rahmen ihrer 
DissertaƟ on bzw. ihres Abschlussberichts zum William 
-Lindley-SƟ pendium ebenfalls an einigen Kapiteln mit-
gewirkt, die sie für den Abschlussbericht zur Verfügung 
stellt.
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Kapitel Verfasser*
1.4 Integriertes Regenwassermanagement E. Kruse, S. Andresen
2.1-2.3 Analyse übergeordnete Planungsinstrumente E. Kruse
3.1.1 WasserwirtschaŌ licher Rahmenplan S. Andresen, E. Kruse
3.2.1 WasserwirtschaŌ licher Begleitplan S. Andresen, E. Kruse
3.2.2 Umweltprüfung A. Krumm, S. Andresen
3.2.3 Festsetzungsmöglichkeiten R. Hensel
3.3.3 BewirtschaŌ ungsgrundsätze W. Dickhaut, W. Steinke
3.4.1 Richtlinien, Leiƞ äden, Fachanweisungen O. Jochumsen
3.4.2 Zuständigkeiten M. Weiner, R. Zander
3.4.3 Planungsidee W. Steinke
3.4.4 Diskussionsforen, Fortbildung O. Jochumsen, C. Butenschoen
5.3 Ablaufschema R. Hensel
5.4 WasserwirtschaŌ liche und wasserwirtschaŌ lich wirksame Regelungen 
in Bebauungsplänen

Renate Hensel, Sabine Andre-
sen

Durch die unterschiedlichen AutorenschaŌ en sind teil-
weise unterschiedliche FormulierungssƟ le bedingt, die 
für den Abschlussbericht aus Zeitgründen nicht ver-
einheitlicht werden konnten. Die unterschiedlichen 
VerƟ efungsgrade bei den einzelnen Handlungsemp-
fehlungen (Kap. 3) resulƟ eren aus den begrenzten 

Zeitbudgets der einzelnen Verfasser und auch der AG 
2, sodass nicht alle Handlungsschwerpunkte aus der 
Analysephase verƟ efend bearbeitet werden konnten. 
Es wurde jedoch versucht, für alle Handlungsschwer-
punkte Ziele und Umsetzungsstrategien zu formulie-
ren.

1.4 Ziel: Wassersensible Stadtentwicklung in Hamburg durch 
integriertes Regenwassermanagement

Für einen zukunŌ sfähigen Umgang mit Oberfl ächen-
wasser, der sowohl zusätzliche Flächenversiegelung 
durch Neuerschließung und Nachverdichtung als auch 
mögliche Veränderungen des Niederschlagsgesche-
hens infolge des Klimawandels berücksichƟ gt, wird 
eine wassersensible Stadtentwicklung für Hamburg 
auf gesamtstädƟ scher Ebene angestrebt. Ziel ist, einen 
naturnahen Wasserhaushalt in der Stadt zu bewahren 
bzw. wiederherzustellen und so zum Gewässerschutz 
beizutragen. Des Weiteren soll der Überfl utungsschutz 
stärker bei der weiteren Siedlungsentwicklung berück-
sichƟ gt werden. Dies gilt sowohl für Neubaugebiete als 
auch für die Entwicklung und Qualifi zierung von Be-
standsgebieten. Neben ökologischen und technischen 
Aspekten spielen ökonomische und gestalterische Ge-

sichtspunkte eine wichƟ ge Rolle sowie die Nutzbarkeit 
und Akzeptanz durch die Bürger6.
Die Umsetzung einer wassersensiblen Stadtentwick-
lung erfordert eine enge Zusammenarbeit zwischen 
WasserwirtschaŌ , Stadtplanung, LandschaŌ splanung 
und Verkehrsplanung7 aufseiten der Behörden, der 
Stadtentwässerung, der WissenschaŌ , der Fachbüros 
sowie der Umweltschutzverbände. Dies wird durch 
ein integriertes Regenwassermanagement (IRWM)8 ge-
währleistet, das die OrganisaƟ onsstruktur vorgibt und 
sich aus verschiedenen Bausteinen zusammensetzt, 
die sich auf Gesetzgebung, Maßnahmen, Planung, Fi-
nanzierung und KommunikaƟ on beziehen (siehe Abb. 
3).

6 vgl. Hoelscher 2010, Hoyer/Dickhaut et al. 2011, Nelson 2012: S. 12 
7 vgl. Hoyer/Dickhaut et al. 2011: S. 18, Hoyer/Dickhaut/KronawiƩ er 2011
8 Der Begriff  des IRWM wurde 2011 durch die HCU Hamburg 2011 defi niert (vgl. Kruse 2011) und im Rahmen des RISA-Projektes weiter  
  ergänzt

Tabelle.01 Co-AutorenschaŌ en in einzelnen Kapiteln* zugehörige Dienststellen s. 5.1 im Anhang
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Der erste Baustein beinhaltet die aktuelle Gesetzge-
bung durch europäische,  Bundes- und Länder- 
gesetze9 bzw. poliƟ sche Vorgaben. 

Der zweite Baustein umfasst sowohl die Maßnahmen 
der zentralen als auch der dezentralen Regenwas-
serbewirtschaŌ ung von Niederschlagsabfl üssen, wie 
bspw. Versickerungsmulden, off ene Grabensysteme, 
Gründächer, Bodenfi lter oder Regenrückhaltebecken 
inkl. deren Planung, Ausführung und Unterhaltung. Die 
Defi niƟ on der Zentralität oder Dezentralität von Maß-
nahmen ist vom Kontext abhängig und dementspre-
chend nicht allgemeingülƟ g zu beantworten. 

Für eine großräumige Umsetzung einer wassersensi-
blen Stadtentwicklung sind sowohl planerische (Bau-
stein 3) als auch ökonomische (Baustein 4) Instrumen-
te notwendig, die durch eine abgesƟ mmte Strategie 
zur KommunikaƟ on und Zusammenarbeit (Baustein 5) 
ergänzt wird.

Zu den Planungsinstrumenten zählen auf gesamtstäd-
Ɵ scher Ebene das räumliche Leitbild, der Flächennut-
zungsplan (F-Plan) und das LandschaŌ sprogramm 
(LaPro). Auf der konkreten Vorhabensebene wird der 
Bebauungsplan (B-Plan) zukünŌ ig durch einen wasser-
wirtschaŌ lichen Begleitplan (WBP) ergänzt (siehe Kap. 
3.2.1). Idealerweise werden die Planungsinstrumente 
auf gesamtstädƟ scher Ebene durch einen wasserwirt-
schaŌ lichen Rahmenplan (WRP) ergänzt (siehe Kap. 
3.1.1). Dieser soll einen Rahmen für die zukünŌ ige 
Siedlungs- bzw. Stadtentwicklung (inklusive Verkehrs- 
und Infrastrukturplanung) im gesamten Stadtgebiet 
vorgeben, um so eine wassersensible Stadtentwick-
lung Hamburgs sicherstellen zu können. Der Plan be-
zieht sowohl Neubau- als auch Bestandsgebiete mit 
ein und basiert auf einer gesamtstädƟ schen Analyse 
der naturräumlichen, wasserwirtschaŌ lichen sowie 
stadtstrukturellen BestandssituaƟ on, zeigt Handlungs-
schwerpunkte auf und leitet Handlungsziele sowie 

Maßnahmen mit konkretem räumlichen Bezug ab.

Unter ökonomischen Instrumenten werden Förder-
programme, bspw. für den Bau von Gründächern oder 
auch die gespliƩ ete Abwassergebühr zusammenge-
fasst (siehe Baustein 4). Die Niederschlagswasserge-
bühr kann indirekt durch mögliche Gebührenreduk-
Ɵ onen die Umsetzung von dezentralen Maßnahmen 
fördern. Mit Hilfe von ökonomischen Instrumenten 
können Maßnahmen auf Privatgrundstücken gefördert 
werden, auf die die Stadtverwaltung keinen Zugriff  hat. 
Für die Bausteine 2 bis 4 gilt, dass eine Überprüfung 
der Umsetzung erfolgt.

Der fünŌ e Baustein des Integrierten Regenwasserma-
nagements ist eine abgesƟ mmte Strategie zur OpƟ -
mierung der KommunikaƟ on und der interdisziplinä-
ren Zusammenarbeit innerhalb der Verwaltung sowie 
mit weiteren Planungsbeteiligten. Ergänzt wird die 
Strategie um eine zielgerichtete Öff entlichkeitsarbeit, 
die nach außen an die Bürger und die interessierte 
Fachöff entlichkeit gerichtet ist und diese über die Zie-
le, Maßnahmen und Fördermöglichkeiten informiert. 
Idealerweise ist hier eine zentrale Stelle bzw. Organi-
saƟ onseinheit (z.B. ein Kompetenzzentrum Wasser) 
eingegliedert, in der das vorhandene Knowhow vieler 
Dienststellen zum Thema Wasser gebündelt wird, ge-
meinsame fachliche Grundlagen und Handlungsan-
weisungen erarbeitet werden und eine einheitliche 
Strategie gegenüber den aktuellen Anforderungen und 
Veränderungsnotwendigkeiten verfolgt wird (siehe 
Kap. 3.4.2).

9 vgl. Kap. 3.1 Strukturplan12 z.B. B-Plan Nr. Hamburg-Altstadt 32/Hafen City 1 bis Hamburg-Altstadt 39/Hafen City 5

Abb.04  Bausteine des integrierten Regenwassermanagements zur Umsetzung 
von wassersensibler Stadtentwicklung (Kruse 2011, weiter entwickelt)
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Die Forderung des AkƟ onsprogramms hat der Struk-
turplan „Abwasserentsorgung und Gewässerschutz 
Hamburg“ von 1990 umfangreich konkreƟ siert. Ein Ziel 
ist die Reduzierung der Regenwassermenge, die in die 
Mischwassersiele eingeleitet wird. Der Plan führt dazu 
neben dem Bau einer TrennkanalisaƟ on verschiedene 
dezentrale Maßnahmen zur Versickerung, zum Rück-
halt oder zur direkten Einleitung in Oberfl ächengewäs-
ser an, bspw. die Entsiegelung befesƟ gter Flächen oder 
die Regenwassernutzung. Eine mögliche Belastung des 
Niederschlagswassers wird berücksichƟ gt und die Not-
wendigkeit einer dauerhaŌ en Wartung der Anlagen 
benannt. Zudem legt der Plan fest, dass Regensiele nur 
noch dort geplant und gebaut werden sollen, wo die 
Forderungen nach einer dezentralen Regenwasserbe-
wirtschaŌ ung nicht umsetzbar sind, bspw. bei schwie-
rigem Baugrund oder wenn andere Möglichkeiten der 
Entwässerung in Form von off enen Gräben o.Ä. nicht 
vorhanden sind12 .

Der AbwasserbeseiƟ gungsplan, der im Jahr 2000 
durch die BürgerschaŌ  beschlossen wurde, ergänzt 
den Strukturplan von 1990, wobei der Gewässerschutz 
nicht HaupƩ hema des Plans ist. Neu ist hier der Hin-
weis, dass Grundstückseigentümer und -nutzer mit in 
die Pfl icht genommen werden sollen, wenn es darum 
geht, sich bei lokalen UnweƩ ern oder lang anhalten-
den Regenfällen zu schützen13.

2.1 WasserwirtschaŌ liche Ziele11 

Seit fast 30 Jahren wird in Hamburg ein dezentraler 
Umgang mit Niederschlagswasser aus Gründen des 
Gewässerschutzes gefordert. 1984 war die Forderung 
erstmals Bestandteil des UmweltpoliƟ schen AkƟ ons-
programms des Senats und haƩ e damit in den 80er 
und 90er Jahren einen hohen Stellenwert bei poliƟ -
schen und planerischen Entscheidungen. 

10 vgl. BürgerschaŌ  der FHH 1984 und Andresen et al. 2011: S. 88
11 Der Inhalt dieses Kapitels ist ausführlich in Kruse 2011, Kap. 5.1 dargestellt.28 B-Plan Wilhelmsburg 86
12 FHH 1990
13 BürgerschaŌ  der FHH 2000
14 Für Teilaspekte liegen InformaƟ onen vor, bspw. die Versickerungspotenzialkarte und die Maßnahmenpläne zur Umsetzung der WRRL. 
Eine integrierte Betrachtung vor allem im Zusammenhang mit dem Sielnetz und den bestehenden sowie den neu geplanten städƟ schen 
Strukturen fehlt jedoch bisher.

Der Fokus lag auf einer ökologischen Modernisierung 
der IndustriegesellschaŌ . Die Umsetzung sollte vor al-
lem durch die Rückhaltung und weitgehende Versicke-
rung des Regenabfl usses bzw. die Ableitung in off ene 
Wasserläufe erfolgen10.

Eine gesamtstädƟ sche Analyse und Bewertung der der-
zeiƟ gen wasserwirtschaŌ lichen SituaƟ on Hamburgs 
bezogen auf den Zustand der Oberfl ächengewässer, 
des Grundwassers und des Sielsystems in Form einer 
Karte mit konkreten räumlichen Aussagen ist jedoch 
kein Bestandteil der bisherigen Pläne gewesen und 
liegt derzeit auch nicht vor14.
Inwieweit eine BerücksichƟ gung wasserwirtschaŌ li-
cher Belange in die Stadtentwicklung bzw. in die Bau-
leit- und LandschaŌ splanung mithilfe der Planungsin-
strumente räumliches Leitbild, Flächennutzungsplan 
(F-Plan) und LandschaŌ sprogramm (LaPro) bisher in 
Hamburg erfolgte, stellen die nachfolgenden Abschnit-
te dar. 
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Das räumliche Leitbild ist ein informelles Planungsin-
strument der Stadtentwicklung und gibt einen Orien-
Ɵ erungsrahmen für die angestrebte längerfrisƟ ge Ent-
wicklung der Stadt Hamburg vor. Es benennt Strategien 
und Handlungsprioritäten für die künŌ ige räumliche 
Entwicklung und stellt im Gegensatz zum formellen 
Planungsinstrument Flächennutzungsplan, der fl ä-
chendeckend für das gesamte Stadtgebiet Aussagen 
zur vorgesehenen Flächennutzung triŏ  , eine strategi-
sche Rahmensetzung mit Handlungsfeldern dar. Somit 
setzt es Akzente und Schwerpunkte, die in der Stadt- 
und LandschaŌ splanung zu berücksichƟ gen sind, und 
hat gleichzeiƟ g auf der gesamtstädƟ schen Ebene den 
Gesamtkontext im Blick. 

Das räumliche Leitbild, das erstmals 2007 unter dem 
Titel „Metropole Hamburg – Wachsende Stadt“ im 
Entwurf veröff entlicht wurde, ist von 2008-2010 unter 
dem poliƟ schen Leitbild „Wachsen mit Weitsicht“ ins-
besondere zu einzelnen themaƟ schen Schwerpunkten, 
z.B. mit dem Wohnungsbauentwicklungsplan 2009, 
planerisch weiterentwickelt worden15. Die Kernaussa-
ge des räumlichen Leitbildes lautet „Mehr Stadt in der 
Stadt“ mit dem Ziel, eine qualitätsvolle Innenverdich-
tung zu erreichen. 

Zu verschiedenen gesamtstädƟ schen Themen lie-
gen weitere themaƟ sche Pläne und Programme vor. 
So wird seit 2011 der im räumlichen Leitbild gepräg-
te Begriff  der Qualitätsoff ensive Freiraum zu einem 
strategischen Planungsansatz weiter entwickelt und 
operaƟ onalisiert. Demnach soll eine weitere bauliche 
Verdichtung stets mit einer nutzerorienƟ erten Aufwer-
tung privater und öff entlicher Freiräume einhergehen. 
Zudem sollen in StadtquarƟ eren, die bereits heute mit 
öff entlichen Freiräumen unterversorgt sind, qualitaƟ -
ve Verbesserungen bestehender FreiraumsituaƟ onen 
erreicht werden. Eine von mehreren Leitlinien ist die 
sogenannte „MulƟ codierung“ von Freiräumen. Um 
die vielfälƟ gen Ansprüche in der verdichteten Stadt 
bei knappen Flächenressourcen erfüllen zu können, 
sollen durch die Überlagerung verschiedener FunkƟ o-
nen unterschiedlicher Fachzuständigkeiten (Erholung, 
Naturschutz, Verkehr, WasserwirtschaŌ , soziale und 
technische Infrastruktur) vorhandene Freiräume bes-
ser ausgenutzt und neue Potenziale erschlossen wer-
den, d.h., ein sektorales Nebeneinander verschiedener 

FunkƟ onen wird durch eine integrierte Mehrfachnut-
zung ersetzt. Bezogen auf die wasserwirtschaŌ lichen 
Belange bedeutet dies die KombinaƟ on von Erholungs-
fl ächen mit Anlagen der RegenwasserbewirtschaŌ ung, 
bspw. die Gestaltung von Versickerungs- und RetenƟ -
onsfl ächen als nutzbarer Spiel- und Erholungsraum. 

Die Qualitätsoff ensive Freiraum ist auch Teil des Um-
weltprogramms 2012-2015 der FHH, das im Juli 2012 
veröff entlicht wurde16. Das Umweltprogramm dient 
sowohl als InformaƟ ons- und Diskussionsgrundlage 
für Bewohner, Verbände und Experten, aber auch als 
Richtschnur für das umweltpoliƟ sche Handeln des 
Senats. Ziel des Programms ist, Hamburg bis 2015 
„grüner, gerechter, stärker“ zu entwickeln17. Auch das 
Thema „Klimaanpassung“ nimmt hierin einen großen 
Stellenwert ein, dass vor allem bei der zukünŌ igen 
Stadtplanung BerücksichƟ gung fi nden soll. So soll ein 
AkƟ onsplan zur Klimaanpassung entwickelt werden, 
der alle zwei Jahre fortgeschrieben wird und in dem 
konkrete Maßnahmen zur Klimaanpassung in der 
wachsenden Stadt beschrieben werden. Sowohl die 
dezentrale RegenwasserbewirtschaŌ ung als auch die 
gespliƩ ete Abwassergebühr als indirekte Förderung 
werden dabei als wichƟ ge Bausteine für den Gewäs-
serschutz genannt, um einen naturnahen Wasserhaus-
halt zu erhalten bzw. wiederherzustellen sowie zu ei-
ner Verringerung der Flächenversiegelung beizutragen.

15  Für weitere InformaƟ onen siehe FHH 2007 und BürgerschaŌ  der FHH 2010
16  Für weitere InformaƟ onen siehe FHH 2012

2.2 Räumliches Leitbild
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18  FHH 2012: S. 10
19  vgl. Kruse 2011: Kap. 6.1
20  Der Inhalt dieses Kapitels ist ausführlich in Kruse 2011, Kap. 5 dargestellt.
21  Weitere InformaƟ onen zu den Instrumenten: FHH 1997a und b, FHH 2006

 „Mit dem Projekt RISA werden wir die Weichen für eine zukunŌ sfähige, an die infrastruk- „Mit dem Projekt RISA werden wir die Weichen für eine zukunŌ sfähige, an die infrastruk-
turellen Erfordernisse der Großstadt Hamburg angepasste RegenwasserbewirtschaŌ ung turellen Erfordernisse der Großstadt Hamburg angepasste RegenwasserbewirtschaŌ ung 
stellen. Wir wissen, dass die bisher aufwendig erreichten Erfolge im Gewässerschutz gefähr-stellen. Wir wissen, dass die bisher aufwendig erreichten Erfolge im Gewässerschutz gefähr-
det werden, wenn nicht rechtzeiƟ g richƟ ge Weichenstellungen erfolgen und Maßnahmen det werden, wenn nicht rechtzeiƟ g richƟ ge Weichenstellungen erfolgen und Maßnahmen 
ergriff en werden. In diesem Zusammenhang wird auch erwartet, dass durch die Einführung ergriff en werden. In diesem Zusammenhang wird auch erwartet, dass durch die Einführung 
der gespliƩ eten Abwassergebühr ein Beitrag zur Verringerung der Flächenversiegelung ge-der gespliƩ eten Abwassergebühr ein Beitrag zur Verringerung der Flächenversiegelung ge-
leistet wird. Ziel ist es, eine zukunŌ sfähige RegenwasserbewirtschaŌ ung in Hamburg zu leistet wird. Ziel ist es, eine zukunŌ sfähige RegenwasserbewirtschaŌ ung in Hamburg zu 
etablieren, die in einem „Strukturplan Regenwasser“ festgeschrieben wird. Wir werden etablieren, die in einem „Strukturplan Regenwasser“ festgeschrieben wird. Wir werden 
künŌ ig dafür sorgen, dass das Regenwasser dort aufgenommen wird, wo es anfällt, und künŌ ig dafür sorgen, dass das Regenwasser dort aufgenommen wird, wo es anfällt, und 
– soweit möglich – an Ort und Stelle durch geeignete Anlagen wieder dem natürlichen Was-– soweit möglich – an Ort und Stelle durch geeignete Anlagen wieder dem natürlichen Was-
serkreislauf zugeführt wird. In dem Strukturplan werden konkrete Handlungsempfehlungen serkreislauf zugeführt wird. In dem Strukturplan werden konkrete Handlungsempfehlungen 
und Umsetzungsbeispiele dargestellt sowie Vorgaben für die Verwaltung festgeschrieben. und Umsetzungsbeispiele dargestellt sowie Vorgaben für die Verwaltung festgeschrieben. 
Er wird deshalb in den kommenden Jahren Leitlinie für das Handeln von Verwaltung, Fach-Er wird deshalb in den kommenden Jahren Leitlinie für das Handeln von Verwaltung, Fach-
leuten und Grundstückseigentümern für ein neues Regenwassermanagement in Hamburg leuten und Grundstückseigentümern für ein neues Regenwassermanagement in Hamburg 
seinsein18.“.“

Aus dem Umweltprogramm:

Zudem soll eine Dachbegrünungs-Strategie für Ham-
burg, die derzeit in der BSU entwickelt wird, die Um-
setzung unterstützen.

Diese strategischen Programme und Planungsansätze 
stellen wichƟ ge SchriƩ e zur zukünŌ igen IntegraƟ on 
der RegenwasserbewirtschaŌ ung in die Stadt- und 
Freiraumplanung dar. Eine stärker räumlich geprägte 
IntegraƟ on der RegenwasserbewirtschaŌ ung in die 
Stadtplanung mit gestalterischem Bezug, wie dies bei-
spielsweise in RoƩ erdam mit dem Leitbild „Wasser-
stadt 2030“ geschehen ist, hat Hamburg bisher jedoch 
auch mit dem Umweltprogramm 2012 nicht entwickelt 
und ist auch nicht angedacht. So stellt das Leitbild Rot-
terdams zusammen mit dem Waterplan 2 je nach städ-
Ɵ scher Siedlungsstruktur unterschiedliche wasserwirt-

schaŌ liche Maßnahmen mit konkretem räumlichen 
Bezug in einer Karte dar. Der Ausbau von Kanälen und 
Wasserwegen, die Schaff ung von Gründächern und 
neuen Grünfl ächen oder der Bau sogenannter Wasser-
plätze, die eine mulƟ funkƟ onale Nutzung von Stadt-
plätzen bzw. Spiel- und Sportplätzen zur temporären 
Regenwasserspeicherung vorsehen, dienen gleichzei-
Ɵ g der Aufwertung des städƟ schen Freiraums, wie es 
auch im Rahmen der Qualitätsoff ensive angedacht ist. 
Planungsgrundlage dafür war eine Analyse der derzei-
Ɵ gen und zukünŌ igen wasserwirtschaŌ lichen SituaƟ on 
RoƩ erdams auf gesamtstädƟ scher Ebene.19

2.3 Flächennutzungsplan/LandschaŌ sprogramm
Mithilfe der formellen Planungsinstrumente20 der Bau-
leit- und LandschaŌ splanung (Flächennutzungsplan, 
LandschaŌ sprogramm und Bebauungsplan) kann die 
Umsetzung wasserwirtschaŌ licher Ziele planerisch auf 
gesamtstädƟ scher Ebene vorbereitet werden. 

Die Bauleitplanung ist zweistufi g aufgebaut und be-
steht aus dem übergeordneten Flächennutzungsplan 
(F-Plan) und dem nachfolgenden Bebauungsplan (B-
Plan), der auch verbindlicher Bauleitplan genannt wird. 
Der F-Plan wird durch das LandschaŌ sprogramm (La-
Pro) ergänzt. Dieses stellt den ökologischen und frei-
raumplanerischen Beitrag zur Stadtentwicklung dar.21 
Im F-Plan sind wasserwirtschaŌ liche Vorgaben be-

reits integriert, bspw. unter den Leitlinien zum Thema 
„Ver- und Entsorgung“. Hier ist vermerkt, dass für die 
Ableitung von nicht schädlich verunreinigtem Oberfl ä-
chenwasser die Versickerung oder die off ene Entwäs-
serung über Mulden oder Gräben soweit wie mög-
lich anzuwenden ist. Für eine opƟ mierte IntegraƟ on 
von dezentraler RegenwasserbewirtschaŌ ung in den 
F-Plan ist jedoch eine wasserwirtschaŌ liche Analyse 
auf gesamtstädƟ scher Ebene notwendig, aus der sich 
Handlungsschwerpunkte und Handlungsziele ableiten 
lassen. Auf dieser Grundlage könnten z.B. Baufl ächen 
im F-Plan dargestellt werden, für die eine zentrale Ab-
wasserbeseiƟ gung nicht vorgesehen ist.
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Im LaPro ist das Thema „Dezentrale Regenwasserbe-
wirtschaŌ ung“ bereits sehr ausführlich verankert. Im 
Erläuterungsbericht werden generelle Ziele für den 
Naturhaushalt defi niert, die großen Einfl uss auf den 
Umgang mit Regenabfl üssen haben. Darauf auĩ auend 
werden u.a. für unterschiedliche Siedlungsstrukturen 
(den sogenannten Milieus) Entwicklungsziele defi niert, 
z.B. für das Milieu „Etagenwohnungen“:

• Förderung bodenverbessernder Maßnahmen, ins-
besondere von Entsiegelungen

• Sicherung des Wasserhaushaltes u.a. durch 
Versickerung von Niederschlagswasser

• Förderung von Fassaden-, Dach-, Hoĩ egrünungen 
und naturnaher VegetaƟ onselemente

22 Andresen / Dickhaut 2011

QuanƟ taƟ ve Vorgaben zur Sicherung des Wasserhaus-
halts als Richtwerte für die Entwässerungsplanung 
werden nicht genannt, dafür fehlen bisher jedoch auch 
die entsprechenden Planungsgrundlagen. 

Obwohl die ThemaƟ k im LaPro ausführlich berücksich-
Ɵ gt wird, ist sie nur eines von vielen Themen, die bei 
der Aufstellung von Bebauungsplänen der Abwägung 
unterliegen. Laut Aussage von Behördenmitarbeitern 
fi ndet es im Planungsalltag oŌ mals keine Berücksich-
Ɵ gung. Damit stellt sich die Frage, wie die Umsetzung 
und BerücksichƟ gung wasserwirtschaŌ licher Ziele auf 
gesamtstädƟ scher Ebene in Hamburg gestärkt werden 
kann.

Auf der konkreteren Bebauungs- und Vorhabenebene 
wurde bei der beispielhaŌ en Analyse von vier Ham-
burger Bebauungsplänen22 deutlich, dass einzelne 
Bausteine des Integrierten Regenwassermanagements 
durchaus und in unterschiedlichen KombinaƟ onen 
zum Einsatz kommen, von einem integrierten Regen-
wassermanagement wie in Kap. 1.4 defi niert aber noch 
nicht die Rede sein kann. Insbesondere das Fehlen von 
übergeordneten Leitzielen und Leitlinien mit wasser-
wirtschaŌ lichem Bezug sowie die unzureichende bzw. 
zu späte BerücksichƟ gung wasserwirtschaŌ licher Fach-
kenntnisse erschweren die planerische Umsetzung von 
dezentralen RegenwasserbewirtschaŌ ungskonzepten 
in Hamburg auf B-Plan-Ebene. Grundsätzlich ist dabei 
zu beachten, dass der herstellbare Detaillierungsgrad 
von EntwässerungskonzepƟ onen auf B-Plan-Ebene 

2.4 Bebauungsplanung

abhängig ist von der Aussageschärfe des Bebauungs-
planes, d.h. ein B-Plan mit konkretem Projekthinter-
grund bzw. ein vorhabenbezogener B-Plan ist i.d.R. 
detaillierter in seinen Planungsaussagen als eine reine 
Angebots-Bebauungsplanung (ohne konkreten Pro-
jekthintergrund).

Ist die verƟ efende BeschäŌ igung mit dem Thema Was-
ser z.B. durch wasserwirtschaŌ liche Problemlagen 
(häufi gere Überfl utungen) oder begrenzte Sielkapazi-
täten nicht zwingend erforderlich, hängt der Stellen-
wert des Themas auch nicht selten von der individuel-
len Bewertung des Planverfassers ab.
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2.5 Zusammenfassende Handlungserfordernisse und Defi zite
Die Herleitung und Recherche der in diesem Kapitel 
genannten Defi zite und Handlungserfordernisse ist ein 
Produkt der Analysephase im ersten Arbeitsjahr der 
Arbeitsgruppe (s. auch Kap. 1.1). Die Ergebnisse sind 
in den nachfolgend angeführten Gutachten bzw. Be-
richten ausführlich erläutert und werden in Kap. 2.5.1 
- 2.5.6 sƟ chwortarƟ g zusammenfassend dargestellt: 

• eine Zusammenstellung bisheriger wasserwirt-
schaŌ licher Ziele für Hamburg 33, s. auch Kap. 2.1,

• eine Analyse, inwieweit diese Ziele im räumlichen 
Leitbild Hamburgs, in den ergänzenden Program-
men und IniƟ aƟ ven (Umweltprogramm, Qualität-
soff ensive Freiraum) sowie in den übergeordneten 
Planungsinstrumenten der Bauleit- und Land-
schaŌ splanung in Hamburg verankert wurden 24, s. 
auch Kap. 2.2 - 2.3

• eine Analyse von vier Hamburger Bebauungs-
plänen zum Thema Regenwasser mit dem Fokus 
auf planerische und kommunikaƟ ve Aspekte bei 
der IntegraƟ on von dezentralen Regenwasser-
bewirtschaŌ ungskonzepten in die Stadt- und 
LandschaŌ splanung bzw. auf den Stellenwert des 
Themas Regenwasser in den Planungs- und Ent-
scheidungsprozessen 25.

An dieser Stelle sei ausdrücklich darauf hingewiesen, 
dass 

• die im Folgenden dargestellte PaleƩ e an Hand-
lungserfordernissen in ihrer Gesamtheit selbstver-
ständlich nicht auf jedes einzelne Planverfahren in 
Hamburg zutriŏ  , sondern eine Gesamtschau von 
vielen verschiedenen Einzelaspekten darstellt,

• nur die intensive Mitarbeit und BereitschaŌ  ein-
zelner Dienststellen über Veränderungen nach-
zudenken, diesen Detaillierungsgrad an OpƟ mie-
rungsvorschlägen möglich machte,

• sich die Anforderungen der Einbeziehung wasser-
wirtschaŌ licher Belange derzeit deutlich verän-
dern, und insofern für die derzeiƟ ge und lange Zeit 
auch ausreichende Planungspraxis in Anbetracht 
dieser Veränderungen verƟ efende Vorgehenswei-
sen notwendig werden.

23 vgl. Kruse 2011, Kap. 5.1
24 vgl. Kruse 2011, Kap. 5.2 und 5.3   LandschaŌ sbildes
25 vgl. Andresen, Dickhaut 2011
26 vgl. Andresen, Dickhaut 2011 Kap. 4
27 z.B. § 5 WHG Allgemeine Sorgfaltspfl ichten und § 6 WHG Allgemeine Grundsätze der GewässerbewirtschaŌ ung, insbesondere § 55 (2) 
WHG: „Niederschlagswasser soll ortsnah versickert, verrieselt oder direkt oder über eine KanalisaƟ on ohne Vermischung mit Schmutz-
wasser in ein Gewässer eingeleitet werden, soweit dem weder wasserrechtliche noch sonsƟ ge öff entlich-rechtliche VorschriŌ en noch 
wasserwirtschaŌ liche Belange entgegenstehen“.  
28 z.B. § 35 HWaG Umfang der Unterhaltung und § 49 Schutz von LebensstäƩ en beim Gewässerausbau und naturnahe Unterhaltung 

Im Hinblick auf die Planungsebenen wur-
den im Einzelnen folgende Defi zite analysiert26: 

2.5.1 Obere Planungsebene
WasserwirtschaŌ liche Ziele und Leitlinien

• Fehlen von gesamtstädƟ schen, wasserwirtschaŌ -
lichen Zielen und Leitlinien zum Thema „Umgang 
mit Regenwasser in Hamburg“ auf oberster Pla-
nungsebene als Richtungsweiser für alle Planungs-
beteiligten,

• Fehlen von verbindlichen wasserbezogenen Be-
wirtschaŌ ungsgrundsätzen bzw. ggf. -hierarchien 
als allgemein anerkannte Grundlage für die Erar-
beitung von RegenwasserbewirtschaŌ ungskon-
zepten im Rahmen von Neu- und Umplanungen.

WasserwirtschaŌ licher Rahmenplan

• Fehlen eines großräumigen und übergeordneten, 
wasserwirtschaŌ lichen Rahmenplans auf oberer 
(und ggf. auch auf miƩ lerer Planungsebene), auf-
bauend auf den wasserwirtschaŌ lichen Zielen und 
Leitlinien als Grundlage für die Planung und Um-
setzung von RegenwasserbewirtschaŌ ungsmaß-
nahmen 

Verbindlichkeit übergeordneter Vorgaben

• Unzureichende BerücksichƟ gung vorhandener, 
übergeordneter wasserwirtschaŌ licher Vorgaben 
in den unteren Planungsebenen:

- z.B. direkt wirksame Paragraphen des WHG27 
und HWaG28,

- DWA-MerkblaƩ  15329,

- Flächennutzungsplan, LandschaŌ sprogramm, 

- Hamburger Leiƞ aden „Dezentrale naturnahe 
RegenwasserbewirtschaŌ ung“3.
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2.5.2 Bebauungsplanebene

Im Hinblick auf die B-Plan Ebene wurden folgende 

Defi zite analysiert:

FrühzeiƟ ge, integrierte Planungen   
 
• Fehlende bzw. zu späte Einbeziehung detaillierter 

wasserwirtschaŌ licher Planungen in städtebauli-
che Konzepte (Folgen: keine verfügbaren Flächen 
für dezentrale Maßnahmen, spätere, oŌ  schwie-
rige Anpassungsnotwendigkeiten im Städtebau, 
Kostensteigerungen durch Überplanungen etc.),  
    

• zu kleinteilige, vorhabenbezogene Grundsatzdis-
kussionen zwischen den planenden Dienststellen 
(Stadtplanung, WasserwirtschaŌ , LandschaŌ s-
planung) zur Ausrichtung der Regenwasserbe-
wirtschaŌ ung sowie daraus resulƟ erende situ-
aƟ onsbedingte Einzelfallentscheidungen ohne 
fachliches wasserwirtschaŌ liches Gesamtkonzept 
(Folgen: Zeit-, Energie- und Qualitätsverluste, un-
terschiedliche Bewertung der Notwendigkeit bzw. 
des Stellenwertes von dezentralen Regenwasser-
bewirtschaŌ ungskonzepten etc.),  

• Nicht-Kenntnis bzw. mangelnde InformaƟ onen 
über die wasserwirtschaŌ liche GesamtsituaƟ on 
in Hamburg durch fehlende Gesamteinschätzun-
gen und Handlungsanweisungen für die Planungs-
akteure, insbesondere für die Stadtplaner sowie 
die fehlende BereitschaŌ , das jeweilig betroff ene 
wasserwirtschaŌ liche Einzugsgebiet zu beachten 
(Folgen: zu kleinräumige Betrachtung, zu geringe 
oder fehlende BerücksichƟ gung der wasserbezo-
genen Erfordernisse),   

• mangelnde Rückkoppelung mit der Wasserwirt-
schaŌ  bei Überplanungen und/oder Weiterent-
wicklungen der städtebaulichen KonzepƟ onen 
(Folgen: bereits erarbeitete Entwässerungskon-
zepƟ onen werden nicht aktualisiert bzw. ange-
passt).

Plangebiet     
 
• zu kleinräumige Betrachtung wasserwirtschaŌ li-

cher Aspekte durch räumliche Begrenztheit des 
Geltungsbereiches (Folgen: strategisch wichƟ ge 
Flächen für dezentrale Maßnahmen liegen ggf. 
nicht im Plangebiet, komplexere wasserbezogene 
Wirkungsgefüge und -zusammenhänge können 
nicht betrachtet werden etc.). 

Planungsgrundlagen     
 
• zu grobe Einbeziehung von Relief und Topographie 

bei der Entwicklung von wasserwirtschaŌ lichen 
Konzepten (Folgen: unbefriedigende (Höhen-)Ge-
staltung, Kosten durch aufwendige Bodenbewe-
gungen, erhöhter Technikeinsatz etc.),  
    

• unzureichende BerücksichƟ gung bzw. Fehlinter-
pretaƟ on von Bodengutachten (z.B. Versicke-
rungsfähigkeit des Bodens) und daraus resulƟ e-
rende Planungen31 (Folgen: Planungskonzepte, die 
den Bedingungen vor Ort in Wirklichkeit nicht ent-
sprechen, Entscheidung gegen dezentrale Maß-
nahmen).

Umweltprüfung     
 
• Betrachtungsschärfe des Schutzgutes Wassers, 

insbesondere im Hinblick auf die Oberfl ächen-
gewässer, ist im Vergleich z.B. zum Schutzgut 
Mensch (Lärm) oder zum Schutzgut Pfl anzen/Tie-
re (Artenschutz) aufgrund von nicht ausreichend 
vorhandenen Bestandsdaten bzw. nicht-vorhan-
denen oder zu groben Regenwasserbewirtschaf-
tungskonzepten in dieser Planungsphase deutlich 
gröber (Folgen: mangelnde BerücksichƟ gung von 
wasserbezogenen Minimierungsmaßnahmen).

Flächenverteilungen und Flächenzuordnungen für 
Maßnahmen der dezentralen Regenwasserbewirt-
schaŌ ung     
 
• Reibungsverluste durch „Verteilungskämpfe“ zwi-

schen den Dienststellen bei der Flächenverteilung 
für die Umsetzung von Maßnahmen der dezent-
ralen RegenwasserbewirtschaŌ ung bzw. bei den 
damit verbundenen Unterhaltungs- und Zustän-
digkeitspfl ichten, z.B. insbesondere für den Fall 
der Mitbenutzung32 von Flächen für die temporäre 
Zwischenspeicherung von Regenabfl uss (Folgen: 
keine Umsetzung von Mitbenutzung).

Textliche und grafi sche Festsetzungsmöglichkeiten 
 
• Unzureichende Festsetzungsmöglichkeiten von 

Maßnahmen der dezentralen Regenwasserbewirt-
schaŌ ung (z.B. gedrosselte Ableitung, Mitbenut-
zung),     
 

• Defi zite in der Umsetzung wasserwirtschaŌ licher 
Konzepte bzw. Maßnahmen, die in der Begrün-
dung zum B-Plan beschrieben sind (Absichtserklä-

29 Kap. 3.2 Handlungsempfehlungen zum Umgang mit Regenwasser
30 FHH 2006
31 Jurleit / Dickhaut 2011
32  s. auch Kap. 3.5 Mitbenutzung
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rungen), aber nicht durch Festsetzungen verbind-
lich gesichert sind und so auch nicht Gegenstand 
der Bauprüfung werden,   

• Unsicherheiten im Hinblick auf eine grafi sche B-
Plan-Darstellung einer Mitbenutzung von Flächen 
für die temporäre Zwischenspeicherung von Re-
genabfl uss in der Planzeichnung.

Planungsidee/Planungsqualität    
 
• Mangelnde Sicherung der ursprünglichen wasser-

wirtschaŌ lichen Planungsidee und damit von ge-
stalterischer und wasserwirtschaŌ licher Qualität 
auf dem Weg durch die Planungsinstanzen WeƩ -
bewerb/Gutachterverfahren - Rahmenplanung/
FunkƟ onsplanung - Bebauungsplanung - Geneh-
migungsplanung aufgrund von Ressortkonkurren-
zen, poliƟ schen Veränderungen, einer Vielzahl von 
Akteuren mit divergierenden Ansprüchen an we-
nige Flächen, rechtlichen Rahmenbedingungen, 
engen Finanzrahmen u.Ä. (Folgen: teilweise gra-
vierende Qualitätsverluste, Nicht-Wiedererken-
nung der Planungsidee nach der Umsetzung etc.).

2.5.3 Umsetzungs- und 
Genehmigungsebene

Im Hinblick auf die Umsetzungs- bzw. Genehmi-
gungsebene wurden folgende Defi zite analysiert:

SchniƩ stelle Bebauungsplanung - Bauprüfung 
      
Mangelnde Rückkopplung zwischen Bebauungsplanern 
und Bauprüfern bei Abweichungen oder Befreiungen 
von Festsetzungen des Bebauungsplanes in Bezug auf 
die wasserwirtschaŌ liche Planung bzw. Maßnahmen, 
(Folgen: Qualitätsverluste der wasserwirtschaŌ lichen 
Konzepte durch Minimierung von Rückhaltekapazitä-
ten, Unterbrechung von Entwässerungssystemen (z.B. 
Notabfl usswege) durch Nichteinhaltung von Höhen-
vorgaben etc.),

mangelnde Beachtung bzw. fast regelhaŌ e Befreiung 
von wasserwirtschaŌ lichen Festsetzungen, da diese 
als hinderlich bzw. nicht wichƟ g eingeschätzt werden.

33 vgl. Andresen, Dickhaut 2011 Kap. 4

2.5.4 Verwaltungshandeln

Im Hinblick auf das Verwaltungshandeln wurden im 
Einzelnen folgende Defi zite analysiert33: 

Richtlinien, Leiƞ äden und Fachanweisungen

• Defi zite in der BerücksichƟ gung bzw. mangeln-
den VerƟ efung wasserwirtschaŌ licher Belange in 
Richtlinien, Leiƞ äden und Fachanweisungen (z.B. 
„Leiƞ aden Bauleitplanung – Verfahren“, „Hinweise 
für die Bearbeitung von Bebauungsplänen“ (sog. 
„Blaue Bücher“)).

Zuständigkeiten

• Unklare bzw. unübersichtliche Regelung der kom-
plexen und durch zahlreiche Verwaltungsrefor-
men geprägten Zuständigkeiten und Verantwort-
lichkeiten der wasserbezogenen Dienststellen in 
Planungs- und Genehmigungsverfahren (Folgen: 
teilweise gravierende inhaltliche und kommunika-
Ɵ ve Reibungs- und Qualitätsverluste).

Verwaltungsinterne Diskussionsforen 

• Mangelnde Zeit und fehlender „Raum“ für ver-
waltungsinterne, inhaltliche und konzepƟ onelle 
Diskussions- und Austauschprozesse zum Thema 
Regenwasser neben den vorhabenbezogenen, 
durch das BauGB vorgegebenen formalen Beteili-
gungsverfahren (GrobabsƟ mmung, Arbeitskreis I, 
Arbeitskreis II).

Verwaltungsinterne Fortbildungsveranstaltungen 

• Defi zite im Bereich verƟ efender Kenntnisse zu 
wasserbezogenen Themen (z.B. Notwendigkeit 
zur Klimaanpassung aufgrund zunehmender Star-
kregenereignisse und veränderter Niederschlags-
muster, technische Möglichkeiten der dezentralen 
RegenwasserbewirtschaŌ ung, gestalterische Ein-
bindung von Anlagen der dezentralen Regenwas-
serbewirtschaŌ ung, Umsetzung und Gestaltung 
von mitbenutzten Flächen) bei den wasserbezoge-
nen Akteuren in Planung und Umsetzung. 



Kapitel 2 Analyse: WasserwirtschaŌ liche Ziele in Hamburg und 
deren IntegraƟ on in die Planungsinstrumente

21

34 Defi niƟ on s. Kap. 3.5.1

2.5.5 Mitbenutzung von Flächen34  

Rechtsfragen zur Mitbenutzung

• Nicht geklärte HaŌ ungsfragen und rechtliche Rah-
menbedingungen im Hinblick auf die temporäre 
Mitbenutzung von Flächen für die Zwischenspei-
cherung von Regenwasserabfl uss, (Folgen: Nicht-
Umsetzung der Mitbenutzung). 

Finanzielle Regelungen zur Mitbenutzung

• Nicht geklärte Finanzierungsregelungen von In-
vesƟ Ɵ ons- und Unterhaltungskosten im Hinblick 
auf die temporäre Mitbenutzung von Flächen für 
die Zwischenspeicherung von Regenwasserabfl uss 
(Folgen: Nicht-Umsetzung der Mitbenutzung). 

 

2.5.6 Planungsbezogene rechtli-
che und fi nanzielle Handlungser-
fordernisse

Fehlende fi nanzielle MiƩ el für die Gewässerunterhal-
tung

• für die Gewässerunterhaltung stehen zu wenig 
MiƩ el zur Verfügung bzw. die MiƩ el werden nicht 
analog zum Anlagenzuwachs aufgestockt (Folge: 
die BereitschaŌ  bei den Verantwortlichen, weitere 
Anlagen zur RegenwasserbewirtschaŌ ung neu zu 
bauen, ist gering).

KostenermiƩ lung für Maßnahmen der dezentralen Re-
genwasserbewirtschaŌ ung

• Kenntnisdefi zite/mangelnde InformaƟ on der Pla-
nungsakteure während der Planungsphase ins-
besondere bei B-Plänen mit konkretem Projekt-
hintergrund im Bereich KostenkalkulaƟ on bzw. 
Kosteneinschätzung in Bezug auf Mehr- oder 
Minderkosten durch Anlagen der dezentralen 
RegenwasserbewirtschaŌ ung (InvesƟ Ɵ ons- und 
Unterhaltungskosten) gegenüber herkömmlichen 
Bauweisen als Grundlage für Entscheidungen 
(Folgen: Beibehaltung konvenƟ oneller Entwässe-
rungskonzepte).

Fördermöglichkeiten von Maßnahmen der dezentralen 
RegenwasserbewirtschaŌ ung

• zu wenig fi nanzielle Förderanreize für Privatleute, 
die dezentrale RegenwasserbewirtschaŌ ung auf 
privaten Flächen umsetzen wollen, z.B. in Form 
einer einmaligen Förderung für den Bau von Versi-
ckerungseinrichtungen o.Ä..
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3.1 Obere Planungsebene

3.1.1 WasserwirtschaŌ lichen 
Rahmenplan (WRP) aufstellen

Nachfolgend werden für alle analysierten Handlungs-
erfordernisse (s. Kap. 2.5) jeweils Ziele und Handlungs-
empfehlungen bzw. Umsetzungsstrategien benannt. 
Wie bereits in Kap. 1.3 erläutert, ist der VerƟ efungsgrad 
der einzelnen Handlungsempfehlungen unterschied-
lich. Bedingt durch die Komplexität der Analyseergeb-
nisse und des begrenzten Zeitbudgets der Verfasser 
und auch der gesamten Arbeitsgruppe mussten bei 

Ziel: WasserwirtschaŌ licher Rahmenplan WRP als 
Richtungsweiser für eine wassersensible Stadtentwick-
lung in Hamburg

• GesamtstädƟ sches Konzept zum „zukunŌ sfähigen 
Umgang mit Regenwasser in Hamburg“ mit einer 
stärker räumlich-gestalterisch geprägten IntegraƟ -
on der RegenwasserbewirtschaŌ ung in die Stadt- 
und Freiraumplanung als Arbeitsgrundlage und 
Richtungsweiser für alle Planungsbeteiligten:

- mit wasserwirtschaŌ lichen Leitzielen und Leit-
linien,

- mit Handlungsschwerpunkten und Handlungs-
zielen,

- ggf. als Fachplan zum räumlichen Leitbild der 
Hansestadt Hamburg mit IntegraƟ on von Kern-
aussagen ins Leitbild,

- als Grundlage zur Übernahme von Zielen in den 
F-Plan und das LaPro.

Umsetzungsstrategie:

• Erarbeiten des wasserwirtschaŌ lichen Rahmen-
plans (Vorschlag für ArbeitsschriƩ e s.u.) in einem 
interdisziplinären Planungsprozesses,

• vorab: Ergänzung wasserwirtschaŌ licher Themen 
im räumlichen Leitbild, bis ein WRP vorliegt,

• poliƟ sche Verankerung durch Senats- oder Bürger-
schaŌ sbeschluss.

Wie die Auswertung der übergeordneten Planungsins-
trumente zeigte (Kap. 2.1 - 2.3), liegt derzeit für Ham-
burg noch keine gesamtstädƟ sche Analyse und Bewer-
tung der wasserwirtschaŌ lichen SituaƟ on im Hinblick 
auf den Zustand der Oberfl ächengewässer, des Grund-
wassers und des Sielsystems in Form von konkreten 
räumlichen Aussagen und planerischen Handlungser-
fordernissen für einzelne Stadtgebiete vor.35

GleichzeiƟ g äußern jedoch - dies zeigte ebenfalls die 
Analyse36 - viele Planungsakteure auf der unteren Pla-
nungsebene einen großen Bedarf genau für dieses 
gesamtstädƟ sche wasserwirtschaŌ liche und in die 
Stadtplanung integrierte Konzept. Es wird für dringend 
notwendig erachtet, die derzeiƟ ge Planungspraxis der 
Erarbeitung von oŌ  sehr kleinteiligen wasserwirtschaŌ -
lichen Konzepten und Lösungen in eine Planungskultur 
umzuwandeln, in der Entwässerungskonzepte auf B-
Planebene und auf der Genehmigungsebene auf der 
Grundlage eines wasserwirtschaŌ lichen räumlichen 
Gesamtkonzeptes erstellt werden können. Zudem sind 
wasserwirtschaŌ liche Aussagen und Konzepte für die 
fl ächenmäßig sehr großen Bestandsgebiete zu erarbei-
ten, die über die Bebauungsplanung nur in geringen 
Teilen erfasst werden. Für diese Flächen liegen in den 
wenigsten Fällen wasserwirtschaŌ liche Konzepte vor 
(Ausnahme z.B. Gewässerschutzkonzepte für einzelne 
Fließgewässer).

Auch der Strukturplan wird - zumindest nach derzei-
Ɵ gem Kenntnisstand - kein räumliches wasserwirt-
schaŌ liches Gesamtkonzept beinhalten, schaŏ   jedoch 
hierfür erste wichƟ ge Grundlagen (z.B. Analyse der 
AusgangssituaƟ on, Formulieren von Handlungszielen 
und Umsetzungsstrategien).

Der in Kap. 3.2.1 entwickelte WasserwirtschaŌ liche 
Begleitplan WBP auf B-Planebene stellt einen ersten 
SchriƩ  auf dem Weg zu einer Betrachtung größerer 

35 Für Teilaspekte liegen InformaƟ onen vor, bspw. die VersickerungspotenƟ alkarte und die Maßnahmenpläne zur Umsetzung der WRRL, 
eine integrierte Betrachtung vor allem im Zusammenhang mit dem Sielnetz fehlt jedoch.
36 Andresen / Dickhaut 2011, Kap. 4

der Bearbeitung Prioritäten gesetzt werden. Es wurde 
jedoch versucht, für alle Handlungsschwerpunkte Ziele 
und daraus abgeleitete Umsetzungsstrategien zu for-
mulieren, dies teilweise "nur" sƟ chwortarƟ g und sehr 
komprimiert und teilweise ausführlich mit konkreten 
Vorschlägen für Maßnahmen.
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wasserwirtschaŌ licher (räumlicher) Zusammenhänge 
im Kontext mit konkreten städtebaulichen Planungen 
dar. Er ersetzt jedoch kein Gesamtkonzept im o.g. Sin-
ne. Im OpƟ malfall wird langfrisƟ g auch der Wasser-
wirtschaŌ liche Begleitplan auf der Grundlage einer 
gesamtstädƟ schen wasserwirtschaŌ lichen Rahmen-
planung erarbeitet und kann dann ggf. im Bearbei-
tungsumfang reduziert werden.
Die gezeigte Tabelle 2 zeigt die Verortung der ange-
dachten "neuen" wasserwirtschaŌ lichen Planungsin-
strumente in den unterschiedlichen Planungsebenen.

Planungsebenen Vorhandene Planungsinstrumente „Neue“ Planungsinstrumente

Informelle Planung Räumliches Leitbild
WasserwirtschaŌ licher Rah-
menplan WRPVorbereitende Bauleitplanung Flächennutzungsplan

LandschaŌ sprogramm

Informelle Planung Städtebauliche Rahmenpläne 
Masterpläne37 
FunkƟ onspläne38

ggf. bis zur Aufstellung eines 
WRPs: WasserwirtschaŌ liche 
Konzepte für Teilgebiete (iniƟ -
iert durch konkrete Vorhaben 
oder durch besonderes Scha-
densrisiko bzw. Überfl utungs-
häufi gkeiten) als temporäre 
Zwischenlösung

Verbindliche Bauleitplanung Bebauungspläne WasserwirtschaŌ licher Begleit-
plan WBP

Tabelle 02: Zuordnung der „neuen“ wasserwirtschaŌ lichen Planungsinstrumente für Hamburg zu den Planungs-
ebenen

37 z.B. als Ergebnis von Ideen- und RealisierungsweƩ bewerben (z.B. Masterplan Hafencity)
38 z.B. Städtebaulicher FunkƟ onsplan Campus Bundesstraße EimsbüƩ el

Der wasserwirtschaŌ liche Rahmenplan (und auch der 
WasserwirtschaŌ liche Begleitplan) bildet in ZukunŌ  ei-
nen wichƟ gen Baustein des Integrierten Regenwasser-
managements in Hamburg zur Einführung und Umset-
zung einer wassersensiblen Stadtentwicklung (s. Kap. 
1.4, insbesondere Baustein 3).

Im Folgenden wird eine Art Arbeitsprogramm zur Erar-
beitung eines wasserwirtschaŌ lichen Rahmenplans für 
Gesamt-Hamburg aufgestellt, das erste Überlegungen 
zu Inhalten und ArbeitsschriƩ en dieser Gesamtplanung 
formuliert. Leider konnte dieses Thema im Rahmen 
der AG 2 nicht verƟ efender bearbeitet werden, wird 
jedoch langfrisƟ g als unerlässlich bewertet. Zudem ist 
der Austausch mit den anderen RISA-Arbeitsgruppen 
notwendig, um weitere Anforderungen aus anderen 
Blickwinkeln heraus zu ergänzen.

Profi l für einen wasserwirtschaŌ lichen Rahmenplan 
WRP in Hamburg

Ziel: 
• GesamtstädƟ sche wasserwirtschaŌ liche Analyse 

und Bewertung,
• Ableitung von räumlichen Handlungsschwerpunk-

ten und Handlungszielen,
• Erarbeitung von fl ächenbezogenen, in die Stadt-

planung integrierte wasserwirtschaŌ lichen Maß-
nahmen 

Teil A: Analyse und Handlungsschwerpunkte aus was-
serwirtschaŌ licher Sicht

1. SchriƩ : GesamtstädƟ sche wasserwirtschaŌ liche Be-
standsaufnahme:

• Oberfl ächengewässer
• Grundwasser (ggf. oberfl ächennah)
• Sielsystem
• Überfl utungs- und Hochwasserrisiko (Klimawan-

del)

durch Auswertung bzw. Fortschreibung grundlegender 
wasserwirtschaŌ licher, infrastruktureller und hydro-
geologischer Daten, z. B:
Versickerungspotenzialkarte, Bodenkarten, Fließweg- 
und Senkenanalyse, Verdunstungspotenzialkarte, 
Grundwassergleichenplan, Netzplan Abwasserentsor-
gung, Kanalkataster, Handlungsschwerpunkte Kompe-
tenzNetzwerk etc.



Kapitel 3 Handlungsempfehlungen und Umsetzungsstrategien

26

Ergebnis:
z.B. Bereiche mit besonderem Schadensrisiko (z.B. 
entlang von Gewässern, als Folge von Starkregen) und 
deren (Teil-)Einzugsgebiete, Bereiche mit stark verän-
derter Wasserbilanz, GewässerabschniƩ e mit stark 
verändertem hydraulischem Regime etc.

2. SchriƩ : Bewertung der Ergebnisse

• Erarbeitung von wasserwirtschaŌ lichen Leitzie-
len und Leitlinien (die bisher noch fehlen, s. Kap. 
2.5.1)

• Festlegung von Bewertungskriterien auf der 
Grundlage der erarbeiteten Leitziele

• Durchführung der Bewertung

3. SchriƩ : Ableitung von Handlungsschwerpunkten mit 
räumlichem Bezug (Pläne und Karten) und Handlungs-
zielen, z.B. in Form von:

• Einleitbegrenzungen für Einzugs- oder Teileinzugs-
gebieten von Gewässern oder Sielen,

• Vorgaben von Wasserbilanzen für besƟ mmte Ge-
biete,

• Schwerpunktgebiete Dachbegrünung,
• Straßenabwasserbehandlung,
• Abkoppelungsgebiete,
• Notwasserwege, Mitbenutzungsfl ächen (s. auch 

Kap. 3.5)

Zuständigkeit und KoordinaƟ on aller drei Arbeitsschrit-
te:

BSU U oder eine neu zu konzipierende OrganisaƟ ons-
einheit "WasserwirtschaŌ  in einer Hand" oder "Kom-
petenzzentrum Wasser" (s. auch Kap. 3.2.1.9 und 3.4.2)

Teil B: Integrierte Betrachtung mit der Stadtplanung

1. SchriƩ : Verschneidung mit gesamtstädƟ schen Sied-
lungsstrukturen:

• im Bestand und
• unter BerücksichƟ gung von Planungen (z.B. Woh-

nungsbauprogramme, andere Programme) mög-
liche Grundlage: Siedlungsstrukturtypen in Ham-
burg 39

2. SchriƩ : Ableitung von Handlungsschwerpunkten 
bzw. Erarbeitung von in die Stadtplanung integrierten 
Maßnahmen mit konkretem räumlichen Bezug:

Die ortsspezifi schen Maßnahmen können sich sowohl 
auf einzelne Grundstücke als auch auf ein gesamtes 
Wohngebiet, ein (Teil-) Einzugsgebiet eines Fließge-
wässers bzw. der KanalisaƟ on beziehen.

Zuständigkeit und KoordinaƟ on der ArbeitsschriƩ e:

BSU U (oder eine neu zu konzipierende OrganisaƟ -
onseinheit "WasserwirtschaŌ  in einer Hand" s.o.) in 
ArbeitsgemeinschaŌ  bzw. in einer gemeinsamen Pro-
jektgruppe mit BSU LP

Teil C: poliƟ sche Einbindung und Beschlussfassung

• poliƟ sche Verankerung durch Senats- oder Bürger-
schaŌ sbeschluss

• Übernahme der Kernaussagen in das Räumliche 
Leitbild der Hansestadt

• ggf. Anpassung der gesetzlichen Grundlagen 
(Hamburger Wassergesetz) 

39 vgl. Zimmermann et al. 2013 bzw. Kruse et al. 2013 und Fink/Klostermann 2012
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3.2.1 WasserwirtschaŌ lichen Be-
gleitplan WBP einführen

Ziel: FrühzeiƟ ge, integrierte Planungen veranlassen

• FrühzeiƟ ge Einbindung wasserwirtschaŌ licher 
Planungen und wasserwirtschaŌ licher Kompetenz 
auf der B-Planebene,

• integrierte Planungen durch interdisziplinäre Be-
arbeitung (Stadtplanung, LandschaŌ splanung, 
WasserwirtschaŌ ) in einer frühen Planungsphase.

Umsetzungsstrategien:

• Etablierung standortangepasster, integrierter de-
zentraler EntwässerungskonzepƟ onen, die selbst-
verständlicher Bestandteil der Stadt- und Land-
schaŌ splanung sind,

• Einführung des wasserwirtschaŌ lichen Begleit-
plans WBP, dadurch rechtzeiƟ ge ImplemenƟ erung 
wasserwirtschaŌ licher Konzepte in die Stadtpla-
nung (ArbeitsschriƩ e s.u.), 

• mit dem WBP Einführung einer verbindlichen 
BerücksichƟ gung wasserwirtschaŌ licher Belange 
bzw. einer verbindlichen Beteiligung der wasser-
bezogenenen Dienststellen in die Verfahren Bau-
leitplanung, WeƩ bewerbe und Genehmigungsver-
fahren.

Von der HCU wurde ein Profi l für einen wasserwirt-
schaŌ lichen Begleitplan erarbeitet, der in mehreren 
Arbeitsgruppentreff en diskuƟ ert und verfeinert wurde.

Profi l für einen wasserwirtschaŌ lichen Begleitplan in 
Hamburg

3.2.1.1 Vorbemerkung/Hintergründe

Grundsätzlich soll der wasserwirtschaŌ liche Begleit-
plan (im folgenden WBP genannt) eine angemessene 
und effi  ziente IntegraƟ on der Belange der Regenwas-
serbewirtschaŌ ung in den Bebauungsplanprozess si-
chern. Im Wesentlichen geht es um eine frühzeiƟ gere 
und funkƟ onal-gestalterische Einbindung der wasser-
wirtschaŌ lichen Erfordernisse in die städtebaulichen 
Bebauungskonzepte und somit um eine Sicherstellung 
eines funkƟ onierenden Entwässerungskonzeptes, was 
wiederum eine Steigerung der Planungsqualität be-
deutet. Dabei ist das Bearbeitungsgebiet des WBPs 

i.d.R. größer als der Geltungsbereich, um die notwen-
digen wasserwirtschaŌ lichen Zusammenhänge ausrei-
chend betrachten zu können.

Sollte der Bebauungsplanung ein WeƩ bewerb voraus-
gehen, ist mind. die 1. Stufe des WBPS zwischen den 
beteiligten Akteuren abzusƟ mmen, um ggf. für die 
Auslobung wichƟ ge Weichenstellungen aus wasser-
wirtschaŌ licher Sicht zu formulieren.

Grundsätzlich besteht Einigkeit, dass der WBP nicht 
zu einer Verzögerung der Planverfahren und nicht zu 
einer inhaltlichen „Auĩ lähung“ des Themas Wassers 
beitragen darf und soll. Die Erarbeitung des WBPs soll 
die aus fachlicher Sicht notwendige BerücksichƟ gung 
des Schutzgutes Wasser mit dem Fokus auf die Nieder-
schlagswasserbewirtschaŌ ung sichern und erleichtern. 
Nicht bzw. nicht verƟ efend betrachtet werden z.B. Fra-
gestellungen der Wasserversorgung, der Schmutzwas-
serableitung und –reinigung, der Gewässerökologie 
bestehender Gewässer etc.

Durch die Zweistufi gkeit des Verfahrens mit einer 
schnellen und kurzfrisƟ gen behördeninternen Prüfung 
in der 1. Stufe sowie einer ausführlicheren 2. Stufe wird 
eine in die bestehenden Verwaltungsstrukturen einge-
wobene, opƟ mierte IntegraƟ on der wasserwirtschaŌ -
lichen Belange in den Planungsprozess angestrebt. Die 
1. Stufe wird in Altona bereits zwischen der Stadtpla-
nung (SL) und der WasserwirtschaŌ  prakƟ ziert, was 
auch als Teilerfolg von RISA betrachtet werden kann. 
Die 2. Stufe wird bereits jetzt auch schon häufi g, aber 
i.d.R. erst in einer späteren Planungsphase erarbeitet.

3.2.1.2 Ziele und FunkƟ onen des WBPs

• FrühzeiƟ ge Erfassung, Abwägung und Berück-
sichƟ gung wasserwirtschaŌ licher Belange in der 
B-Planung bzw. bei vorgeschalteten Planungen 
(WeƩ bewerbe, Gutachterverfahren),

• IntegraƟ on in die Stadt- und LandschaŌ splanung 
durch frühzeiƟ ge und konƟ nuierliche AbsƟ mmung 
und Rückkopplung mit der Stadt- und LandschaŌ s-
planung,

• Betrachtung aller für den Geltungsbereich aus 
wasserwirtschaŌ lich Sicht relevanten Flächen, ggf. 
auch außerhalb des Geltungsbereiches,

• Prüfung und Sicherung der Flächenverfügbarkeit 
für wasserwirtschaŌ liche Maßnahmen innerhalb 
und ggf. auch außerhalb des B-Plan-Gebietes

3.2 Bebauungsplanebene
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3.2.1.3 Zweistufi gkeit des WBPs 

Grundsatz:
Eine Prüfung soll bei jedem B-Planverfahren durchge-
führt werden (abgestuŌ es Konzept)!

1. Stufe:
• Erste Abfrage (behördenintern, schnell und kurz-

frisƟ g): Müssen in dem neuen B-Plan-Gebiet was-
serwirtschaŌ liche Maßnahmen ergriff en werden 
bzw. gibt es Anforderungen aus wasserwirt-
schaŌ licher Sicht? 

• Festlegung des Bearbeitungsgebietes (i.d.R. grö-
ßer als der Geltungsbereich, s. auch Pkt. 3.2.1.6)

• Abfrage erfolgt durch: Stadtplaner der BSU (LP3/4) 
bei Senatsplänen bzw. Stadtplaner der Bezirke (SL) 
bei Bezirksplänen

• Adressaten der Abfrage sind: BSU-U und Bezirke 
(MR), diese Fach-Dienststellen entscheiden auch 
über die Notwendigkeit der Erarbeitung der 2. 
Stufe des WBPs

• Unterlagen zur Abfrage: Übersichtsplan M 1:5.000 
mit dem Geltungsbereich des neuen B-Plans und 
dem Vorschlag für ein Bearbeitungsgebiet des 
WBPs

Für die 1. Stufe des WBPs wurde eine Checkliste erar-
beitet (s. Anlage Kap. 5.2), die den Bearbeitern in die-
ser Stufe eine schnelle und effi  ziente Bearbeitung der 
o.g. Fragestellung ermöglicht. Ziel ist, bereits in dieser 
frühen Phase eine abgesƟ mmte Stellungnahme zwi-
schen BSU U1 und der WasserwirtschaŌ  der Bezirke zu 
erwirken.

Ab
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Planungsanstoß
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1. Stufe Abfrage: Müssen in diesem Gebiet was-
serwirtschaŌ liche Maßnahmen ergriff en 
werden bzw. gibt es Anforderungen aus 
wasserwirtschaŌ licher Sicht?
wenn JA: WBP (2. Stufe)
wenn NEIN: kein WBP

Vorplanung, Vorentwurf

GrobabsƟ mmung/Scoping

B-Plan-Entwurf / Umwelt-
prüfung

2. Stufe

FerƟ gstellung

- Festlegung des Bearbeitungsgebiets
- AbsƟ mmen der Aufgabenstellung
- ggf. BeauŌ ragung Fachbüro
- Ausarbeitung WBP in AbsƟ mmung mit den 
anderen Fachplanern
 - IntegraƟ on der WBP-Ergebnisse in den B-
Pan-Entwurf und in den Umweltbericht

Behördenbeteiligung nach 
§ 4 (2) BauGB

Tabelle 03: Zeitpunkt WBP-Aufstellung

2. Stufe:
• Erstellung des WBPs, wenn Anfrage der 1. Stufe 

bejaht wurde
• ggf. Einbeziehung eines Fachbüros
 

3.2.1.4 Zeitpunkt WBP-Aufstellung

OpƟ malerweise erfolgt die Abfrage der 1. Stufe bereits 
zu Beginn der Vorplanung und wird bis zur Grobab-
sƟ mmung bzw. bis zum Scoping beantwortet. D.h. die 
beteiligten wasserwirtschaŌ lichen Dienststellen haben 
bis zur GrobabsƟ mmung entschieden, ob eine verƟ e-
fende wasserwirtschaŌ liche Bearbeitung im Rahmen 
des B-Plan-Verfahrens erforderlich ist. Dann kann im 
Rahmen der GrobabsƟ mmung bzw. des Scopings die 
weitere konkrete Aufgabenstellung für die 2. Stufe des 
WBP bereits erörtert und iniƟ iert werden.
Der WBP (2. Stufe) sollte bis zur Behördenbeteiligung 
nach § 4 (2) BauGB ferƟ g erarbeitet sein.

Welche Akteure für welche ArbeitsschriƩ e zuständig 
sind und wie der WBP in die Umweltprüfung eingebun-
den ist, zeigt Tabelle 4 in Kap. 3.2.2.
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3.2.1.5 Inhalte und ArbeitsschriƩ e des 
WBPs

1. AbsƟ mmung der Aufgabenstellung (s. auch Pkt. 
3.2.1.7)

2. Grundlagenanalyse:
• Hydrogeologie, Bodenverhältnisse, Topographie 

(Geländeaufmaß)
• aktuelle EntwässerungssituaƟ on (z.B. Oberfl ä-

chengewässer, Siele, Zwangspunkte, vorh. Einleit-
erlaubnisse, Grundwasser)

• Auswerten übergeordneter Planungen (z.B. F-
Plan, LaPro, ggf. Planfeststellung)

• Abschätzung und Bewertung des geplanten Vor-
habens

3. Erarbeitung eines Entwässerungskonzeptes (s. Pkt. 
3.2.1.7) unter BerücksichƟ gung der Bewirtschaf-
tungsgrundsätze (nur für den Geltungsbereich, 
s. auch Kap. 3.3.3) mit Darstellung von AlternaƟ -
ven in AbsƟ mmung mit dem städtebaulich-land-
schaŌ splanerischen Konzept

4. Prüfung von Genehmigungshemmnissen (nur für 
Geltungsbereich und Maßnahmenfl ächen) sowie 
Chancen und Grenzen der Realisierung 

5. Kostenschätzung 
6. AbsƟ mmung mit der Stadt- und LandschaŌ spla-

nung

3.2.1.6 Bearbeitungsgebiet WBP

Das Bearbeitungsgebiet ist für jeden B-Plan in der 1. 
Stufe festzulegen. Das jeweils maßgebende Bearbei-
tungsgebiet aus der folgenden Defi niƟ on wird sich aus 
den Stellungnahmen der Beteiligten der 1. Stufe erge-
ben. 

Bearbeitungsgebiet
= Geltungsbereich des B-Planes + Gesamteinzugsge-
biet der direkten Vorfl ut *

*: sofern die direkte Vorfl ut ein Sielsystem ist, ist ggf. 
die weitergehende Gewässervorfl ut mit zu betrachten 
Das Bearbeitungsgebiet ist i.d.R. größer als der Gel-

3.2.1.7 Das Regenwasserbewirtschaf-
tungskonzept im Rahmen des WBPs

Grundlage: aktuelles Höhenaufmaß

Bestandteile: 
• Darstellung des geplanten Regenwasserbewirt-

schaŌ ungskonzeptes (notwendige Flächen, Maß-
nahmen und Anlagen, Entwässerungswege, Fließ-
richtungen etc.), ggf. in Varianten, 

• Höhengestaltung der benöƟ gten Flächen (Ver-
kehrs-, Grün- und andere Flächen, ggf. Darstellung 
grober Gradienten (im Hinblick auf die Zwangs-
punkte, z.B. vorhandene VegetaƟ on), 

• Durchführung hydraulischer Berechnungen (sche-
maƟ scher EZG-Plan mit groben Mengenangaben),

• Markierung von Notüberlaufmöglichkeiten bei 
Starkregenereignissen, 

• falls notwendig, Markierung von Flächen zur Mit-
benutzung,

• qualitaƟ ve Einschätzung der Planung bzgl. Grund-
wasseranreicherung, Verbesserung des Kleinkli-
mas, ggf. NiedrigwasserauĬ öhung in den Fließge-
wässern,

• AbsƟ mmung mit dem städtebaulichen Konzept 
in einem integrierten, kooperaƟ ven Planungspro-
zess. 

Wie genau das Höhenkonzept in dieser Planungspha-
se auszudiff erenzieren ist, hängt von den konkreten 
örtlichen Verhältnissen ab und ist in jedem Einzelfall 
neu zu betrachten bzw. festzulegen. Eine Auswertung 
bspw. des laufenden B-Planverfahrens Schnelsen 89 
zeigte, dass in annähernd ebenem Gelände eine ex-
akte BerücksichƟ gung der konkreten Bestandshöhen 
unerlässlich war, um zu einer verlässlichen Bewertung 
von realisƟ schen und aus wasserwirtschaŌ licher Sicht 
hinreichend genauer Varianten zu kommen. In Anleh-
nung an die HOAI bedeutet dies voraussichtlich eine 
DurcharbeitungsƟ efe, die einer Bearbeitung nach § 42 
HOAI Phase 1 GrundlagenermiƩ lung, Phase 2 Vorpla-
nung und anteilig (je nach Plangebiet) Phase 3 Entwurf 
nahe kommt.

Das RegenwasserbewirtschaŌ ungskonzept ist auf 
der Grundlage des städtebaulichen Konzeptes zu er-
arbeiten. Die Erarbeitung eines integrierten und ab-
gesƟ mmten Konzeptes erfordert eine enge Zusam-
menarbeit von WasserwirtschaŌ , Stadtplanung und 
LandschaŌ splanung (z.B. Planungshinweise für die 
Erarbeitung des B-Plans, Angaben für Flächenbedarfe 

tungsbereich, um die notwendigen wasserwirtschaŌ -
lichen Zusammenhänge ausreichend betrachten zu 
können

Abb. 05: Bearbeitungsgebiet WasserwirtschaŌ licher 
Begleitplan (Schema)
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aus wasserwirtschaŌ licher Sicht, Hinweise auf mögli-
che Mehrfachnutzungen von Flächen, Textbausteine 
für die Abwägung).
Ergebnis:
• ein mit Stadt- und LandschaŌ splanung (städte-

bauliches Konzept, Ausgleichsfl ächen- und Freifl ä-
chenkonzept) abgesƟ mmtes Regenwasserbewirt-
schaŌ ungskonzept, 

• das die Darstellung der Flächenanforderungen für 
die RegenwasserbewirtschaŌ ung und/oder die 
Festlegung bzw. Vorschläge von Maßnahmen (z.B. 
Maßnahmen der dezentralen Regenwasserbewirt-
schaŌ ung, KompensaƟ onsmaßnahmen für den 
Überfl utungsfall) enthält.

Maßstab des Entwässerungskonzepts:
• Übersicht: M 1:5.000 „übergeordnete“ Entwässe-

rungssituaƟ on
• Details: je nach Erfordernis M 1:1.000 (B-Plan 

Maßstab) oder 1:500 
• SchniƩ e: ggf. ergänzend

3.2.1.8 Verbindlichkeit des WBPs 

für die Flächen innerhalb des Geltungsbereiches: 
• Übernahme des Konzeptes mit entsprechenden 

Festsetzungen, Flächenausweisungen, Kennzeich-
nungen oder Übernahmen in den B-Plan bzw. ggf. 
in den städtebaulichen Vertrag, 

• IntegraƟ on der Inhalte in den Umweltbericht (s. 
Kap. 3.2.2).

für die Flächen außerhalb des Geltungsbereiches, 
aber im Bearbeitungsgebiet des WBPs: 
• Forƞ ührung und Umsetzung im Rahmen von was-

serrechtlichen Verfahren, 
• im Falle von Planfeststellungsverfahren: enge Ab-

sƟ mmung mit LandschaŌ spfl egerischem Begleit-
plan LBP, Übernahme der Inhalte in den LBP, 

• für alle anderen Flächen: Empfehlungen für die 
Verwaltung im Sinne eines abgesƟ mmten Han-
delns als Grundlage für Einzelentscheidungen

3.2.1.9 Zuständigkeiten beim WBP 
(mögliche Varianten)

Variante A „Verfahrensträger“:
• Bezirkspläne: Anstoß durch Bebauungsplanabtei-

lungen der Bezirke (SL) Zuständigkeit und Koordi-
naƟ on beim Fachamt Management des öff entli-
chen Raums MR / Abteilung WasserwirtschaŌ 

• Senatspläne: Anstoß durch BSU LP. Zuständigkeit 
und KoordinaƟ on BSU U 1

Jeweils mit der Möglichkeit, externe Gutachten für 
die Erstellung des WBPs zu beauŌ ragen

Variante B „WasserwirtschaŌ  aus einer Hand“ (s. auch 
Kap. 3.4.2.2):
• Erwünschte Möglichkeit aus Sicht der AG2

Diese Variante resulƟ ert aus der verƟ efenden Beschäf-
Ɵ gung mit den wasserwirtschaŌ lichen Zuständigkeiten 
in Hamburg, deren Komplexität und Unübersichtlich-
keit zu vielen Reibungs- und Qualitätsverlusten in der 
Planung führt (s. auch Kap. 2.5.4). Mit dem Begriff  
"WasserwirtschaŌ  in einer Hand" ist gemeint, (wieder) 
eine zentrale Stelle bzw. OrganisaƟ onseinheit (z.B. ein 
WasserwirtschaŌ s-Kompetenzzentrum) zu schaff en, in 
der das vorhandene Knowhow vieler Dienststellen zum 
Thema Wasser gebündelt wird, gemeinsame fachliche 
Grundlagen und Handlungsanweisungen erarbeitet 
werden und eine einheitliche Strategie gegenüber den 
aktuellen Anforderungen und Veränderungsnotwen-
digkeiten verfolgt wird. Alle Planungen würden im Hin-
blick auf das Gesamtkonzept (WasserwirtschaŌ licher 
Rahmenplan, s. Kap. 3.1.1) und die vereinbarten was-
serwirtschaŌ lichen Ziele geprüŌ .

3.2.1.10 Rechtliche Umsetzung 

Möglichkeiten: 
• Eigene Fachanweisung/Globalrichtlinie zum The-

ma Wasser der BSU (Verantwortung BSU U1)
• Verankerung der wasserbezogenen Grundanfor-

derungen und damit auch des WBPs in der geplan-
ten Überarbeitung des „Leiƞ adens Bauleitplanung 
- Verfahren“

• Verankerung in den hamburgischen gesetzlich 
Grundlagen (HWaG + HmbAbwG)

• Ergänzung in den sog. Blauen Büchern40 

40 FHH 2008
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3.2.2 Umweltprüfung zum Thema 
Wasser verƟ efen
Ziel:
• Stärkere bzw. gleichberechƟ gte BerücksichƟ gung 

wasserwirtschaŌ licher Belange im Rahmen der 
Umweltprüfung analog zu anderen Schutzgütern 
(z.B. Boden, Arten- und LebensgemeinschaŌ en).

Umsetzungsstrategien:
• ImplemenƟ erung der auf B-Planebene erarbei-

teten, abgewogenen wasserwirtschaŌ lichen 
Maßnahmen (z.B. im Rahmen des Wasserwirt-
schaŌ lichen Begleitplans, s. Kap. 3.2.1) in den Um-
weltbericht.

Die Umweltprüfung ist ein nach § 2 (4) BauGB ge-
setzlich vorgeschriebenes Verfahren zur Prüfung der 
Umweltbelange in der Bauleitplanung. Das Ergebnis, 
der Umweltbericht, wird Teil der Begründung und be-
schreibt die voraussichtlichen Umweltauswirkungen 
eines Bebauungsplans auf die sog. Schutzgüter Men-
schen, Pfl anzen und Tiere, Boden Wasser, LuŌ /Klima 
und LandschaŌ sbild. Der Umweltbericht ist das Ins-
trument, das den Umgang mit den Umweltbelangen 
im Kontext der Bauleitplanung möglichst transparent 
darstellt.

Um die Verbindlichkeit des wasserwirtschaŌ lichen Be-
gleitplans sowie die inhaltliche AbsƟ mmung der was-
serwirtschaŌ lichen Belange mit den stadt- und land-
schaŌ splanerischen Zielsetzungen zu stärken, scheint 
es sinnvoll, den Arbeitsprozess und das Ergebnis des 
WBPs eff ekƟ v mit der Umweltprüfung zu verknüpfen.

In Zusammenarbeit mit BSU LP 12 Umweltbelange in 
der Bauleitplanung wurde erörtert, an welcher Stelle 
des Bebauungsplanverfahrens bzw. der parallel durch-
zuführenden Umweltprüfung der WBP opƟ malerweise 
eingebunden werden sollte. Der WBP hat dabei den 
gleichen Stellenwert wie andere Gutachten, Fachbei-
träge, Stellungnahmen u.Ä., die derzeit im Lauf des 
Verfahrens zu unterschiedlichen Zeitpunkten einge-
speist werden, wie z.B. der landschaŌ spfl egerische 
Fachbeitrag oder die lärmtechnische Untersuchung. 
Diese beiden Fachbeiträge werden beispielsweise in 
der Senatsbebauungsplanung folgendermaßen in die 
Umweltprüfung eingebunden: 
Der landschaŌ splanerische Fachbeitrag wird i.d.R. sehr 
frühzeiƟ g durch BSU-LP 25/R beauŌ ragt, sobald sich 
abzeichnet, dass die Durchführung eines B-Planver-
fahrens in absehbarer Zeit staƪ  inden wird. Da dieses 
Gutachten die Grundlage für die Eingriff s-/Ausgleichs-
Bilanzierung und ggf. die daraus resulƟ erenden (auch 
über das Plangebiet hinausgehenden) Flächenbedar-
fe bildet, ist es bis auf wenige Ausnahmen (§ 13, § 
13a BauGB) erforderlich. Da für z.B. KarƟ erungen ein 

längerer Zeitraum für die Erarbeitung benöƟ gt wird, 
ist zudem ein größerer zeitlicher Vorlauf notwendig. 
Durch die Zuständigkeit von BSU-LP 25/R ist eine enge 
Einbindung in die Planungen bei BSU-LP 3/4 gegeben.
 
Bei Plänen, die mit Flächenrecycling oder Nachverdich-
tung zu tun haben, erfolgt oŌ  auch eine frühzeiƟ ge 
Beurteilung der LärmsituaƟ on. Vielfach biƩ en BSU-LP 
3/4 bei BSU-LP 12 um eine Ersteinschätzung, die auf 
Grundlage vorhandener Daten abgegeben wird und 
mit Planungshinweisen (z.B. zur Nutzungsart oder Ge-
bäudestellung) verbunden ist (vergleichbar WBP, Stufe 
1). Hierdurch kann bereits frühzeiƟ g auf die Planung 
Einfl uss genommen werden falls notwendig. Eine wei-
tergehende lärmtechnische Untersuchung wird bei Be-
darf ebenfalls möglichst frühzeiƟ g beauŌ ragt und liegt 
beim Scoping oŌ  im Entwurf vor. Dadurch, dass BSU-LP 
12 für Scoping, Umweltbericht und Gutachtenvergabe 
zuständig ist, ergibt sich ein geringer KoordinaƟ onsauf-
wand. Der Zeitpunkt der Einbeziehung im Planungsab-
lauf hängt aber von dem/der Stadtplaner/in bei BSU-
LP 3/4 ab.
 
Der Scoping-Termin ist für alle umweltrelevanten The-
men das MiƩ el der Wahl, um seitens des Planverfas-
sers der Bebauungspläne (bei Senatsplänen BSU-LP 
3/4, bei Bezirksplänen SL 20) und des Bearbeiters des 
Umweltberichts (bei Senatsplänen BSU-LP 12, bei Be-
zirksplänen i.d.R. ein externes Büro) den Anstoß bei 
den jeweiligen Fachdienststellen für eine Stellungnah-
me und damit für eine inhaltliche BeschäŌ igung mit ih-
rem jeweiligen Fachthema zu geben. Der Zeitraum von 
der Verschickung der Unterlagen bis zum Termin reicht 
i.d.R. für die zu beteiligenden Stellen aus, um einen 
Check vorzunehmen, eine Stellungnahme zu formulie-
ren und ggf. weitergehenden Untersuchungsbedarf zu 
erkennen. 

Da im Idealfall die am WBP beteiligten Stellen (BSU-
U, Bezirk/MR, HSE) eine gemeinsame Stellungnahme 
(Ergebnis des WBP Stufe 1) bis zum Scoping vorlegen, 
sollte die Abfrage 1. Stufe WBP durch BSU-LP 3/4 bzw. 
Bezirk/SL 20 bereits bei Planungsanstoß ausgelöst 
werden und nicht erst beim Verschicken der Scoping-
Unterlagen.

Im Ergebnis des Scoping werden dann die meisten 
weitergehenden Untersuchungen beauŌ ragt, z.B. Ent-
wässerungskonzept, LuŌ schadstoff untersuchung usw. 
Hier ist die zweite Stufe des WBP anzusiedeln. Diese 
Untersuchungen fl ießen dann nach und nach in die 
Umweltprüfung ein (sobald jeweils Entwurfsfassungen 
vorliegen). Der Umweltbericht berücksichƟ gt auch die 
Wechselwirkungen zwischen verschiedenen Umwelt-
schutzgütern.
In dieser Planungsphase ist eine enge AbsƟ mmung 
zwischen den Fachplanern erforderlich, die vom B-
Plan-Sachbearbeiter (BSU-LP 3/4 bzw. Bezirk/SL 20) 
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gesteuert wird. Das erarbeitete Oberfl ächenentwäs-
serungskonzept ist mit dem städtebaulichen Konzept 
iteraƟ v abzusƟ mmen, um ggf. Flächenbedarfe frühzei-
Ɵ g berücksichƟ gen zu können. Dazu wird von BSU LP 
12 bei den Senatsplänen bzw. dem externen Büro bei 
Bezirksplänen auf die städtebaulich-planerische Ebene 
bei BSU-LP 3/4 bzw. Bezirk/SL 20 rückgekoppelt (z.B. 
Planungshinweise für die Erarbeitung des B-Plans, An-
gaben für Flächenbedarfe aus wasserwirtschaŌ licher 

Ablauf B-Plan-Ver-
fahren

Ablauf WBP Akteure Senatspläne Akteure Bezirkspläne

Planungsanstoß WBP 1. Stufe Abfrage: Müssen in die-
sem Gebiet wasserwirt-
schaŌ liche Maßnahmen 
ergriff en werden bzw. 
gibt es Anforderungen 
aus wasserwirtschaŌ li-
cher Sicht?

wenn JA: WBP 2. Stufe
wenn NEIN: kein WBP

Auslöser Abfrage:
BSU LP 3/4

Auslöser Abfrage:
BSU SL 20

Vorplanung, Vorent-
wurf

Fachl. Stellungnahme:
BSU-U, Bezirk MR, HSE
(im Idealfall abgesƟ mmt)

Fachl. Stellungnahme:
BSU-U, Bezirk MR, HSE
(im Idealfall abgesƟ mmt)

GrobabsƟ mmung
Scoping

WBP 2. Stufe 

FerƟ gstellung

• Festlegung des Gel-
tungsbereichs des 
B-Plans

• Festlegung des 
Bearbeitungsgebiets 
WBP

• AbsƟ mmen der Auf-
gabenstellung WBP

Koordinierung B-Plan: 
BSU-LP 3/4
Umweltprüfung: BSU 
LP 12

Koordinierung B-Plan:
Bezirk SL 20
Umweltprüfung: ext. 
Büro

Fachliche AbsƟ mmung:
BSU-U, Bezirk MR, HSE

Fachliche AbsƟ mmung:
BSU-U, Bezirk MR, HSE

B-Plan-Entwurf und 
Umweltprüfung

• Ausarbeitung WBP 
in AbsƟ mmung 
mit den anderen 
Fachplanungen (Ar-
beitsschriƩ e s. unter 
3.2.1.6, ggf. Beauf-
tragung Fachbüro)

• IntegraƟ on der 
Ergebnisse in den 
Umweltbericht

• IntegraƟ on des 
Regenwasserbe-
wirtschaŌ ungs-
konzeptes in den 
B-Pan-Entwurf

BSU-U

BSU-LP 12

BSU-LP3/4

Bezirk MR Wasserwirt-
schaŌ 

beauŌ ragtes Büro

Bezirk SL 20

Behördenbeteiligung 
nach § 4 (2) BauGB

Tabelle 04: Einbindung WBP in die Bebauungsplanung und in die Umweltprüfung

Sicht, Hinweise auf mögliche Mehrfachnutzungen von 
Flächen, Textbausteine für die Abwägung). In diesem 
Prozess ist der WBP (Stufe 2) ein weiteres zu berück-
sichƟ gendes Fachgutachten, dessen Inhalte i.d.R. auch 
bislang schon erarbeitet wurden, jedoch oŌ  erst zu ei-
nem späteren Zeitpunkt.
 Das nachfolgende Ablaufschema zeigt zusammen fas-
send die Einbindung von Stufe 1 und 2 des WBP sowie 
die beteiligten Akteure.
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41 BSU 2008: Hinweise zur Bebauungsplanung
42 Andresen / Dickhaut 2011 Kap. 2.1.2 S. 13ff 
43 Defi niƟ on s. Kap. 3.5.1

3.2.3 Wasserbezogene Festset-
zungsmöglichkeiten erweitern
Ziel:
• Planungsrechtliche und damit verbindliche Absi-

cherung aller im B-Plan konzipierten Maßnahmen 
der dezentralen RegenwasserbewirtschaŌ ung 
(u.a. als Prüfgegenstand für die Bauprüfung),

• planungsrechtliche und damit verbindliche Ab-
sicherung der Mitbenutzung von Flächen für die 
temporäre Zwischenspeicherung von Regenab-
fl uss auf B-Planebene.

Umsetzungsstrategien:
• Erweiterung der planungsrechtlichen wasserbe-

zogenen Festsetzungsmöglichkeiten durch Ergän-
zungen und Aktualisierung der „Blauen Bücher“41, 
Kap. 17.7 

Im Zwischenbericht der AG 2 wurden ausführlich die 
derzeiƟ gen wasserwirtschaŌ lichen und wasserwirt-
schaŌ lich wirksamen Regelungen in Bebauungsplänen 
dargestellt (direkte und indirekte Festsetzungsmög-
lichkeiten, Huckepackfestsetzungen nach Hambur-
gischem Abwassergesetz wie Einleitungsverbote, 
Versickerungsgebote und Einleitungsgebote sowie 
naturschutzrechtliche Festsetzungsmöglichleiten wie 
bspw. die Versickerung und Rückhaltung in einem of-
fenen Entwässerungssystem42).  Zudem sind dort die 
wasserbezogenen Festsetzungs- bzw. Kennzeichnungs-
möglichkeiten in der Planzeichnung zusammengefasst 
(unverbindliche Vormerkung für die Oberfl ächenent-
wässerung, Flächen für die WasserwirtschaŌ  bzw. für 
die Regelung des Wasserabfl usses, Flächen für die 
AbwasserbeseiƟ gung, Wasserschutzgebiete, Über-
schwemmungsgebiete u.Ä.).

Die dargestellten FestsetzungsopƟ onen scheinen vor-
erst ausreichend. In der Arbeitsgruppe wurde kein 
dringender Ergänzungsbedarf gesehen. Die Festset-
zung von Gebieten, in denen Rückhalteeinrichtungen 
zu errichten sind, wurde in die geplante Änderung des 
Hamburgischen Abwassergesetzes bereits aufgenom-
men (Stand: August 2012).
Ergänzungsbedarf besteht jedoch für die Festsetzungs-
möglichkeit der temporären Mitbenutzung von Flä-
chen für einen kurzfrisƟ gen Rückhalt von Regenwasser. 

Darstellungsmöglichkeiten für Mitbenutzung43  in Be-
bauungsplänen:

Nachrichtliche Übernahme
Flächen, die nach einem Fachgesetz als temporäre 
Überschwemmungsfl ächen festgelegt sind, können 
im Bebauungsplan nachrichtlich übernommen wer-
den. Die blaue Umgrenzung könnte zusätzlich auf den 
ausgewiesenen Flächen dargestellt werden. Die Bedin-
gung dafür ist aber, dass die Festsetzungen des Bebau-
ungsplans nicht im Widerspruch dazu stehen dürfen 
bzw. damit vereinbar sind.

Kennzeichnung:
Temporäre Über-
s c h w e m m u n g s f l ä -
chen können als 
unver¬bindliche Vor-
merkung im Bebauungs-
plan gekennzeichnet 
werden. Zur Sicherung 

dieser Flächen ist aber eine Vereinbarung zwischen 
den betroff enen Dienststellen bzw. Eigentümern erfor-
derlich. Für die Aufnahme dieser Darstellung sollte die 
ZusƟ mmung des belasteten Grundeigentümers vor-
liegen. Die Kennzeichnung kann auf Verkehrsfl ächen, 
Baufl ächen und Grünfl ächen erfolgen. Textliche Rege-
lungen im Verordnungstext sind zu Kennzeichnungen 
nicht möglich.

In der Begründung des Bebauungsplans ist zu erläu-
tern, welche Auswirkungen von den Mitbenutzungen 
ausgehen (z.B. Überfl utungsfl äche und -höhe, Dauer 
der Überfl utung, Häufi gkeit der Inanspruchnahme). 
Zudem ist die Gefahrenabwehr sicherzustellen (u.a. 
„Fluchtwege“).

Zeitlich begrenzte
Überschwemmungs-
fl äche
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44 Andresen / Dickhaut 2011 Kap. 4.2
45 s. auch Kap. 3.5.2

3.3 Umsetzungs- und Genehmigungsebene

3.3.1 SchniƩ stelle Bebauungspla-
nung - Bauaufsicht opƟ mieren
In der Analysephase wurde seitens der bebauungs-
planenden Dienststellen oŌ  der Wunsch nach einem 
verstärkten Austausch mit den Kollegen der Bauprüf-
abteilungen geäußert44. Ist der Bebauungsplan fest-
gestellt, erfolgt bei der weiteren Bearbeitung formal 
keine Rückkopplung mehr zu den Verfassern der Be-
bauungsplanung. Viele Feinheiten oder Diff erenzierun-
gen der entwickelten städtebaulichen, aber auch der 
wasserwirtschaŌ lichen Konzepte, die keinen Ausdruck 
in Planzeichnung oder Festsetzungen fi nden, können 
bei der Prüfung von Bauanträgen nicht berücksichƟ gt 
werden. Erst wenn ein gewisses Maß an Befreiungsan-
trägen überschriƩ en ist, erfolgt ggf. eine inhaltliche Ab-
sƟ mmung mit den Planverfassern. Hierbei spielen die 
Baukommissionen eine wichƟ ge Rolle.

In der AG2 konnten die OpƟ onen für eine verbesserte 
KommunikaƟ on zwischen den bebauungsplanenden 
Dienststellen und den Bauprüfabteilungen nicht ver-
Ɵ efend betrachtet werden (Zeitmangel und Mangel an 
Ansprechpartnern bzw. Überlastung der Bauprüfäm-
ter). Trotzdem sollen an dieser Stelle Ziele und Umset-
zungsstrategien kurz genannt werden:

Ziel: SchniƩ stelle Bebauungsplanung – Bauprüfung op-
Ɵ mieren
• Transfer und Umsetzung der auf B-Planebene er-

arbeiteten wasserwirtschaŌ lichen Konzepte und 
Maßnahmen, Rückkopplung bei Abweichungen.

Umsetzungsstrategien:
• ggf. ständige Vertretung der B-planabteilung in 

der Baukommission (wird nur in einigen Bezirken 
prakƟ ziert) zur Verbesserung von Austausch und 
KommunikaƟ on,

• stärkere inhaltliche Rückkopplung bei Befreiungs-
anträgen von Seiten der Bauprüfung in Richtung 
Bebauungsplaner bzw. WasserwirtschaŌ .

3.3.2 Umsetzungskontrolle inten-
sivieren
Was von vielen Planungsbeteiligten weiterhin moniert 
wird, ist die Tatsache, dass eine Kontrolle der Umset-
zung von Festsetzungen, insbesondere auf privaten 
Flächen, so gut wie gar nicht (mehr) staƪ  indet. Dazu 
mangelt es an fi nanziellen und personellen Ressourcen 
der Bezirksämter. Dies betriŏ   gestalterische, ökolo-
gische und wasserwirtschaŌ liche Festsetzungen glei-
chermaßen. Hier besteht ein deutlicher Wunsch nach 
verschärŌ em Controlling während der Realisierungs-
phase, insbesondere auf privaten Flächen.
Die Erfahrungsberichte aus den Referenzstädten (z.B. 
Lübeck-HochschulstadƩ eil) zeigen, dass einzelfallbezo-
gene nachträgliche Änderungen (z.B. Abweichen vom 
Höhenkonzept durch nicht vorgesehene Tiefgaragen-
zufahrten im Bereich von geplanten Notwasserwegen) 
das FunkƟ onieren des gesamten dezentralen Regen-
wasserbewirtschaŌ ungskonzepts gefährden können45.

Ziel: Umsetzungskontrolle intensivieren
• Umsetzung der auf B-Planebene festgesetzten 

wasserbezogenen Konzepte und Maßnahmen in 
AbsƟ mmung mit BSU U 1 und Bezirk/MR.

 
Umsetzungsstrategien:
• Stärkung der personellen Ressourcen der Bezirks-

ämter für die Kontrolle der Umsetzung wasserbe-
zogener Festsetzungen.

3.3.3 Bewirtschaftsgrundsätze 
aufstellen bis zur Einführung von 
WBP und WRP
Ziel: Stärkung der Umsetzung von dezentralen Regen-
wasserbewirtschaŌ ungs
konzepten 

Umsetzungsstrategien:
• KurzfrisƟ ge und verbindliche Einführung von Be-

wirtschaŌ ungsgrundsätzen (insbesondere für Mit-
benutzungsfl ächen) für alle Bauvorhaben
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46z.B. § 55 (2) WHG: „Niederschlagswasser soll ortsnah versickert, verrieselt oder direkt oder über eine KanalisaƟ on ohne Vermischung 
mit Schmutzwasser in ein Gewässer eingeleitet werden, soweit dem weder wasserrechtliche noch sonsƟ ge öff entlich-rechtliche Vor-
schriŌ en noch wasserwirtschaŌ liche Belange entgegenstehen“. 
47 z.B. § 35 HWaG Umfang der Unterhaltung und § 49 Schutz von LebensstäƩ en beim Gewässerausbau und naturnahe Unterhaltung 
48 Kap. 3.2 Handlungsempfehlungen zum Umgang mit Regenwasser 
50 Andresen / Dickhaut 2011, S. 22 auf der Grundlage von Kruse 2011

• Klärung der Prüfmöglichkeiten auf Baugenehmi-
gungsebene 

Wie die Analyse gezeigt hat (s. Kap. 2.5.1), werden die 
auf überregionaler und regionaler Ebene verankerten, 
wasserwirtschaŌ lichen Grundprinzipien nicht ausrei-
chend auf der konkreten Vorhabenebene angewendet 
und umgesetzt, so z.B.

• die direkt wirksamen Paragraphen des WHG46 und 
HWaG47,

• die Handlungsempfehlungen des DWA-MerkblaƩ  
15348,

• die Vorgaben aus Flächennutzungsplan und Land-
schaŌ sprogramm, 

• die Empfehlungen des Hamburger Leiƞ adens 
„Dezentrale naturnahe Regenwasserbewirtschaf-
tung“49.

Zudem wurde im Rahmen der Analyse recherchiert, in 
welchem Umfang rein quanƟ taƟ v betrachtet ein plane-
rischer und damit wasserwirtschaŌ licher „Zugriff “ auf 
Flächen durch die Bebauungsplanung gegeben ist. Im 
Zeitraum von 1989 bis 2009 wurden innerhalb der Lan-
desgrenzen Hamburgs für insgesamt 8.083 ha B-Pläne 
aufgestellt50. Dies sind etwa 11% der gesamten Lan-
desfl äche Hamburgs, für die in den letzten 20 Jahren 
neues Planrecht geschaff en wurde. Pro Jahr wurden im 
DurchschniƩ  etwa 404 ha und damit 0,5% der Gesamt-
fl äche Hamburgs überplant.

Die Zahlen zeigen, dass die wasserwirtschaŌ liche Ein-
fl ussnahme über die Bebauungsplanung – auch bei 
Einführung des WasserwirtschaŌ lichen Begleitplans 
(WBP, s. Kap. 3.2.1) und auch in Kenntnis der Tatsache, 
dass von der Bebauungsplanung eine gewisse Strahl-
kraŌ  für die fachliche Betrachtung von Vorhaben au-
ßerhalb der Bebauungsplanung ausgeht - rein quan-
Ɵ taƟ v betrachtet noch zu gering ist. Insbesondere für 
die fl ächenstarken Bestandsgebiete besteht oŌ  keine 
Möglichkeit, planerisch auf die Entwässerungskonzep-
Ɵ on einzuwirken. Auch auf das Hafennutzungsgebiet 
mit einer Größe von 6.383 ha und damit fast 10% des 
Landesgebietes kann über die Bebauungsplanung kein 
Einfl uss genommen werden. Dies bekräŌ igt die Forde-
rung, für das gesamte Stadtgebiet eine umfassende 
wasserwirtschaŌ liche GesamtkonzepƟ on (Wasserwirt-
schaŌ licher Rahmenplan WRB, s. Kap. 3.1.1) zu erar-
beiten.

Da es derzeit zeitlich noch nicht abzusehen ist, wie 
schnell beispielsweise die im Rahmen von RISA „neu“ 
entwickelten Planungsinstrumente WasserwirtschaŌ -
licher Begleitplan WBP (s. Kap. 3.2.1) und Wasser-
wirtschaŌ licher Rahmenplan WRP (s. Kap. 3.1.1) ein-
geführt werden, wurden für die Phase bis dahin sog. 
BewirtschaŌ ungsgrundsätze erarbeitet. Diese sollen 
als Grundprinzip zukünŌ ig und kurzfrisƟ g bei allen 
Projekten in Hamburg konsequent verfolgt werden. 
Hierzu sollen wasserwirtschaŌ liche Nachweise mit 
Wasserbilanzen auf Grundstücks- und QuarƟ ersebene 
für unterschiedliche Niederschlagsereignisse (z.B. jah-
resbezogen sowie bemessungsrelevant) ausgearbeitet 
und transparent zur Entscheidungsfi ndung auĩ ereitet 
werden.

Vor einer konvenƟ onellen Ableitung des Regenabfl us-
ses soll das vorweglaufende PotenƟ al von Regenwas-
serrückhalt, Regenwasserspeicherung und Regenwas-
sernutzung auf den (privaten) Grundstücksfl ächen 
ausgeschöpŌ  sein. Die nachfolgend genannten Rück-
haltepotenziale sind nicht als hierarchische Aufzählung 
sondern als mögliche Beispiele zu verstehen. Je nach 
Standort und Rahmenbedingungen ist im Einzelfall zu 
prüfen, welche Möglichkeiten der Rückhaltung beste-
hen und genutzt werden sollen, z.B.:

• Regenwasserrückhaltung / -abfl ussverzögerung 
durch Dachbegrünung,

• Regenwasserrückhalt in Zisternen mit Rückhalte-
volumen zur Regenwassernutzung,

• Regenwasserrückhalt in off enen Wasserfl ächen,
• Regenwasserversickerung,

Diese BewirtschaŌ ungsgrundsätze gelten insbeson-
dere auch für sog. Mitbenutzungsfl ächen, d.h. stadt-
eigene Grünfl ächen werden auf ihre Eignung geprüŌ , 
ob sie zukünŌ ige Regenwasserspitzen durch entspre-
chende Umbauten und Anpassungen temporär puf-
fern können (s. auch Kap. 3.5). Erst nach Prüfung der 
MinderungspotenƟ ale soll das verbleibende Nieder-
schlagswasser in stadteigenen Grün- und Freifl ächen 
bewirtschaŌ et werden, sofern nicht driƩ e Interessen 
(z.B. Gartendenkmalpfl ege) dem entgegen stehen.

Die genannten BewirtschaŌ ungsgrundsätze sind ver-
bindlich für jedes Bauvorhaben anzuwenden. An wel-
cher Stelle im Genehmigungsverfahren (z.B. im Ent-
wässerungsantrag und/oder Bauantrag) und von wem 
die Umsetzung der Grundsätze geprüŌ  wird, konnte 
von der AG 2 nicht verƟ efend bearbeitet werden. Hier 
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Im Hinblick auf das Verwaltungshandeln werden fol-
gende Ziele verfolgt:

3.4.1 Richtlinien, Leiƞ äden, Fach-
anweisungen zum Thema Wasser 
opƟ mieren
Ziel:
• FrühzeiƟ ge BerücksichƟ gung wasserwirtschaŌ li-

cher Belange 

Umsetzungsstrategien:
• Weiterentwicklung und Aktualisierung wasser-

wirtschaŌ licher Belange in Richtlinien, Leiƞ äden 
und Fachanweisungen

3.4 Verwaltungshandeln

In Hamburg gibt es derzeit vier Ebenen mit Vorgaben 
und Hilfestellungen zu Bauleitplanverfahren und deren 
verschiedenen fachlichen Inhalten.

1. „Fachanweisung Bauleitplanung - Verfahren“ (Ent-
wurf): diese regelt keine Inhalte, nur ein Hamburg 
weites, einheitliches und verbindliches Verfahren 
für die Aufstellung von Bebauungsplänen

2. Ergänzung der „Fachanweisung Bauleitplanung 
- Verfahren“ um einen Leiƞ aden: dieser enthält 
weitere Ausführungen und Hilfestellungen zu den 
einzelnen VerfahrensschriƩ en (u.a. auch in Form 
von Checklisten)

3. „Hinweise für die Ausarbeitung von Bebauungs-
plänen (sog. Blaue Bücher)“: diese geben inhaltli-
che, auch wasserbezogene (Nr. 17), Empfehlungen 
zu Festsetzungen in Bebauungsplänen (textliche 
Festsetzungen, Planzeichnung)

sind AbsƟ mmungen mit den Bauprüfabteilungen erfor-
derlich, inwieweit eine wasserwirtschaŌ liche OpƟ mie-
rung auf Bauantragsebene sinnvoll und machbar ist. 
Dieser Ansatz bzw. diese Fragestellung ist in der weite-
ren RISA-Bearbeitung weiter zu prüfen.

3.3.4 Gründach und Regenwas-
sernutzung - wasserwirtschaŌ li-
che Anrechenbarkeit überprüfen
Ziel: Stärkung der Regenwasserrückhaltepotenziale 
durch Dachbegrünung und Regenwassernutzung

Umsetzungsstrategien:
• Analyse von grundstücksbezogenen Regenwasser-

rückhaltemöglichkeiten an konkreten, gebauten 
Beispielen in Hamburg,

• Prüfung der Anrechenbarkeit des Rückhaltevolu-
mens in entsprechenden Richtlinien und Arbeits-
bläƩ ern.

Im Zusammenhang mit den Baugenehmigungen wer-
den häufi g grundstücksbezogene Rückhaltemöglich-
keiten von Regenwasser durch Dachbegrünung und 
Regenwassernutzung (Zisternen, ToileƩ enspülung mit 

Regenwasser etc.) nicht ausreichend genutzt. Dies liegt 
auch an der sehr eingeschränkten Akzeptanz der exis-
Ɵ erenden Abfl ussbemessungsparameter in der Was-
serwirtschaŌ .
Hier gilt es zukünŌ ig, anhand von Beispielen in Ham-
burg diese Potenziale zu analysieren und ggf. die An-
rechenbarkeit dieser Potenziale in den Genehmigungs-
verfahren bzw. in den entsprechenden Richtlinien und 
ArbeitsbläƩ ern verbindlich zu machen.
Ein erster SchriƩ  wird mit dem Neubau der HafenCity 
Universität umgesetzt, auf dem ein Gründach realisiert 
wird und konƟ nuierliche wasserwirtschaŌ liche Mes-
sungen zu Niederschlag und Abfl uss geplant sind. Re-
alisiert werden unterschiedliche Gründachauĩ auten 
- auch eine sogenanntes RetenƟ onsgründach -, diese 
werden besonders hinsichtlich ihrer Wirksamkeit bei 
Starkregenereignissen untersucht.

Weiterhin entsteht derzeit die Gründachstrategie un-
ter Federführung der BSU-LP. Hier sollen - so derzeiƟ ge 
Überlegungen - weitere Pilotgründächer gebaut wer-
den, die das Thema anschaulich machen sollen. Es wird 
angestrebt auch hier entsprechende konƟ nuierliche 
Messkampagnen einzubinden.
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4. „Leiƞ äden zu Einzelthemen“: eigenständige um-
fangreichere Broschüren (z.B. „Hamburger Leit-
faden Lärm in der Bauleitplanung“, „Hamburger 
Leiƞ aden LuŌ schadstoff e in der Bauleitplanung“) 

Lediglich die erste genannte Ebene ist verwaltungsin-
tern bindend. Die übrigen Handreichungen sind nicht 
verbindliche Empfehlungen und Arbeitshilfen der BSU.

Die genannten Vorgaben und Hilfestellungen werden 
grundsätzlich von allen Planungsdienststellen akzep-
Ɵ ert und als Arbeitshilfen genutzt. Als problemaƟ sch 
zeigt sich jedoch, dass die Fachanweisungen oder 
Empfehlungen der BSU insbesondere nach der Verwal-
tungsreform teilweise als nicht-gewollte Einmischung 
in die Entscheidungskompetenzen der Bezirke betrach-
tet wurden. Diese Sichtweise macht es nicht leichter, 
neuere fachliche Erkenntnisse, die auf einer überge-
ordneten fachlich-konzepƟ onellen Ebene betrachtet 
werden müssen, zu diskuƟ eren und notwendige Maß-
nahmen in die tägliche Verwaltungspraxis zu integrie-
ren. Dennoch erscheint es sinnvoll, aktuelle Erkennt-
nisse aus RISA einzubringen.

Dazu wurde von der AG 2 folgende Empfehlung erar-
beitet:
zu 1.: Die „Fachanweisung Bauleitplanung – Verfah-
ren“ regelt keine Inhalte. Fachliche wasserbezogene 
Erkenntnisse können hierin folglich nicht eingebracht 
werden.
zu 2.: In kurzer Form werden in diesem Leiƞ aden zur 
Fachanweisung u.a. wichƟ ge Belange aufgelistet, die 
(frühzeiƟ g) in Bauleitplanverfahren zu beachten sind. 
Dieses Papier ist geeignet, auch wasserbezogene As-
pekte zu benennen. Mit der Überarbeitung wird bei 
LP 31 voraussichtlich noch in 2012 begonnen; eine Ab-
sƟ mmung mit den wasserbezogenen Dienststellen ist 
vorgesehen. 
zu 3.: In eine Überarbeitung des Kap. 17 zu wasserbezo-
genen Inhalten in Bebauungsplänen können Erkennt-
nisse aus RISA am besten eingebracht werden. Hierzu 
zählen insbesondere Empfehlungen für Hamburg ein-
heitliche textliche Festsetzungen. Der Vorschlag für 
die B-Plan-Darstellungsmöglichkeiten einer temporä-
ren Mitbenutzung von Freifl ächen für den kurzfrisƟ -
gen Rückhalt von Starkregenereignissen (s. Kap. 3.2.3) 
könnte in die Blauen Bücher aufgenommen werden.
zu 4.: Die Erarbeitung neuer Leiƞ äden zum Thema Re-
genwasser erscheint nicht notwendig, sinnvoller sind 
derzeit Verweise auf Veröff entlichungen zum Beispiel 
aus RISA. Ggf. verändert sich diese Einschätzung mit 
der weiteren Erarbeitung des Strukturplans.

3.4.2 Zuständigkeiten klarer 
strukturieren: WasserwirtschaŌ  
in einer Hand
Ziel:
• Schaff ung klarer Verwaltungsstrukturen für die 

unterschiedlichen wasserbezogenen Fragestellun-
gen,

• Bündelung der Fach- und Verfahrenskompetenz.

Umsetzungsstrategien:
• KurzfrisƟ g machbare OpƟ mierungen (s. Kap. 

3.4.2.2): z.B. Bündelung der Planfeststellungsver-
fahren in einer Verwaltungseinheit, Bündelung 
von Planung, Entwurf, Ausbau und Zulassung von 
Hochwasserschutzanlagen in einer Hand u.a.,

• langfrisƟ g: WasserwirtschaŌ  in einer Hand, d.h. 
Schaff ung einer zentralen Stelle bzw. Organisa-
Ɵ onseinheit mit Bündelung des vorhandenen 
Knowhows vieler Dienststellen zum Thema Was-
ser;  Aufgaben u.a.: Erarbeitung von gemeinsa-
men fachlichen Grundlagen und Handlungsanwei-
sungen, Erarbeitung einer einheitlichen Strategie 
im Hinblick auf aktuelle Anforderungen und Ver-
änderungsnotwendigkeiten; Erarbeitung eines 
wasserwirtschaŌ lichen Gesamtkonzepts für Ham-
burg (WasserwirtschaŌ licher Rahmenplan, s. Kap. 
3.1.1).

3.4.2.1 DerzeiƟ ge SituaƟ on

Das Thema der komplexen Zuständigkeiten und Ver-
antwortlichkeiten für die Belange der Wasserwirt-
schaŌ  in Hamburg zog sich wie ein roter Faden durch 
die geführten Interviews mit Planungsakteuren und 
den Diskussionen in der AG 2. Gemeint ist dabei nicht 
nur die Zuständigkeitsverteilung der wasserbezogenen 
Themen im Bereich Bebauungsplanung, sondern auch 
im Rahmen der „normalen“ Baugenehmigungsverfah-
ren (vereinfachtes und konzentriertes Verfahren nach 
§ 61, 62 HBauO) sowie der verschiedenen wasserrecht-
lichen Genehmigungsverfahren.

Ob dabei tatsächlich Lücken in den Zuständigkeitsrege-
lungen bestehen oder die sehr komplexe, durch zahl-
reiche Umstrukturierungen und Reformen geprägte 
Hamburger Verwaltungsstruktur den Überblick über 
die Zuständigkeiten erschwert bzw. verhindert, bleibt 
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Maßnahmen Bezirkspläne Senatspläne/ BWVI-WF-Maßnahmen 
/ Hauptverkehrsstraßen

Planung, Entwurf und Ausbau oberir-
discher Gewässer

Bezirk/MR
(Problem: Einleitung von BWVI-WF-
Maßnahmen* auf Bezirksebene)

LSBG (ZAO BWVI)
(Problem: Einleitung von BWVI-WF-
Maßnahmen* auf Bezirksebene)

Plangenehmigungen Gewässerausbau Bezirk/MR oder
BWVI-RP im HPA Gebiet

U 13 bei Senatsgewässern 
BWVI-RP im HPA Gebiet
LSBG in den übrigen Fällen

Planfeststellung Gewässerausbau** Bezirk/MR oder
BWVI-RP im HPA Gebiet

BWVI-RP

Belange Umsetzung WRRL:
Oberfl ächengewässer
Grundwasser
Küstengewässer

BSU-U 13
BSU-U 12
BSU-U 14

BSU-U 13
BSU-U 12
BSU-U 14

Belange Grundstücksentwässerung BSU-IB BSU-IB
Einleiterlaubnisse:
• in Oberfl ächengewässer

• ins Sielnetz
 (§ 7 HmbAbwG; Genehmigung 

und Herstellung des Anschlusses, 
§ 11a HmbAbwG: Genehmigung 
von Indirekteinleitungen)

• ins Grundwasser

Bezirk/MR oder
BSU-IB im HPA Gebiet,
Senatsgewässer, Harburger
Binnenhafen und Bille (Untere Bille) 
und ihre Kanäle***

Hamburg Wasser

BSU-IB

BSU-U 12

Bezirk/MR oder
BSU-IB im HPA Gebiet,
Senatsgewässer, Harburger
Binnenhafen und Bille (Untere Bille) 
und ihre Kanäle ***

Hamburg Wasser

BSU-IB

BSU-U 12
Belange:
Hochwasserschutz (allgemein)

BSU-U 11/ LSBG/ HPA BSU-U 11/ LSBG/ HPA

Planung, Entwurf und Ausbau von 
Hochwasserschutzanlagen (HWS)

LSBG/HPA LSBG/HPA 

Plangenehmigungen HWS Bauprogramm ****: BWVI-RP
innerhalb HPA-Gebiet: HPA
außerhalb HPA-Gebiet:
(BSU) → LSBG

Bauprogramm ****: BWVI-RP
innerhalb HPA-Gebiet: HPA
außerhalb HPA-Gebiet:
(BSU) → LSBG

Planfeststellung HWS BWVI-RP BWVI-RP
Planung, Entwurf und Ausbau von 
Sielen

Hamburg Wasser Hamburg Wasser

Planung, Entwurf und Ausbau von 
Straßenentwässerungsleitungen

Bezirk/MR LSBG

Tabelle 05: Übersicht der Zuständigkeiten für wasserwirtschaŌ liche Maßnahmen bei der Aufstellung von Bebauungsplä-
nen

*BWVI-WF-Maßnahmen: Darunter fallen die Gewerbe- und Industrieerschließungen, die von der Abteilung „WirtschaŌ s-
förderung“ (WF) der BWVI entwickelt und fi nanziert werden.
** Der Gewässerausbau kann in Einzelfällen auch durch andere Planfeststellungsbehörden zugelassen werden (z.B. 
Bergbauamt Celle).
*** Zwischen Schöpfwerk Unterbille und Hammerbrookschleuse, Brandshofer Schleuse sowie Tiefstackschleuse
**** Das Bauprogramm läuŌ  2016 aus.
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3.4.2.2 OpƟ mierungsvorschläge

Im Folgenden fi nden sich einige konkrete Vorschläge, 
die Aufgaben so zu zentralisieren, dass Doppelarbeit 
vermieden und vorhandene Kompetenzen eff ekƟ ver 
genutzt werden. Diese Vorschläge stellen aber lediglich 
einen ersten „SchriƩ  in die richƟ ge Richtung“ dar. 
 

Konkrete Vorschläge:

• Zu AbschniƩ  III Absatz 4a Nummer 4 ZAO Zustän-
digkeitsanordnung: 51 Zur Verbesserung der was-
serwirtschaŌ lichen Planung aus einer Hand ist 
hier das Wort „Vorplanung“ zu ergänzen, damit 
auch bei Senatsplänen, aber insbesondere bei den 
sogenannten BWVI52 -Plänen (Gewerbe/Industrie) 
der LSBG von Anfang an beteiligt wird.Bei B-Plä-
nen mit Hauptverkehrsstraßen kann es einerseits 
zur DoppelbeschäŌ igung von Bezirk und LSBG 
kommen, andererseits durch mangelnde Informa-
Ɵ on auch zu keiner Betreuung (z.B. B-Plan Rothen-
burgsort 17). AlternaƟ v könnten diese Aufgaben 
vollständig in die Bezirke verlagert werden (Prob-
lem: Begleitung der Senatspläne).

• Zu Planfeststellungen und Plangenehmigungen: 
Hier sind aufgespaltene Zuständigkeiten sowohl 
bei Gewässern als auch beim Hochwasserschutz 
und bei Einzelbauwerken (Schöpfwerke, Schleu-
sen u.a.) zu konstaƟ eren, die zusammengefasst 
werden könnten. Da im Zuge der Verlagerung des 
Amts für Verkehr auch Teile des Rechtsamts und 
damit das an Personen gebundene Fachwissen 
in die BWVI verlagert wurden, bietet sich hierfür 
aktuell die BWVI an. Bei der Verlagerung wurden 
allerdings vorhandene Zuständigkeiten nicht nä-
her beachtet. Daher steht diese Lösung im Ge-
gensatz dazu, dass die BSU in Hamburg die obers-

51 AbschniƩ  III Absatz 4a Nr.4 ZAO: „Die Behörde für WirtschaŌ , Verkehr und InnovaƟ on ist zuständig für…..4. Planfeststellungen und 
Plangenehmigungen für oberirdische Gewässer, sofern deren Ausbau im Zusammenhang mit in ihre Zuständigkeit fallenden Erschließun-
gen erfolgt; in diesen Fällen obliegen ihr auch Planung, Entwurf und Ausführung des Ausbaus“.
52BWVI: Behörde für WirtschaŌ , Verkehr und InnovaƟ on

off en. Fakt ist: Die bestehenden insƟ tuƟ onellen Struk-
turen wurden nicht in einem Guss konzipiert, sondern 
sind historisch gewachsen. Grundsätzlich ist die Zu-
ständigkeitsverteilung abhängig von der Art der Ent-
wässerung und durch welches Verfahren der Prozess 
iniƟ iert wird. Für den Überblick sind die Organigramme 
der einzelnen Dienststellen hilfreich, jedoch z.B. zum 
Zusammenspiel der einzelnen Akteure nur bedingt 
aussagefähig. Zudem kommen im Bereich der Wasser-
wirtschaŌ  in Hamburg zunehmend aus der regulären 
Verwaltungsstruktur ausgegliederte OrganisaƟ onsfor-
men zum Einsatz (z.B. Hamburg Wasser, LSBG, Ham-
burger Port Authority).

Gewünscht wird in jedem Fall von den meisten Ge-
sprächspartnern eine eindeuƟ ge Klärung der Zustän-
digkeiten, da die Unübersichtlichkeit der zahlreichen 
wasserbezogenen Dienststellen mit z.T. divergieren-
den Auff assungen viel Zeit und Energie kostet und 
ein einheitliches Handeln im Sinne der Sache, z.B. bei 
anstehenden Entscheidungen, oŌ  erschwert. Als wün-
schenswertes Ziel wird eine ganzheitliche Maßnah-
menbetreuung in der Zuständigkeit einer OrganisaƟ -

Abkürzungen zu Tabelle. 05

ZAO Zuständigkeitsanordnung
BSU Behörde für Stadtentwicklung und 

Umwelt
BSU-U 11 Grundsatz, wasserwirtschaŌ l. Grundla-

gen, InformaƟ onssysteme
BSU-U 12 Schutz und BewirtschaŌ ung des Grund-

wassers
BSU-U 13 Schutz und BewirtschaŌ ung der Ober-

fl ächengewässer
BSU-U 14 Tide-Elbe, Meeresschutz
BSU-IB Amt für Immissionsschutz und Betriebe
LSBG Landesbetrieb Straßen, Brücken und 

Gewässer
HPA Hamburg Port Authority
BWVI Behörde für WirtschaŌ , Verkehr und 

InnovaƟ on
BWVI-RP Planfeststellungsbehörde
BWVI-V Verkehr und Straßenwesen
BWVI-WF WirtschaŌ sförderung
Bezirk/
MR

Bezirksamt/ Management des öff entli-
chen Raums

Bezirk/SL Bezirksamt/ Stadt- und LandschaŌ spla-
nung

onseinheit betrachtet (s. Kap. 3.4.2.2).

In der AG 2 wurde die nachstehende Liste der Zustän-
digkeiten für wasserwirtschaŌ liche Maßnahmen bei 
der Aufstellung von Bebauungsplänen erarbeitet. Die-
se verdeutlicht sowohl die Komplexität der Materie als 
auch die augenblickliche ZerspliƩ erung bei der Aufga-
benwahrnehmung. Dabei wird deutlich, dass das Auf-
gabengebiet des Hochwasserschutzes im Zusammen-
hang mit der Bauleitplanung noch relaƟ v zentralisiert 
erscheint, während die wasserwirtschaŌ liche Planung, 
die sowohl Gewässer als auch Siele umfassen kann, viel 
stärker von der AufgabenauŌ eilung betroff en ist.
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te Wasserbehörde ist. Es sollten deshalb diese 
Aufgaben in der BSU für ganz Hamburg zentriert 
werden. Die im Zuge der Verwaltungsreform auf 
die Bezirksämter übertragene Zuständigkeit für 
Planfeststellungen hat sich nicht bewährt (bspw. 
Planfeststellungsverfahren Barkassenanbindung 
Wilhelmsburg und andere Genehmigungsverfah-
ren im Rahmen von IBA/igs). Aus Sicht des Bezirk-
samtes Altona wird die KonzentraƟ on der Plan-
feststellungsverfahren in ihrer Zuständigkeit auf 
ein Bezirksamt (Federführungsamt) favorisiert.

• Einleiterlaubnisse: Da die Erteilung von Einleiter-
laubnissen in Oberfl ächengewässer weder von der 
BSU Amt U noch vom LSBG direkt vorgenommen 
werden, ist zur Frage der Konzentrierung dieser 
Aufgaben auf die zuständigen Dienststellen zu 
verweisen (Bezirksämter und IB), zumal es hier 
weitgehend bei den schon früher vorhandenen 
Zuständigkeiten geblieben ist. WichƟ g in diesem 
Zusammenhang ist eher eine zentrale Vorgabe im 
Hinblick auf Qualität und QuanƟ tät der Einleitun-
gen.

• Hochwasserschutzanlagen: Planung, Entwurf, Aus-
bau und Zulassung von Hochwasserschutzanlagen 
könnten in einer Hand konzentriert werden. Mo-
mentan wird diese Aufgabe durch BSU, LSBG, HPA 
und BWVI wahrgenommen. Da heute die Wahr-
nehmung der Aufgabe Hochwasserschutz bei der 
Bauleitplanung eher zufällig und aufgrund persön-
licher Kenntnisse der Handelnden wahrgenom-
men wird, wäre hier eine Dienststelle zu besƟ m-
men, die diese Aufgabe bei allen Bauleitplänen 
wahrnimmt.

• Trennung Hafengebiet/Stadt: Die grundsätzliche 
Trennung von Hafengebiet (Hafennutzungs- und 
Hafenerweiterungsgebiet, Verwaltung durch die 
HPA) und übriger Stadt macht beim Gewässeraus-
bau und der Gewässerunterhaltung begrenzt Sinn 
(Stromelbe und Hafenbecken). Der Gewässeraus-
bau kleinerer Gewässer bzw. von Gewässern au-
ßerhalb des eigentlichen Hafengebietes könnte 
auch von den jeweiligen Bezirken übernommen 
werden. Eine Zusammenlegung der Bereiche Be-
trieb und Hochwasserschutz (LSBG/HPA) wäre vor-
stellbar.

In der AG2 wird es als problemaƟ sch betrachtet, dass 
derzeit poliƟ sch eine Zentralisierung der Zuständigkei-
ten nicht gewollt ist (im Gegenteil, die Eigenständigkeit 
der Bezirke wird derzeit poliƟ sch weiter forciert). Die 
Trennung von Durchführungsaufgaben und ministe-
riellen Aufgaben, die im prakƟ schen Betrieb immer 
wieder zu Problemen führt, weil die Aufgaben oŌ mals 
nicht eindeuƟ g defi niert sind, soll aus Sicht der PoliƟ k 
ebenfalls beibehalten werden. 

Um zu einem einheitlichen wasserwirtschaŌ lichen 
Handeln in der FHH zu kommen, wäre es daher not-

wendig, verbindliche Grundlagen und Verfahrensricht-
linien (u.a. Bemessungsgrundsätze, Richtlinie für den 
Gewässerausbau, Globalrichtlinien) einzuführen und 
ihre Umsetzung durch konƟ nuierliche Begleitung si-
cherzustellen.  Dies umso mehr, als bei der Aufstellung 
von Bauleitplänen seitens der Bezirke häufi g nicht die 
„WasserwirtschaŌ ler“ des Bezirks zu den entsprechen-
den Arbeitskreisen eingeladen werden, sondern die 
Straßenbauer. 

Da die Bezirksämter die Aufstellung besƟ mmter Be-
bauungspläne aufgrund mangelnden Personals nicht 
leisten können, hat die Finanzbehörde einige Verfah-
ren bis zu einer gewissen Entscheidungsreife geführt 
(z.B. B-Plan Neugraben-Fischbek 66). Grundsätzlich 
besteht bei diesen Verfahren die Gefahr, dass die zu-
ständigen Fachdienststellen nicht oder zu spät beteiligt 
werden, was die Umsetzung beeinträchƟ gt.

Darüber hinaus ist derzeit die Wahrnehmung der was-
serbehördlichen Aufgaben (insbesondere bei Planfest-
stellungsverfahren) infolge mangelnder Personalaus-
staƩ ung (AuŌ eilung zentraler, geringer Ressourcen auf 
sieben Bezirksämter) ein Problem.
Zusätzliche Probleme ergeben sich durch die Zuord-
nung des LSBG, des Amts BSU-V (Erschließung) und 
großer Teile von BSU-R (Planfeststellungsbehörde) in 
die BWVI.

Im Falle des LSBG, der keine eigenen Zuständigkeiten 
hat, ist der Aufgabenbereich WasserwirtschaŌ  weiter 
in der Zuständigkeit der BSU-U verblieben, der ent-
sprechende Verwaltungsteil aber nun in der BWVI 
angesiedelt. Dies kann zu großen Zeitverlusten bei 
der InformaƟ onsbeschaff ung und KommunikaƟ on der 
einzelnen Dienststellen führen. Zum Beispiel kann der 
eigentliche AuŌ raggeber (BSU) bei der Beantwortung 
Kleiner Anfragen zwar den LSBG direkt beteiligen, die 
offi  zielle Antwort muss aber immer über die entspre-
chenden Stabsstellen der BWVI laufen. 

Eine formale Anpassung ohne grundsätzliche inhalt-
liche Änderungen der Zuständigkeitsanordnungen 
an die neue Behördenstruktur wurde zwischenzeit-
lich durchgeführt. Allerdings wurden hinsichtlich der 
Zuständigkeiten für Erschließungen zwischenzeitlich 
neue Beschlüsse gefasst, die noch nicht Eingang in die 
Zuständigkeitsanordnung gefunden haben. Für eine 
Neuordnung der Zuständigkeiten muss die Zuständig-
keitsanordnung vollständig überarbeitet werden. Ein 
sinnvoller erster Ansatz hierfür ist die Aufl istung aller 
wasserwirtschaŌ lichen Aufgaben. Auf Basis dieser Zu-
sammenstellung könnte eine aufgabenorienƟ erte und 
verständliche Neuordnung der Zuständigkeiten gelin-
gen.

OpƟ mal wäre die Lösung: WasserwirtschaŌ  aus einer 
Hand. 
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3.4.3 Planungsidee sichern durch 
Qualitätsmanager

Ziel:
• Sicherung der gestalterischen und wasserwirt-

schaŌ lichen Qualität der ursprünglichen Planungs-
idee auf dem Weg durch die Planungsinstanzen 
(WeƩ bewerb, FunkƟ onsplanung, Bebauungspla-
nung, Genehmigungs- und Ausführungsplanung), 
insbesondere bei B-Plänen mit konkretem Projekt-
hintergrund

Umsetzungsstrategien:
• BeauŌ ragung eines Planungsakteurs (z.B. des Pla-

nungsbüros) zur Sicherstellung der Umsetzung der 
Planungsidee und damit der Qualität des Konzep-
tes durch alle Planungsinstanzen 

Ein weiterer, in der Analysephase oŌ  genannter Punkt 
ist die Erfahrung, dass ursprünglich sehr innovaƟ ve, 
kreaƟ ve und überzeugende Konzepte beim Durchlau-
fen der Planungshierarchien WeƩ bewerb bzw. Gutach-
terverfahren – Masterplan - FunkƟ onsplan/Rahmen-
plan – Bebauungsplan - Baugenehmigung teilweise 
bewusst, aber auch teilweise unbewusst und nicht ge-
wollt, inhaltlich überformt und damit in ihrer konzep-
Ɵ onellen Kernaussage abgeschwächt werden. Dies gilt 
sicherlich nicht nur für Konzepte der WasserwirtschaŌ , 
sondern auch für viele andere stadt- und freiraumpla-
nerische Aspekte. Die Gründe sind vielzählig (rechtli-
che Rahmenbedingungen, vielfälƟ ge Ansprüche an 
wenige Flächen, viele Beteiligte schaff en viele Kompro-
misse, Ressortkonkurrenzen, poliƟ sche Veränderun-
gen, Finanzen etc.) und hinreichend bekannt. 

Trotzdem wurde von vielen beteiligten Gesprächspart-
nern die Frage gestellt, wie eine stärkere Verbindlich-
keit für Inhalte beim Durchlaufen der Planungsinstan-
zen hergestellt werden kann. Beim B-Planverfahren 
Langenhorn 66 konnte z.B. durch die BeauŌ ragung 
des Preisträgerbüros bis zur Realisierung durch meh-
rere Planungsstufen hindurch (Überarbeitung WeƩ -
bewerbsentwurf, FunkƟ onsplanung, Ausführungspla-
nung) die Umsetzung der städtebaulichen und damit 
auch der wasserbezogenen LeiƟ dee gesichert werden. 
Ein Akteur (in diesem Fall die Planer) war also zustän-
dig für die Sicherung des Konzeptes bis zur Umsetzung. 
Dieses Prinzip eines „Qualitätsmanagers“ durch alle 
Planungsphasen sollte zum Regelfall werden. Auch in 
städtebaulichen Verträgen kann die Umsetzung we-
sentlicher gestalterischer und entwässerungstechni-
scher Ausführungselemente verbindlich geregelt wer-
den.

3.4.4 Verwaltungsinterne Diskus-
sionsforen und Fortbildungsver-
anstaltungen ausweiten
Ziel:
• Stärkung des Austauschs zwischen den Planungs-

disziplinen als Grundlage für interdisziplinär erar-
beitete Planungskonzepte,

• Sensibilisierung der Planungsakteure für wasser-
wirtschaŌ liche Zusammenhänge und Notwendig-
keiten,

• Erweiterung des wasserbezogenen Knowhows der 
Planungsakteure als Grundlage für die Entwick-
lung von zukunŌ sfähigen und integrierten Pla-
nungskonzepten, vor allem auch im Hinblick auf 
notwendige wasserwirtschaŌ liche und städtebau-
liche Anpassungs- und Veränderungsprozesse.

Umsetzungsstrategien:
• IniƟ ierung bzw. ReakƟ vierung informeller Aus-

tausch- und Diskussionsforen zum Thema Wasser 
innerhalb der Verwaltung (BSU, Bezirke, LSBG, 
HAMBURG WASSER),

• Konzipierung von regelmäßigen Fortbildungsver-
anstaltungen für die bauleitplanenden und fach-
planenden Dienststellen, Einladen von Vertretern 
aktueller Forschungsprojekte o.Ä.

Trotz der überwiegend guten Beteiligungspraxis auf 
B-Planebene ist es erklärter Wunsch vieler Gesprächs-
partner aus der Analysephase, den inhaltlichen Diskus-
sionsprozess zu stärken bzw. wiederzubeleben, der in 
„früheren“ Zeiten deutlich intensiver staƩ gefunden 
habe. BeispielhaŌ  genannt wurden die früheren „Was-
serrunden“, die in einigen Bezirksämtern turnusmäßig 
staƪ  anden und in denen neben den formal vorge-
gebenen Beteiligungsrunden inhaltlich zum Thema 
Wasser gearbeitet wurde bzw. Austausch und Diskus-
sion staƪ  and. Einige Befragten sprechen von einer 
ehemals komplexeren Planungskultur, die durch eine 
verƟ eŌ e inhaltlich-fachliche Diskussion gekennzeich-
net war. Andere sind der Auff assung, dass das Thema 
RegenwasserbewirtschaŌ ung auf der Planungsagenda 
schon einmal deutlich höher angesiedelt war. Die ver-
ringerten fachlichen Diskussionen werden deutlich be-
dauert. Insofern wurde in der Arbeitsgruppe diskuƟ ert, 
wie man den wasserbezogenen fachlichen Austausch 
wiederbeleben könnte.

Diskussionsforen:
Derzeit werden, soweit bekannt, einige verwaltungs-
interne Diskussionsforen turnusmäßig durchgeführt 
(s. Tabelle 06), während einige Diskussionsforen nicht 
(mehr) staƩ  fi nden (s. Tabelle 07).
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Arbeitskreis Wasserrahmen-Richtlinie und Arbeitskreis Hochwasserrisikomanagement-Richtlinie:
TeilnehmerInnen: Turnus:
AbschniƩ sleitung WasserwirtschaŌ  der Bezirke Ca. 8 mal im Jahr
BSU
Hamburg Wasser
LSBG
BUND
AbschniƩ sleiter WasserwirtschaŌ  Bezirke:
TeilnehmerInnen: Turnus:
AbschniƩ sleitung WasserwirtschaŌ  der Bezirke Ca. halbjährlich

(ist jedoch nur themenbezogen „genehmigt“)

Haushaltsgespräche mit der BSU :
TeilnehmerInnen: Turnus:
WasserwirtschaŌ  der Bezirke vierteljährlich
BSU vierteljährlich
Interne Diskussionsforen im Bezirksamt Altona:
TeilnehmerInnen: Turnus:
Tieĩ au-Abteilungsrunde wöchentlich
Fachamtsrunde MR wöchentlich
Koordinierungsrunde Tieĩ au-Stadtgrün (beide MR) alle zwei Monate
Koordinierungsrunde Naturschutz:
SL 3 LandschaŌ splanung, MR 2 Tieĩ au, MR 3 Stadt-
grün

ca. 2 x jährlich

Neu in Altona: jeder B-Plan wird vor der GrobabsƟ m-
mung von SL mit dem AbschniƩ  WasserwirtschaŌ  (MR 
25) abgesƟ mmt

Tabelle 06: Austausch- und Diskussionsforen in der Verwaltung

TeilnehmerInnen: Mögliche Inhalte:
Abteilungsleiter Tieĩ au der Bezirke Alle Themen des Tieĩ aus, u.a. Entwässerungskon-

zepƟ onen, Neu- und Ausbau Sielsystem
Bezirk/SL-MR-Besprechung zum Thema Wasser AbsƟ mmung über die Geltungsbereiche von Bebau-

ungsplänen (wird durch eine regelmäßige AbsƟ m-
mung zwischen Bezirk/MR (WasserwirtschaŌ ) und 
Bezirk/SL (Bauleitplanung) wie in Altona auch nicht 
mehr für erforderlich gehalten)
Wasserbauliche Konzeptentwicklungen bzw. Rah-
menpläne

MR- HW- BSU-U1-Regelbesprechungen Sielauslastungen
EinleitungsproblemaƟ ken
Bisherige Besprechungen nur projektbezogen,
Grundsatzfragen werden nur am Rande besprochen
Frequenzvorschläge: 1x jährlich pro Bezirk

Tabelle 07: Nicht (mehr) staƩ  fi ndende Diskussionsforen
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• Klären von HaŌ ungsfragen und rechtlichen Rah-
menbedingungen (s. Kap. 3.5.3),

• Planen und Bauen von Pilotprojekten in Hamburg 
mit begleitendem Monitoring.

Nach Auff assung der Arbeitsgruppe sollte die in Ham-
burg bisher nur wenig geplante und gebaute OpƟ on 
der Mitbenutzung (Defi niƟ on s.u.) aufgrund der stei-
genden Flächenknappheit und Verdichtung im Zusam-
menhang mit der klimabedingten Zunahme der Star-
kregenereignisse zukünŌ ig stärker umgesetzt werden. 
Einen ersten wichƟ gen Meilenstein zur Verbreitung 
der Mitbenutzung in Hamburg setzten die Workshops 
des Kompetenznetzwerk Hamburgs53, in denen viele 
Fragestellungen zum Thema der Mitbenutzung zusam-
mengetragen und verƟ efend bearbeitet wurden.

Die AG2 empfi ehlt, das Modell Altona auf die anderen 
Bezirke zu übertragen, d.h. eine frühzeiƟ ge Absprache 
zwischen MR WasserwirtschaŌ  und SL Bebauungspla-
nung auf B-Plan-Ebene herzustellen, spätestens bis 
zur GrobabsƟ mmung. Bei Einführung des wasserwirt-
schaŌ lichen Begleitplans (s. Kap. 3.2.1) entspräche die-
se Vorgehensweise der Stufe 1 des WBP.
Auch die Durchführung der Koordinierungsrunde Na-
turschutz wird für alle Bezirke empfohlen. Hier können 
auch nicht-bebauungsplanbezogene Vorhaben mit 
wasserwirtschaŌ licher Bedeutung themaƟ siert wer-
den. 
Zudem wird angeregt, dass ein regelmäßiger (und 
nicht nur projektbezogener) Austausch zwischen HW, 
BSU-U1 und der WasserwirtschaŌ  der Bezirke etabliert 
wird, um auch Grundsatzfragen diskuƟ eren zu können 
oder sich über Problemgebiete (z.B. Sielauslastungen) 
bzw. EinleitungsproblemaƟ ken informieren zu können.

Fortbildungsveranstaltungen:
Es wurde ein Grobkonzept für Fortbildungsveranstal-
tungen erstellt.

Die Fortbildungsveranstaltungen wenden sich an fol-
gende Zielgruppen: 
• bauleitplanende Dienststellen in den Fachbehör-

den und Bezirken, d.h. vor allem Stadtplanerinnen 
und Stadtplaner von BSU-LP und den Bezirken (SL)

• weitere Akteure: z.B. Finanzbehörde, Bereich Lie-
genschaŌ en der Bezirke, Bauprüfabteilungen

Die Veranstaltungen sollen auf die jeweiligen Akteure 
mit ihren Arbeitsgebieten zugeschniƩ en sein und sich 

3.5 Temporäre Mitbenutzung von Freifl ächen ausweiten

auf das Thema RegenwasserbewirtschaŌ ung konzen-
trieren. VerƟ efungsbedarf besteht z.B. zu folgenden 
Themen:

• Dringlichkeit des Wasser-Themas (Klimawandel, 
Zunahme von Starkregenereignissen, wachsende 
Flächenversiegelung, Überfl utungsproblemaƟ k 
speziell in Hamburg etc.),

• Regenwasserbezogene Regelungsmöglichkeiten in 
Bebauungsplänen,

• Best-PracƟ se-Beispiele für dezentrale Regenwas-
serbewirtschaŌ ungskonzepte, u.a. mit Beispielen 
für die Mitbenutzung von Flächen für den tempo-
rären Einstau von Regenwasser,

• Best-PracƟ se-Beispiele für Dachbegrünung,
• Best-PracƟ se-Beispiele für die technische und ge-

stalterische Ausführung von Regenwasserbewirt-
schaŌ ungsanlagen und -konzepten

Neben dem fachlichen Input durch Referenten und 
Experten sollte bei den Veranstaltungen ausreichend 
Raum für Austausch und Diskussion eingeplant sein 
sowie für das Sammeln verƟ efender Fragestellungen 
bzw. Abfrage des weiteren Fortbildungsbedarfs.

Die VeranstaltungsorganisaƟ on könnte BSU-LP 31 in 
fachlicher AbsƟ mmung mit BSU-U1 übernehmen. An-
gedacht sind halbtäƟ ge Fortbildungsveranstaltungen 
bei der BSU (z.B. im Seminarraum I an der Stadthaus-
brücke). Ein 1. AuŌ akt könnte bereits kurzfrisƟ g gestar-
tet werden. Bei Interesse können sich daraus konƟ nu-
ierliche Veranstaltungen etablieren. 

Ziel: stärkere Umsetzung der Mitbenutzung von Flä-
chen für die temporäre Zwischenspeicherung von Re-
genabfl uss

Umsetzungsstrategien:
• Verbreitung der OpƟ on "Mitbenutzung" in Fort-

bildungs- und Diskussionsforen zum Thema Re-
genwasserbewirtschaŌ ung als ein Baustein der 
dezentralen RegenwasserbewirtschaŌ ung (s. auch 
Kap. 3.4.3),

• Klärung von planungsrechtlichen Regelungsmög-
lichkeiten der Mitbenutzung in den Bebauungs-
plänen (s. Kap. 3.5.4)

• Einführung einer einheitlichen Darstellungsmög-
lichkeit der Mitbenutzung in den Bebauungsplä-
nen (Planzeichnung und Begründung s. Kap. 3.2.3),

• Erarbeitung „fairer“ und abgesƟ mmter Kostenver-
teilungsmodelle für die Mitbenutzung (s. Work-
shopergebnisse Kap. 3.5.5),
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Auch die „Qualitätsoff ensive Freiraum“ (s. Kap. 2.2) 
verfolgt als eine von mehreren Leitlinien die sogenann-
te "MulƟ codierung" von Freiräumen. Um die vielfälƟ -
gen Ansprüche in der verdichteten Stadt bei knappen 
Flächenressourcen erfüllen zu können, sollen durch die 
Überlagerung verschiedener FunkƟ onen unterschied-
licher Fachzuständigkeiten (Erholung, Naturschutz, 
Verkehr, WasserwirtschaŌ , soziale und technische In-
frastruktur) vorhandene Freiräume besser ausgenutzt 
und neue PotenƟ ale erschlossen werden, d.h. ein sek-
torales Nebeneinander verschiedener FunkƟ onen wird 
durch eine integrierte Mehrfachnutzung ersetzt.

Dass die komplexen Fragen zum Thema Mitbenutzung 
auch in den zahlreichen Experteninterviews während 
der RISA-Analysephase immer wieder gestellt wurden, 
zeigt, dass der Verbreitungsgrad der InformaƟ onen 
zum Thema Mitbenutzung und im weiteren Sinn auch 
zum Thema dezentrale RegenwasserbewirtschaŌ ung 
auch unter den Fachleuten längst noch nicht aus-
geschöpŌ  ist. RISA hat an dieser Stelle eine wichƟ ge 
KommunikaƟ onsrolle inne. Hier sei noch einmal der 
Wunsch vieler Akteure nach InformaƟ ons- und Fort-
bildungsveranstaltungen benannt (s. auch Kap. 3.4.3).

Zudem sind einzelne Fragestellungen im Hinblick auf 
die Mitbenutzung noch intensiver zu bearbeiten. Ne-
ben den rechtlichen und haŌ ungstechnischen Fragen 
stehen die fi nanziellen Unsicherheiten im Hinblick 
auf Unterhaltung und Pfl ege im Vordergrund. Wer-
den beispielsweise öff entliche Grünfl ächen für einen 
temporären Einstau von Regenwasser genutzt, sind 
u.a. Kostenbeteiligungen für die Mitbenutzungen zu 

Abb. 06: Flächenkategorien für eine Mitbenutzung 
(Kruse 2011)

entwickeln. Hier sind neben den Fragen von Nutzungs-
ausfall und/oder FunkƟ onsbeeinträchƟ gungen für die 
jeweilige Hauptnutzung ggf. erhöhte Pfl egekosten zu 
berücksichƟ gen. Voraussetzung ist, dass die Mitbenut-
zung toleriert wird. Auch hier besteht nach Meinung 
vieler befragter Akteure noch erheblicher Diskussi-
onsbedarf. Im Rahmen des von der HCU konzipierten 
RISA-Fachdialogs "Finanzierungsmodelle für die was-
serwirtschaŌ liche Mitbenutzung von Grün-, Frei- und 
Verkehrsfl ächen" im September 2012 wurden einige 

grundsätzliche Finanzierungsansätze (z.B. SƟ Ō ung, 
GmbH, Investorenmodell) erarbeitet und diskuƟ ert, s 
auch Kap. 3.5.5.54 

Die folgenden Kapitel tragen den derzeiƟ gen Informa-
Ɵ onsstand zum Thema Mitbenutzung zusammen.

3.5.1 Defi niƟ on
Die Mitbenutzung von Flächen für die temporäre 
Zwischenspeicherung von Regenabfl uss stellt einen 
Baustein von verschiedenen dezentralen Regenwas-
ser-bewirtschaŌ ungsmaßnahmen (z.B. Versickerung, 
Verdunstung, Regenwassernutzung) dar. 
WichƟ g ist es herauszustellen, dass es sich bei diesem 
Thema nicht um eine gleichgestellte Nutzung einer 
Fläche handelt, sondern lediglich um eine Nutzung im 
Ausnahmefall. 

Für die Mitbenutzung kommen prinzipiell alle Freifl ä-
chenkategorien in Betracht: Erholungs-, Sport- und Be-
wegungs- und Verkehrsfl ächen (s. auch Abb. 06). Mit-
benutzung kann sowohl auf öff entlichen als auch auf 
privaten Flächen prakƟ ziert werden. Um das Regen-
wasser von einem überfl utungsgefährdeten Bereich zu 
einer mitzubenutzenden Freifl äche zu leiten, müssen 
ggf. auch Straßen- und Wegefl ächen mitbenutzt wer-
den. Es können auch nur Straßen- und Verkehrsfl ächen 
mit genutzt werden. Diese Mitbenutzungskategorie 
wird im Abschlussbericht der RISA-AG Verkehr genauer 
untersucht 55.  

53 Hamburg Wasser 2010
54 Stemme / Andresen / Dickhaut / 2013
55 Benden 2013
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zierung von Grünfl ächen durch die wasserwirt-
schaŌ liche Mitbenutzung und der daraus resulƟ e-
renden zusätzlichen Begründungen für den Erhalt 
der Grünfl ächen,

• Flächeneinsparung durch Mitbenutzung, 
• Gestalterische Aufwertung von Flächen zur Regen-

wasserbewirtschaŌ ung, Wasser als „neues“ Erleb-
niselement auf den Flächen."

"Bedenken und Risiken58: 
• jurisƟ sche Fragestellungen (Verkehrssicherungs-

pfl icht, HaŌ ung, Trennung „öff entliches“ und „pri-
vates“ Regenwasser in den aktuellen Gesetzestex-
ten),

• fehlende Erfahrungen und Planungsleitlinien, z.B. 
im Hinblick auf Häufi gkeit, Dauer und Umfang der 
Mitbenutzung,

• „zerspliƩ erte“ Zuständigkeiten zwischen den Ak-
teuren,

Das KompetenzNetzwerk HAMBURG WASSER erarbei-
tete 2010 erstmalig eine Defi niƟ on des Begriff es Mit-
benutzung 56:  

„Mitbenutzte Flächen“, wie beispielsweise Verkehrs-
fl ächen, Grünfl ächen, Sport- und Spielfl ächen, unter-
liegen einer Hauptnutzung und werden im Starkre-
genfall zur temporären Zwischenspeicherung und/
oder zum Transport von Abfl ussspitzen für den Über-
fl utungs- und Gewässerschutz genutzt. Bei den hier 
genannten extremen Regen handelt es sich um Er-
eignisse, die in der Regel seltener als alle fünf Jahre, 
für Straßen in der Regel seltener als alle 10 Jahre auf-
treten. Die Mitbenutzung von Flächen ist daher nicht 
der Normalfall, sondern die Ausnahme. Entsprechend 
des GefahrenpotenƟ als durch die Überfl utung und der 
Nutzungsintensität der mitzubenutzenden Flächen ist 
die Mitbenutzung im Einzelfall abzuwägen. In der Re-
gel beschränkt sich die Einstauhöhe des Regenwassers 
auf wenige ZenƟ meter. Zudem ist die Entleerungszeit 
auf etwa 12 bis maximal 24 Stunden angesetzt, so dass 
innerhalb kürzester Zeit die Hauptnutzung wieder er-
folgen kann“.

In der Arbeitsgruppe wurde die Häufi gkeit des Einstaus 
diskuƟ ert. Aus gestalterischen Gründen, um die Ge-
wöhnung an Einstauereignisse bzw. die Einstauvolu-
mina zu erhöhen, könnte die Häufi gkeit auch vergrö-
ßert werden. Eine Modifi kaƟ on der Defi niƟ on wurde 
jedoch nicht erarbeitet.

3.5.2 Chancen, Hemmnisse, Pla-
nungsgrundsatz, begünsƟ gende 
Faktoren
In einem vom KompetenzNetzwerk Hamburg Wasser 
veranstalteten Workshop 2009 mit ca. 60 Vertretern 
aus Hamburger Behörden, von Hamburg Wasser, IBA 
und Planungsbüros wurden folgende Chancen und Ri-
siken der Mitbenutzung diskuƟ ert, die hier zusammen-
fassend aufgeführt werden:

"Chancen der Mitbenutzung57: 
• Übergang von der vorhandenen unkontrollierten 

zu einer kontrollierten, planerisch-konzepƟ onel-
len Mitbenutzung, dadurch Erhöhung des Über-
fl utungsschutzes,

• Abwehr von Schäden und Gefahren durch Überfl u-
tungen im Gewässersystem (hydraulischer Stress),

• Synergien zur dauerhaŌ en Sicherung und Finan-

• Finanzierung der Anlagen, Unterscheidung nach 
invesƟ ven und betrieblichen Kosten sowie deren 
Verteilung auf die Akteure,

• Qualität/stoffl  iche Belastung des Regenwassers, 
• Flächennutzungskonfl ikte/Akzeptanz durch die 

Nutzer,
• Verkaufshemmnis benutzter Flächen,
• unklare Entwicklung: von der seltenen Mitbenut-

zung zur häufi gen Dauerlösung?"

Die genannten Bedenken und Hinderungsgründe wur-
den in den Gesprächen, die im Rahmen der Analyse 
von vier Hamburger Bebauungsplänen zum Thema 
dezentrale RegenwasserbewirtschaŌ ung geführt wur-
den, bestäƟ gt. Zudem wurden planungsrechtliche Un-

56 Hamburg Wasser 2010
57 Wörtlich übernommen aus HAMBURG WASSER 2010, S. 14
58  Wörtlich übernommen aus HAMBURG WASSER 2010, S. 14

Abb. 07: Malmö, Augustenborgskolan, Regensammel-
fl äche mit verzögertem Abfl uss 
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Planungsgrundsatz zur Mitbenutzung (s. auch 
Kap.3.3.3):
Bei der Mitbenutzung von öff entlichen Grünfl ächen, 
bei denen i.d.R. ein hoher Nutzungsdruck besteht und 
die vielfälƟ gen FunkƟ onen auf wenig Fläche gerecht 
werden müssen, erscheint es notwendig, vorher alle 
anderen Potenziale der Rückhaltung auszuschöpfen. 
Dieser Planungsgrundsatz ist für alle Vorhaben anzu-
wenden, bei denen eine Mitbenutzung von öff entli-
chen Grünfl ächen angedacht wird.

1. Vor einer Nutzung der stadteigenen Grün- und 
Freifl ächen muss das vorweglaufende PotenƟ al 
von Regenwasserrückhalt, Regenwasserspeiche-
rung und Regenwassernutzung auf den privaten 
Flächen ausgeschöpŌ  sein. Die nachfolgend ge-
nannten Rückhaltepotenziale sind nicht als hierar-
chische Aufzählung sondern als mögliche Beispiele 
zu verstehen. Je nach Standort und Rahmenbedin-
gungen ist im Einzelfall zu prüfen, welche Mög-
lichkeiten der Rückhaltung bestehen und genutzt 
werden sollen, z.B.:

• Regenwasserrückhaltung / -verzögerung durch 
Dachbegrünung,

• Regenwasserrückhalt in Zisternen mit Rückhalte-
volumen zur Regenwassernutzung,

• Regenwasserrückhalt in off enen Wasserfl ächen,
• Regenwasserversickerung.

2. Erst nach Prüfung der MinderungspotenƟ ale soll 
das verbleibende Niederschlagwasser in stadtei-
genen Grün- und Freifl ächen bewirtschaŌ et wer-
den, sofern nicht driƩ e Interessen (z.B. Garten-
denkmalpfl ege) dem entgegen stehen.

Tendenziell ist die Mitbenutzung bei Neuplanungen 
einfacher zu planen und umzusetzen als in Bestands-
gebieten. Im Bestand ist mit höheren Akzeptanzprob-

sicherheiten benannt, wie die Mitbenutzung z.B. auf 
B-Planebene dargestellt und festgesetzt und damit ge-
sichert werden kann (s. auch Kap. 3.5.4).59 

In Anbetracht der dargestellten Bedenken verwundert 
es nicht, dass die Möglichkeit der temporären Mitbe-
nutzung von Flächen für die Zwischenspeicherung von 
Regenabfl uss derzeit in Hamburg noch wenig umge-
setzt wird, dies gilt vor allem für eine Mitbenutzung öf-
fentlicher Flächen. Bisherige Recherchen zeigen, dass 
unter dem SƟ chwort „Mitbenutzung“ auch deutsch-
landweit nur wenig gebaute Beispiele bekannt sind.60 

Die Arbeitsgruppe beschäŌ igte sich intensiver mit den 
Mitbenutzungsbeispielen in Potsdam-Bornstedter 
Feld, Lübeck-HochschulstadƩ eil und Langenhagen-
Weiherfeld.61  Gespräche mit den verantwortlichen Pla-
nern vor Ort zeigten charakterisƟ sche Anforderungen 
bei der Planung und Umsetzung von Mitbenutzungen:

• OrganisaƟ onsform: Je nach Eigentumsverhältnis-
sen erfordert die Mitbenutzung unterschiedliche 
OrganisaƟ onsformen der beteiligten Akteure. 

• KommunikaƟ on und KooperaƟ on: Zudem setzt sie 
eine erhöhte KommunikaƟ ons- und KooperaƟ ons-
bereitschaŌ  bei den beteiligten Akteuren voraus. 
Durch die Mehrfachbelegung der Flächen besteht 
erhöhter AbsƟ mmungsbedarf zur Dauer und In-
tensität der einzelnen Nutzung, zur Ausgestaltung 
der Flächen im Hinblick auf die jeweilige FunkƟ on, 
über die Zuständigkeit für Pfl ege und Unterhal-
tung etc.

Müssen sich beispielsweise in Langenhagen-Kalten-
weide (s. Tab. 9) die Anrainer von privaten Gemein-
schaŌ sfl ächen, die für die off ene Sammlung und Ab-
leitung von Oberfl ächenwasser vorgesehen sind, über 

59 vgl. Andresen, Dickhaut 2011  
60 vgl. Dickhaut, Kruse 2009
61 s. auch Vortrag im Rahmen des RISA-Fachdialogs, abruĩ ar unter hƩ p://www.risa-hamburg.de/index.php/ag-stadt-und-landschaŌ spla-
nung.html?fi le=fi les/bilder/Downloads/Zwischenbericht%20RISA%20AG%20Stadt-%20und%20LandschaŌ splanung.pdf

die Gestaltung und dauerhaŌ e Pfl ege dieser Flächen 
absƟ mmen, haben in Lübeck das Grünfl ächenamt und 
die Stadtentwässerung Kontrakte für die dauerhaŌ e 
Pfl ege und Unterhaltung der Notwasserwege inner-
halb der öff entlichen Grünfl ächen geschlossen. Eben-
falls in Lübeck wurde ein Wasser- und Bodenverband 
für die dauerhaŌ e Unterhaltung der Tiefendrainage 
gegründet mit der Pfl icht zur MitgliedschaŌ  für jeden, 
der im HochschulstadƩ eil ein Baugrundstück erwirbt.

Abb. 08: Kopenhagen Brondby, Brondbyvester Skole, 
Regensammelfl äche mit verzögertem Abfl uss
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• Nutzung (wenn möglich) der gesamten PaleƩ e 
dezentraler BewirtschaŌ ungsmaßnahmen, d.h. 
alle Möglichkeiten der Rückhaltung, insbesondere 
auch auf privaten Flächen, werden genutzt, bevor 
öff entliche Grünfl ächen in Anspruch genommen 
werden (dies gilt insbesondere für die Akzeptanz 
der Mitbenutzung in Bestandsgebieten),

• frühzeiƟ ge und intensive BeschäŌ igung mit dem 
Höhenkonzept, um kostenintensive und gestalte-
risch wenig eingebundene Bodenmodellierungen 
zu vermeiden,

• verbindliche Absprachen über die Finanzierung 
(InvesƟ Ɵ on und Unterhaltung),

• intensive Kontrolle während der Umsetzung,
• umfassende AuŅ lärung und InformaƟ on vor Ort.

3.5.3 Rechtliche Rahmenbedin-
gungen
Zu den rechtlichen Rahmenbedingungen bzw. jurisƟ -
schen Fragestellungen im Zusammenhang mit einer 
Mitbenutzung wurden im KompetenzNetzwerk Fall-
gruppen betrachtet und konkrete rechtliche Frage-
stellungen abgeleitet. Diese umfassen Abwasser- und 
baurechtliche Aspekte sowie die Themen Unterhal-
tungs- und Folgepfl ichten sowie Verkehrssicherungs-
pfl ichten, jedoch keine verƟ efenden planungsrechtli-
chen Aspekte.

Da die Klärung von rechtlichen Fragestellungen vor 
dem Hintergrund einer angestrebten Forcierung der 
Umsetzung von Mitbenutzungen als wesentlich be-
trachtet wird, sind im Folgenden Auszüge aus dem 
Anhang 3 zum KompetenzNetzwerk Hamburg Wasser 
ziƟ ert:62  

„Für die Mitbenutzung sind folgende rechtliche Bedin-
gungen zu beachten, die in jedem Einzelfall zu über-
prüfen und zu bewerten sind“:

Unterhaltungs- und Folgepfl icht:
Die mitbenutzten Flächen müssen laufend – mögli-
cherweise auch mit spezifi schen, mitbenutzungsbezo-
genen Anforderungen - unterhalten werden. Darüber 
hinaus gibt es aber auch im konkreten Mitbenutzungs-
fall Folgen, deren unverzügliche BeseiƟ gung sicherzu-
stellen ist. Dies kann die bloße Verschmutzung (z.B. 
durch Treibsel, Sedimente u.ä.), aber auch die Beschä-
digung von der Hauptnutzung dienenden Anlagen sein 
(z.B. Spielgeräte, Beete u.ä.).
Sowohl die spezifi schen Unterhaltungs- als auch die 

lemen zu rechnen, da hier die bestehende und für die 
Umgebung und die Nutzenden gewohnte SituaƟ on 
entsprechend dem neuen Bedarf in der Regel ange-
passt werden muss, z.B. durch die Anlage von Mulden 
in bestehenden Grünfl ächen, durch Veränderungen 
der Topographie für Notwasserwege etc..

BegünsƟ gende Planungsfaktoren:
Zusammenfassend erleichtern folgende Faktoren die 
Planung, OrganisaƟ on und Umsetzung einer Mitbenut-
zung:
• Benennung eines zentralen und mit Entschei-

dungsbefugnissen betrauten Ansprechpartners 
für alle Akteure, der durchgängig vom Beginn der 
Konzeptentwicklung bis zur Umsetzung und den 
ersten "Betriebs"jahren ansprechbar ist,

62 Wörtlich übernommen aus HAMBURG WASSER 2013, S. 43

Abb. 10: Lübeck HochschulstadƩ eil, Carlebachpark, 
Mitbenutzungsfl ächen

Abb. 09: Langenhagen, Weiherfeld: zentraler
Grünzug mit Versickerungsmulden
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Folge- bzw. FolgebeseiƟ gungspfl ichten für den Fall ei-
nes Mitbenutzungsereignisses sind verbindlich zu re-
geln. Dies muss so geschehen, dass die Hauptnutzung 
so wenig wie möglich beeinträchƟ gt wird und ihr auch 
sonst keine Nachteile entstehen. Je nach konkretem 
Einzelfall sind diese Regelungen in öff entlich-rechtliche 
Zulassungen aufzunehmen oder als öff entlich-rechtli-
che oder privatrechtliche Verträge abzuschließen.
Da die Flächen in ihrer ursprünglichen ZweckbesƟ m-
mung erhalten bleiben, ist hinsichtlich eines Anteils ei-
ner Mitbenutzung sowohl Zuständigkeit wie Kostentra-
gung im Einzelfall zu klären und verbindlich zu regeln.

Verkehrssicherungspfl icht
Der Charme der Mitbenutzung liegt gerade darin, 
sonst völlig anderen Zwecken dienende Flächen bei 
seltenen, extremen Starkregenereignissen kurzzei-
Ɵ g für die Wasserrückhaltung zu nutzen, bevor das 
Wasser dann zeitverzögert abgeleitet wird. In diesem 
Fall wird die Anlage aber buchstäblich ganz oder teil-
weise eine Andere. Da solche Ereignisse sich selten 
lange vorher ankündigen und auch meist lokal nicht 
vorhergesagt werden können, ist der konkrete Mit-

troff en, sind gesteigerte Sicherheitsmaßstäbe anzule-
gen. Prinzipiell dürfen auch in den – zumeist unvorher-
gesehen eintretenden Mitbenutzungsfällen – keine für 
die Benutzer unbeherrschbare GefahrensituaƟ onen 
entstehen. Die gebotenen Maßnahmen hängen sehr 
von der KonstellaƟ on des Einzelfalles ab. Jedenfalls 
ist durch eine geeignete Beschilderung auf die einge-
schränkte Hauptnutzung und eventuelle konkrete Ge-
fahren (wie z.B. Vereisung) hinzuweisen. Zusätzlich ist 
den Anforderungen an die Verkehrssicherungspfl icht 
bei den baulichen Maßnahmen zur Einrichtung der 
MitbenutzungsfunkƟ on von Flächen Rechnung zu tra-
gen. Daneben sind erforderlichenfalls organisatorische 
Vorkehrungen vorzusehen, um Gefahren auszuschlie-
ßen.
Auch Abgrenzung, Inhalt und Wahrnehmung der Ver-
kehrssicherungspfl icht sind im Einzelfall verbindlich zu 
regeln.

Gewässerschutz:
Soweit das Niederschlagswasser auf der mitbenutzten 
Fläche versickert, ist der Gewässerschutz zu beachten: 
Versickerungen, d.h. die Einleitung von Niederschlags-

benutzungsfall kaum „planbar“. Für die Benutzer gilt 
das naturgemäß in weitgrößerem Ausmaß. Hinzu kann 
ein „Überraschungseff ekt“ in der Form kommen, dass 
die gewohnheitsmäßigen Nutzer nicht damit rechnen, 
dass etwa ein Spielplatz relaƟ v schnell – wenn auch 
nur wenige ZenƟ meter - mit Wasser überfl utet werden 
kann. Hierdurch erhält die ohnehin für zugängliche Flä-
chen bestehende Verkehrssicherungspfl icht ein ganz 
besonderes Gewicht. Für Gartenteiche, Rückhaltebe-
cken u. ä. bestehende Maßstäbe und Erfahrungen sind 
hier kaum brauchbar, da es sich dort um ständige Ein-
richtungen handelt und man sich deshalb auch auf die 
Gefahren einstellen kann. 

Grundsätzlich gilt, dass jeder, der Gefahrenquellen 
schaŏ  , die notwendigen bzw. erforderlichen Vorkeh-
rungen zu treff en hat, um absehbare Gefahren von 
DriƩ en abzuwenden. Sind potenƟ ell Kinder oder aber 
auch Menschen mit eingeschränkten Fähigkeiten be-

wasser in das Grundwasser und Einleitungen von Nie-
derschlagswasser in Gewässer bedürfen der wasser-
rechtlichen Erlaubnis gemäß § 7 WHG. Dies ist nicht 
der Fall, wenn die Versickerung der Verordnung über 
die erlaubnisfreie Versickerung von Niederschlagswas-
ser auf Wohngrundstücken unterfällt bzw. die Einlei-
tung Gemeingebrauch gemäß § 9 WHG darstellt.

Bauplanungs- und Bauordnungsrecht:
Soll eine in einem bestehenden Bebauungsplan für 
besƟ mmte Zwecke ausgewiesene Fläche (z. B. öff ent-
liche Grünfl äche) der Mitbenutzung zugeführt werden, 
stellt sich unabhängig vom einschlägigen Fachrecht die 
Frage nach der bauplanungsrechtlichen Zulässigkeit. 
Wegen des gegenüber der Hauptnutzung nur sehr un-
tergeordneten Umfangs der Mitbenutzung (nur weni-
ge Stunden seltener als alle fünf bzw. zehn Jahre, siehe 
auch Begriff sdefi niƟ on weiter oben) dürŌ e diese keine 
eigene städtebauliche Relevanz in dem Sinne haben, 

Abb. 11: Potsdam, Bornstedter Feld, „Grüne MiƩ e“ mit Versickerungsmulden 

Abb. 12: Potsdam Kirchsteigfeld, Blockinnenbereich mit „Senkgarten“ als Versickerungsbereich 
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dass es einer Bebauungsplanänderung bedürŌ e.

Wird ein Bebauungsplan neu aufgestellt und ist die 
Mitbenutzung bereits konkret beabsichƟ gt, bietet es 
sich aus Gründen der Rechtssicherheit an, die jeweili-
ge Fläche zusätzlich zur Festsetzung der Hauptnutzung 
mit einer mitbenutzungsbezogenen „unverbindlichen 
Vormerkung“ zu kennzeichnen oder ggf. mit der zu-
sätzlichen Festsetzung „Fläche mit wasserrechtlichen 
Regelungen“ zu versehen.
Bedarf es für die Mitbenutzung bauordnungsrechtlich 
zu genehmigender Maßnahmen (z.B. Abgrabungen), 
ist die erforderliche Baugenehmigung einzuholen.

Fachrecht:
Die für die jeweilige Fachgruppe einschlägigen Fachge-
setze enthalten über das Vorstehende hinaus spezifi -
sche Regelungen zur ZweckbesƟ mmung, der Zulassung 
von Abweichungen und damit verbundenen Anforde-
rungen.

Notabfl usswege / Transportwege:
Ein weiteres Element der Mitbenutzung stellen die 
so genannten Notabfl usswege dar. In diesen wird das 
„überschüssige“ Regenwasser über Straßen, Wege, 
Grünfl ächen oder sogar private Flächen geleitet und zu 
weiteren Mitbenutzungsfl ächen transporƟ ert. FakƟ sch 
gibt es dadurch auch noch zusätzlich einen gewissen 
Zwischenspeicherungseff ekt. In der Regel dürŌ e es 
sich bei den Notabfl usswegen um Abwasseranlagen 
handeln. Wegen der besonderen wasserrechtlichen 
ZulassungsbedürŌ igkeit (Plangenehmigung bzw. Plan-
feststellung) muss im Einzelfall ausgeschlossen wer-
den, dass es sich nicht um ein Gewässer handelt, was 
zumindest theoreƟ sch möglich wäre.
Hinsichtlich des Bauplanungsrechts gilt das oben zur 
Mitbenutzung Ausgeführte. Hier wäre
zusätzlich zu prüfen, ob im konkreten Fall die Festset-
zung eines Leitungsrechtes vorgesehen werden kann“.

VerƟ efung öff entliche Grün- und Erholungsanlagen 
(incl. Waldfl ächen, Sport und Spielplätze)63 
„Grünanlagenrecht“:
Das Gesetz über Grün- und Erholungsanlagen regelt 
zusammen mit der darauf beruhenden Verordnung 
zum Schutz der öff entlichen Grün- und Erholungsan-
lagen die zulässigen Nutzungen. Ergänzt bzw. konkre-
Ɵ siert wird dies durch konkrete Anordnungen für die 
jeweilige Anlage (§ 3 Abs. 2 des Gesetzes). Dem Grün-
anlagenrecht unterfallen nicht nur Grünanlagen in en-
gerem Sinn, sondern auch Sport- und Spielplätze. Dem 
Zweck der Anlagen, der Gesundheit und Erholung der 
Bevölkerung zu dienen, entspricht die Mitbenutzung 
ersichtlich nicht. Umgekehrt ist aber auch ein aus-
drückliches gesetzliches Verbot einer Mitbenutzung 

nicht ersichtlich.
Die Zulassung der Mitbenutzung bedarf deshalb im 
Einzelfall einer Erlaubnis gemäß § 4 Absatz 2 des Ge-
setzes, in der dann die notwendigen Folgeregelungen 
(s. o.) zu treff en sind. Eine Änderung der Rechtsvor-
schriŌ en dürŌ e für die Zulassung der Mitbenutzung im 
Einzelfall nicht notwendig sein.

Waldrecht:
Für Waldfl ächen sind einschlägig das Landeswaldge-
setz sowie das Bundeswaldgesetz. Soweit ersichtlich, 
sind dort keine Ausnahme von der Schutz- und Zweck-
besƟ mmung des Waldes vorgesehen. Ggf. muss im Ein-
zelfall geklärt werden, ob eine Mitbenutzung unter den 
konkreten tatsächlichen Umständen als „waldverträg-
lich“ hingenommen werden kann.

Naturschutzrecht:
Häufi g unterliegen öff entliche Grünanlagen und Wäl-
der zugleich naturschutzrechtlichem Gebietsschutz 
(z.B. als LandschaŌ sschutz- oder Naturschutzgebiete). 
Selbstverständlich sind in solchen Fällen die einschlä-
gigen naturschutzrechtlichen BesƟ mmungen zu beach-
ten.“
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Tabelle 08: temporäre wasserbezogene Nebennutzungen auf privaten Flächen:

Hamburg Langenhorn
B-Plan Langenhorn 66

Festsetzungs-KombinaƟ on:
• private Grünfl äche und
• vorgesehene Oberfl ächenentwässe-

rung (unverbindliche Vormerkung)

Hannover Langenhagen
B-Plan 556 Weiherfeld West

Festsetzungs-KombinaƟ on:
• Allgemeines Wohngebiet WA und
• GemeinschaŌ sfl ächen für die 

Entwässerung (begrenzt durch rote 
Linien)

Hamburg Bramfeld
B-Plan Bramfeld 63

Festsetzungs-KombinaƟ on:
• private Grünfl äche und
• vorgesehene Oberfl ächenentwässe-

rung (unverbindliche Vormerkung)

63 Wörtlich übernommen aus HAMBURG WASSER 2013, S. 43

3.5.4 Planungsrechtliche Mehr-
fachnutzung von Flächen

Die folgenden Tabellen zeigen beispielhaŌ  Bebau-
ungspläne mit Festsetzungsbeispielen für realisierte 
wasserbezogene Mehrfachnutzungen von privaten 
und öff entlichen Flächen in Deutschland und auch 
in Hamburg. Es ist ersichtlich, dass die Mehrfachnut-
zung (i.d.R. eine Hauptnutzung und mehrere Neben-

nutzungen, z.B. die temporäre Zwischenspeicherung 
von Regenabfl uss) durch verschiedene Festsetzungs-
kombinaƟ onen planungsrechtlich gesichert wird. In 
den einzelnen Begründungen wird dargelegt, wie die 
Mehrfachnutzung in die Regenwasserbewirtschaf-
tungskonzepte eingebunden ist.
Nach Auff assung der Arbeitsgruppe können damit die 
o.g. planungsrechtlichen Bedenken gegenüber einer 
Festsetzung der wasserbezogenen Mehrfachnutzung 
auf B-Planebene ausgeräumt werden. 
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64 vgl. Andresen, Dickhaut 2011 Kap. 4.1.4

Tabelle 09: temporäre wasserbezogene Nebennutzungen auf öff entlichen Flächen:

Hannover Langenhagen
B-Plan 556 Weiherfeld West

Festsetzungs-KombinaƟ on:
• öff entliche Grünfl äche
• Spielplatz (schwarze durchgezo-

gene Linie)
• Maßnahmenfl äche zum Schutz, 

Pfl ege und Entwicklung von 
Natur und LandschaŌ  (T-Linie)

• Entwässerung (V)

Lübeck HochschulstadƩ eil
B-Plan 09.04.00 Nord

Festsetzungs-KombinaƟ on:
• öff entliche Grünfl äche
• Notabfl usswege (graue Balken)
• Flächen für die Abwasserent-

sorgung (gelbe Flächen)

Hamburg Rahlstedt
B-Plan Rahlstedt

Festsetzungs-KombinaƟ on:
• Waldfl äche
• vorgesehene Oberfl ächenent-

wässerung (unverbindliche 
Vormerkung)





Kapitel 3 Handlungsempfehlungen und Umsetzungsstrategien

53

Ergebnis 1: Mitbenutzung nur integriert in Bewirt-
schaŌ ungskonzepte betrachten

Beim Thema Mitbenutzung treten heterogene und 
separate Nutzungsansprüche von unterschiedlichen 
Verwaltungseinheiten auf, die lediglich durch die Pla-
nungsfl äche untrennbar miteinander verbunden sind. 
Nutzungskonfl ikte, sowohl innerhalb der Verwaltung 
als auch zwischen privaten Investoren und der Verwal-
tung, sind bei dieser KonstellaƟ on fast unvermeidbar. 
Es war daher auf dem Workshop Konsens, dass die 
dezentrale RegenwasserbewirtschaŌ ung eine Quer-
schniƩ saufgabe darstellt, die es gemeinschaŌ lich zu 
bewerkstelligen gilt. Im Sinne eines nachhalƟ gen Re-
genwassermanagements bedarf es daher, gerade in 
einer Stadt mit einer begrenzten Flächenverfügbarkeit 
wie Hamburg, eines integrierten Planungsansatzes.

Das Thema wasserwirtschaŌ liche Mitbenutzung soll-
te deshalb nicht losgelöst betrachtet bzw. diskuƟ ert 
werden, sondern vielmehr als eine OpƟ on bzw. ein 
Baustein im Kontext einer Reihe weiterer dezentraler 
RegenwasserbewirtschaŌ ungsmöglichkeiten. PosiƟ -
ve Ergebnisse können vor allem dann erzielt werden, 
wenn vom einzelnen Grundstück bis zum gesamten 
StadtquarƟ er eine GesamtkonzepƟ on vorliegt und die 
Zuständigkeiten eindeuƟ g defi niert sind. Dabei gilt es 
insbesondere die Freiraumplanung (privat/halböff ent-
lich/öff entlich) mit ihren unterschiedlichen Ansprü-
chen und Wechselwirkungen als eine räumliche und 
organisatorische Einheit zu betrachten.

Ergebnis 2: Entscheidung wichƟ g – kein Modell prio-
ritär 

In der Diskussion herrschte Einigkeit darüber, dass es 
wichƟ g ist, eine Vorstellung zu haben,
wie ein „Finanzierungsmodell“ zukünŌ ig aussehen und 
mit welchen Strategien dieses Ziel erreicht werden 
könnte. Dabei wurde betont, dass klare Zuständigkei-
ten sowohl in der poliƟ schen Führung wie auch in der 
Verwaltung von elementarer Bedeutung sind.
Allen in den Arbeitsgruppen zur Diskussion gestellten 
ökonomischen Varianten wurde eine hohe Kostenge-
rechƟ gkeit und klare Zuständigkeiten bescheinigt.
Keine der diskuƟ erten vier Varianten kristallisierte 
sich allerdings im Workshop als die „ulƟ maƟ ve Lö-
sungsvariante“ für die Finanzierung von Projekten der 
wasserwirtschaŌ lichen Mitbenutzung heraus. Die Dis-
kussionen haben gezeigt, dass keines der diskuƟ erten 
Finanzierungsmodelle in der Lage ist, sämtliche Proble-
me im Finanzierungsbereich zu lösen.

Zudem sƟ eß die Gründung neuer InsƟ tuƟ onen in Form 
einer gemeinnützigen GmbH oder SƟ Ō ung bei einem 
Teil der Teilnehmer auf Vorbehalte. Es wurde befürch-
tet, dass eine Auslagerung aus der „klassischen Ver-
waltung“ die Ursachen der Missstände (mangelnde 

fi nanzielle Ressourcen) nicht grundsätzlich beheben 
könnten. Zudem wurde angemerkt, dass die Gründung 
neuer InsƟ tuƟ onen in der Vergangenheit häufi g nur zu 
neuen OrganisaƟ onseinheiten und damit zu erhöhtem 
AbsƟ mmungsverfahren geführt hat. 
GleichzeiƟ g sƟ eßen aber die mit den Modellen ver-
bundenen größeren fi nanziellen Spielräume auf breite 
Resonanz. 

Ergebnis 3: ökonomische Datenbasis für den Vergleich 
von unterschiedlichen Ansätzen verbessern

Im Zusammenhang mit dem Thema „Finanzierung der 
wasserwirtschaŌ liche Mitbenutzung in Hamburg“ kön-
nen derzeit noch eine Reihe von Hemmfaktoren iden-
Ɵ fi ziert werden. So hat sich im Workshop herauskris-
tallisiert, dass es an fundierten und aussagekräŌ igen 
ökonomischen Vergleichs- und Qualitätskennzahlen 
sowohl für die wasserwirtschaŌ liche Mitbenutzung als 
auch für andere dezentrale Regenwasserbewirtschaf-
tungsmaßnahmen mangelt. 

Derzeit ist zudem eine Gegenüberstellung der jeweili-
gen Kosten für eine zentrale netzbasierte Regenwas-
serbewirtschaŌ ung (im Sinne einer Strategie „weiter-
machen wie bisher“) und einer Strategie im Sinne von 
RISA nicht möglich. Diese derzeiƟ ge Kostenintranspa-
renz wurde im Plenum als äußerst hinderlich für die 
weitere Arbeit eingestuŌ . Es wurde darauf gedrungen, 
dieses Defi zit umgehend zu beheben und Zahlen zu 
erheben. Eine solide empirische Datenbasis (u.a. Ge-
genüberstellung der Varianten) würde neben der Er-
höhung einer „objekƟ ven“ Kostentransparenz auch die 
poliƟ sche und administraƟ ve Entscheidungsfi ndung 
versachlichen und die Verhandlungsbasis gegenüber 
der PoliƟ k verbessern. Mit ihr bestünde die Möglich-
keit, notwendige Handlungsnotwendigkeiten und 
Handlungsempfehlungen abzuleiten und überzeugend 
zu kommunizieren. Aus diesem Grund wurde von Sei-
ten des Plenums ein aktueller Handlungsbedarf kons-
taƟ ert.

Neben einer vom konkreten Projekt losgelösten Da-
tenerhebung wurde auch die Möglichkeit in Erwägung 
gezogen, an konkreten Bauprojekten und –typen mo-
dellhaŌ  beide Strategien durchzurechnen, um auf die-
se Weise relaƟ v kurzfrisƟ g an das notwendige Zahlen-
material zu gelangen. 

Es wurde von Seiten der Teilnehmer für die Vergabe 
eines PrüfauŌ rages „Erhebung wasserbezogener infra-
struktureller Kosten unter realitätsnahen Bedingungen 
in Modellprojekten“ plädiert, um kurz- bzw. miƩ elfris-
Ɵ g Basisdaten bzw. eine Verdichtung der Datenlage zu 
erlangen.
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3.6 Planungsbezogene fi nanzielle Handlungsempfehlungen

Ergebnis 4: weitere PrüfauŌ räge kurzfrisƟ g vergeben

Die Teilnehmer schätzen die Realisierung neuer InsƟ -
tuƟ onen bzw. die Schaff ung neuer OrganisaƟ onsein-
heiten als langfrisƟ ger und komplizierter ein als die 
ökomische Dimension des Themas in die bereits be-
stehenden Verwaltungsstrukturen zu implemenƟ eren. 
Daher sƟ eß die Variante der Entwicklung eines inter-
nen Verteilungsschlüssels zur Leistungsverrechnung in-
nerhalb der bestehenden Gegebenheiten auf eine ins-
gesamt hohe ZusƟ mmung sƟ eß (kommunales Modell).

Die VerƟ efung der ökonomischen Aspekte zum Thema 
RegenwasserbewirtschaŌ ung war kein Schwerpunkt 
der AG 2. Das Thema der fi nanziellen Sachzwänge be-
dingt durch desolate Verwaltungshaushalte und/oder 
enge KostenbudgeƟ erungen auf Seiten von Investoren 
und Bauträgern zieht sich dennoch wie ein roter Faden 
durch die Gespräche während der Analysephase. Ein 
Großteil der Gesprächspartner beschreibt, dass die 
fachlichen Diskussionen sehr stark und bereits oŌ  in 
einem frühen Planungsstadium durch die fi nanziellen 
Engpässe geprägt sind. Gemeint ist dabei nicht, dass 
die wirtschaŌ liche Dimension von Vorhaben außer 
Acht gelassen werden sollte. Um ökonomisch vertret-
bare Lösungen und Bauweisen in AlternaƟ ven planen 
zu können, braucht es jedoch verlässlicher Kosten-
schätzungen im Sinne von Kostenklarheit und –wahr-
heit in einer möglichst frühen Bearbeitungsphase. Im 
Hinblick auf die Entscheidungsprozesse dürfen nicht 
nur die reinen Baukosten für dezentrale Regenwas-
serbewirtschaŌ ungsanlagen betrachtet werden. Es 
sollten auch kostenrelevante „Einsparungen“ im Sinne 
von ökologischen Verbesserungen, Erhöhung von Auf-
enthaltsqualitäten etc. mit in die Entscheidungen für 
oder gegen die off ene Oberfl ächenentwässerung mit 
einbezogen werden.
Viele Akteure berichten, dass verlässliche Kosten oŌ  
erst in den nachgeordneten wasserrechtlichen Geneh-
migungsverfahren mit den dann erarbeiteten wasser-
baulichen Detailplänen wirklich „auf den Tisch“ kom-
men. Die städtebaulichen Konzepte mit konkreten 
Flächenzuweisungen sind jedoch zu diesem Zeitpunkt 
längst mit dem rechtskräŌ igen B-Plan vorgegeben und 
nur noch über Befreiungsanträge oder Abweichungen 
vom Konzept variabel.

Aus Sicht der Arbeitsgruppe sind folgende planungsbe-
zogene Ziele zu nennen:

Um eine größere Annäherung an die Realität der Kos-
tenverursachung zu erzielen, wurde angeregt, den Ver-
teilungsschlüssel mit Hilfe von externer Fachkompe-
tenz zu entwickeln. Dabei sollten reale Bauvorhaben in 
Hamburg genutzt werden, um eine hohe Umsetzungs-
tauglichkeit zu gewährleisten. Es wurde vorgeschlagen, 
dass der Verteilungsschlüssel Projekt begleitend ent-
wickelt werden könnte. 
Es wurde von Seiten der Teilnehmer für die Vergabe 
eines PrüfauŌ rages plädiert, um kurz- bzw. miƩ elfrisƟ g 
ein praxistaugliches Instrument zur Verfügung zu ha-
ben.

Ziel: KostenermiƩ lung für dezentrale Regenwasserbe-
wirtschaŌ ung
• Entscheidungen für Entwässerungsvarianten auf 

der Grundlage verlässlicher Kostenschätzungen 
treff en.

Umsetzungsstrategien:
• Erarbeitung von Katalogen beispielhaŌ er InvesƟ -

Ɵ ons- und Unterhaltungskosten für unterschied-
liche Anlagen der dezentralen Regenwasserbe-
wirtschaŌ ung zur frühzeiƟ gen BerücksichƟ gung 
bei Entscheidungsprozessen auf der B-Planebene 
(insbesondere bei B-Plänen mit konkretem Pro-
jekthintergrund),

• frühzeiƟ ge Erarbeitung von vorhabenbezogenen, 
diff erenzierten Kostenaufstellungen für Anlagen 
der RegenwasserbewirtschaŌ ung ebenfalls als 
Grundlage für Entscheidungsprozesse auf der B-
Planebene (insbesondere bei B-Plänen mit kon-
kretem Projekthintergrund).

Ziel: Sicherung ausreichender FinanzmiƩ el für die 
nachhalƟ ge Unterhaltung von Anlagen der Regenwas-
serbewirtschaŌ ung

Umsetzungsstrategien:
• Darstellung der Folgekosten in den entsprechen-

den Haushaltsunterlagen,
• Regelmäßige Anmeldung von Haushaltsansätzen 

für die Unterhaltung.
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Ziel: Fördermöglichkeiten von Maßnahmen der dezen-
tralen RegenwasserbewirtschaŌ ung intensivieren
• Verbreitung dezentraler Regenwasserbewirtschaf-

tung, insbesondere in Bestandsgebieten bzw. in 
Gebieten, in denen absehbar keine neuen B-Pläne 
aufgestellt werden

Umsetzungsstrategien:
• Schaff ung von weiteren fi nanziellen Fördermög-

lichkeiten für Privatleute, die dezentrale Regen-
wasserbewirtschaŌ ung auf privaten Flächen um-
setzen wollen, z.B. einmalige Förderungen für den 
Bau von Versickerungseinrichtungen, Dachbegrü-
nung o.Ä.

Ziel: Finanzierung von Bau, Betrieb und Unterhaltung 
von Straßenabwasserreinigungseinrichtungen sicher 
stellen

Umsetzungsstrategien:
• Für die InvesƟ Ɵ onen gemäß WHG: Schaff ung ei-

nes Fonds, in den jede Straßenbaumaßnahme, die 
nicht für ihren Ausbaubereich allein eine geeigne-
te Behandlungseinrichtung mit herstellt bzw. her-
stellen kann, einen Aufschlag auf die reine Stra-
ßenbaumaßnahme von festgelegten XX % einzahlt 
(vergleichbar mit Ausgleichszahlungen für Eingrif-
fe). Aus diesem Fond werden dann die dringlichs-
ten und nachhalƟ gsten Behandlungseinrichtun-
gen für Straßenabwasser der FHH hergestellt, die 
nicht nur einer Straßenbaumaßnahme dienen.

• Ähnliches ist auch mit der notwendigen wasser-
wirtschaŌ lichen Erschließung von B-Plänen mög-
lich, wenn die Erschließungsmaßnahme sinnvoller 
Weise nicht im Plangebiet selbst liegt und auch 
nicht nur diesem dient.

• Für den Betrieb gemäß WHG: Für den Betrieb und 
die Unterhaltung sind von den Verursachern von 
Reinigungs- und Rückhaltenotwendigkeiten Ab-
lösesummen in einen Fond zu zahlen, die sicher-
stellen, dass die Bezirke aus den Zinsen dieser 
Summen (vergleichbar mit SƟ Ō ungskapital) die 
Wartung und Unterhaltung bestreiten können.
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Rückblickend auf gut zwei Jahre ArbeitsgruppentäƟ gkeit kommen die Arbeitsgruppe und die HCU zu folgendem 
Fazit:

• RISA war und ist ein guter Start, um das Thema 
Regenwasser in vielen Köpfen stärker zu veran-
kern und das Bewusstsein für eine wassersensible 
Stadtentwicklung deutlich zu stärken, der Prozess 
muss aber weitergeführt werden (RISA intern und 
in KommunikaƟ on mit den Planungsdisziplinen 
aus Verwaltung und Planungsbüros);

• es gibt bereits einige gute und gebaute Beispiele 
mit dezentralen RegenwasserbewirtschaŌ ungs-
konzepten in Hamburg, sie sind jedoch kleinteilig 
und wenig bekannt;

• die Arbeit über Fachgebietsgrenzen hinweg ist und 
bleibt eine große Herausforderung und ist auch 
in der RISA-Kerngruppe noch nicht abschließend 
gelungen. Der Austausch und die Diskussion der 
verschiedenen Arbeitsgruppenergebnisse unterei-
nander ist z.B. noch nicht ausreichend hergestellt, 
eine AbsƟ mmung einer einheitlichen Strategie 
steht noch aus;

• die Umsetzung eines Integrierten Regenwasser-
management erfordert auch "Arbeiten an Klein-
teiligem und Verwaltungsorganisatorischem"; das 
beinhaltet nicht immer den großen Wurf mit schö-
nen Bildern, sondern bedeutet aufwendige Über-
zeugungs- und AuŅ lärungsarbeit im alltäglichen 
Planungs- und VerwaltungsgeschäŌ ;

• die Verbindlichkeiten von neuen Planungs- und 
Umsetzungsstrategien müssen poliƟ sch gestärkt 
werden, die Verwaltung muss in ihren neuen und 
zusätzlichen Aufgaben unterstützt werden;

• es braucht Pilotprojekte, um die erarbeitete Palet-
te an programmaƟ schen Handlungsempfehlungen 
weiter zu konkreƟ sieren sowie die konkreteren 
Handlungsempfehlungen in die Tat umzusetzen,

• die neu konzipierten wasserbezogenen Planungs-
instrumente, vor allem der gesamtstädƟ sche 
WasserwirtschaŌ liche Rahmenplan und der Was-
serwirtschaŌ liche Begleitplan, sind schnell und 
verbindlich einzuführen, damit die Weichen für 
eine einheitliche Richtschnur mit dem Ziel der 
wassersensiblen Stadtentwicklung in Hamburg ge-
stellt werden;

und:

• die Arbeitsatmosphäre in der Arbeitsgruppe war 
anregend, kontrovers, kooperaƟ v, bereichernd, 
konstant und angenehm!

Herzlichen Dank an alle Arbeitsgruppenmitglieder!!
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5.1 Teilnehmerliste AG 2
Name Vorname InsƟ tuƟ on Bereich Tel-Nr. Abteilung/Aufgaben Anmerkung
Steinke Werner BSU LP 24 42840 3263 Grünplanung, Park-

anlagen
AG-Leiter

Hensel Renate BSU LP 31 42840 8279 Bauleitplanung AG-Leiterin
Krumm Alexander BSU LP 12 Umweltbelange in 

der Bauleitplanung
zeiweise

Weiner MaƩ hias BSU U 42840 2062 Gewässerschutz ständig
Hindersin Waldemar BSU LP 23 42840 3959 Stadtplanung, Park-

anlagen
ständig

Hamann Bernd BSU V 31 42840 3890 Verkehr, Infrastruk-
turentwicklung

ständig

Jochumsen Ole BSU LP 32 42840 2270 Stadtplanung ständig
Borstelmann Peter BSU U13 42840 2039 Oberfl ächengewässer
Recke Mechthild BSU U12 42840 2895 Grundwasser ständig
Zander Roland LSBG G 1 42826 2516 Gewässerplanung ständig
Butenscho-
en

Carsten BA-A MR-L 42811 8100 Leitung Management 
des öff entl. Raums

ständig

Heitz Bernhard BSU WoK 1 42840 2264 Wohnungsbaukoor-
dinator

ständig

Jäger Enno HW G 120 7888 82114 Erschließungsplanung 
HW

ständig

Ziegler Juliane HW G 03 7888 82700 Regenwasserma-
nagement

ständig, PA

Hilbermann Veronika BSU LP 32 42840 8286 Stadtplanung, PG 
MiƩ e Altona

Punktuelle Beteili-
gung, Verknüpfung 
RISA, MiƩ e Altona

Barisch-
Becker

Sabine BSU LP 34 42840 8066 LandschaŌ splanung Punktuelle Beteili-
gung, Verknüpfung 
RISA, MiƩ e Altona

Dornquast Arne BA-B SL 42891 4040 SL-L für Hamburger 
Bezirke

informaƟ ve Einbin-
dung

Boekhoff Gerald BA-H MR-L 42871 3370 MR-L für Hamburger 
Bezirke

informaƟ ve Einbin-
dung

Andresen Sabine HCU 42827 5100 ständig
Kruse Elke HCU 42827 5338 zeiweise
Dickhaut Wolfgang HCU 42827 5095 ständig, wissen-

schaŌ l. Unterstüt-
zung

Koch Michael HCU 42827 4356 Einbindung in einzel-
ne Fragestellungen

DeƩ mar Jörg TU Darm-
stadt

06151 
165514

Einbindung in einzel-
ne Fragestellungen

Tabelle 11 Teilnehmerliste
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5.2 Checkliste WasserwirtschaŌ licher Begleitplan (1. Stufe)
Projekt:
auszufüllen von Bezirk SL oder BSU LP

Anlass für den B-Plan:
auszufüllen von Bezirk SL oder BSU LP 

BestandssituaƟ on der WasserwirtschaŌ lichen Verhältnisse:
Vorfl ut:
auszufüllen von Bezirk MR oder BSU U

Angaben zum Einzugsgebiet:
auszufüllen von Bezirk MR oder BSU U

Änderung der wasserwirtschaŌ lichen SituaƟ on durch den B-Plan
auszufüllen von Bezirk MR oder BSU U

Planerische Anforderungen aus wasserwirtschaŌ licher Sicht die im B-Plan berücksichƟ gt werden sollen
auszufüllen von Bezirk MR oder BSU U

Weiteres Vorgehen
auszufüllen von Bezirk MR oder BSU U
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5.3 Ablaufplan: Einbindung wasserwirtschaŌ licher Belange in 
die Verfahren Bauleitplanung, WeƩ bewerbe und Genehmi-
gungen 

Ver-
fahren

Pla-
nungs-
dienst-
stelle

Relevante 
Verfahrensschritte

Einbindung Wasser-
wirtschaft
(SL 2 / LP)

Einbindung Was-
serwirtschaft 
(Fachdienststel-
len)

Grundlagendaten Wasser Wasserbauliches Konzept 
ggf. wasserrechtl. Verfah-
ren

IST-Analyse Konkretisierung Fachdienststellen und Ergänzungsansätze

Wettbe-
werb

Bezirk-
samt / 
SL 2

Senats-
plan
BSU / 
LP

Programmentwurf Ggf. Rückfragen + Fach-
beiträge

Teilnahme
Fachbeiträge

Topographie, Hydrogeologie, 
Vegetation, Bodenverhält-
nisse, Einleitmöglichkeiten, 
Rahmenbedingungen für 
den Lebensraum Gewässer, 
Versickerungsfähigkeiten 
u.a.

siehe B-Plan-Verfahren / Vor-
planung

Abstimmung Prog.-Entwurf Stellungnahme Stellungnahme  

Vorprüfung Sachverständige Sachverständige

Fach- /Preisgericht -- Teilnahme

B-Plan Bezirk-
samt / 
SL 2

Planungsanstoß --

Senats-
plan
BSU / 
LP

Vorplanung / Grundlagener-
mittlung

ggf. Rückfragen Rahmenbedingun-
gen einbringen

ggf. Plangebiet an 
Einzugsgebiet bzw. 
wasserwirtschaftli-
che Anforderungen 
anpassen

Topographie, Hydrogeologie, 
Vegetation, Bodenverhält-
nisse, Einleitmöglichkeiten, 
Rahmenbedingungen für 
den Lebensraum Gewässer, 
Versickerungsfähigkeiten 
u.a.

Wasserwirtschaftlicher Begleit-
plan (WBP) – Phase I

Anstoß für wasserbauliches 
Konzept u.a.:
- Defi nition von Einzugs- bzw. 

Teileinzugsgebieten (meis-
tens über Plangebiet hinaus)

- Versickerungsnotwendig-
keiten

- Reinigungsnotwendigkeit

1. Entwurf Funktionsplan* ggf. Fachbeitrag Fachbeitrag Defi nition künftiger Flächen-
bedarfe
Mitnutzungen

1. Planentwurf – B-Plan - ggf. Zusammenstellung 
von Fragestellungen 
zum Thema „Wasser“ für 
die Grobabstimmung / 
Scoping

Fachbeitrag

Grobabstimmung / Scoping Teilnahme Teilnahme

Ansage von was-
serwirtschaftlichen 
Anforderungen an 
das Plangebiet

Anmeldung zusätzliche 
Untersuchungsbedarfe für 
Grundwasser und Ober-
fl ächengewässer einschl. 
Einzugsgebiet 
ggf. Beauftragung Gutachter

Ergebnisse aus WBP Phase I

Entscheidung, ob WBP Phase 
II erforderlich ist

frühzeitige Beteiligung  TÖB -- --

Aufstellungsbeschluss -- --

Erarbeitung Entwurf,
Funktionsplan, 
Umweltauswirkungen

Fachbeiträge,
Entwässerungskonzept

Fachbeitrag WBP Phase II (siehe Grobab-
stimmung / Scoping)

ÖPD ggf. Teilnahme ggf. Teilnahme
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Ver-
fahren

Pla-
nungs-
dienst-
stelle

Relevante 
Verfahrensschritte

Einbindung Wasser-
wirtschaft
(SL 2 / LP)

Einbindung Was-
serwirtschaft 
(Fachdienststel-
len)

Grundlagendaten Wasser Wasserbauliches Konzept 
ggf. wasserrechtl. Verfah-
ren

IST-Analyse Konkretisierung Fachdienststellen und Ergänzungsansätze

Erarbeitung Entwurf ein-
schließl. Umweltprüfung + 
Eingriffsregelung unter Einbe-
ziehung Gutachten / Fachpla-
nungen

Fachbeitrag,
Entwässerungskonzept

Fachbeitrag
Ergebnis WBP in
B-Plan-Entwurf

Fertigstellung WBP Phase II

ggf. Fachgespräche zu einzel-
nen Themen

ggf. Teilnahme Teilnahme

Beteiligung Behörden + TÖB
1 Monat Stellungnahmever-
schickung

Stellungnahme Stellungnahme vorabgestimmte wasser-
bauliche Planungsunterlage 
möglichst gleichzeitig mit 
verschicken

Auswertung Trägerbeteiligung --
ggf. Rückfragen

--

Arbeitskreis I Teilnahme Teilnahme

B-Plan -- --

Kenntnisnahmeverschickung ggf. Stellungnahme ggf. Stellungnahme

Auslegungsbeschluss -- --

Öffentliche Auslegung -- --

Auswertung Auslegung --
ggf. Rückfragen

--

B-Plan -- --

Beschlussfassung B-Plan -- --

Feststellung B-Plan -- --

Veröffentlichung B-Plan -- --

Realisierung Planung ggf. Beauftragung Ing.-Büro, 
Beauftragung Gutachter 
(Ausbauplanung)

Aufstellung der wasserwirt-
schaftlichen Planunterlage
Aufstellung wasserwirtschaftli-
ches Genehmigungsverfahren 
Beteiligung TÖB

verein-
fachte 
Bauge-
nehmi-
gung

§ 61 
HBauO 

Bezirk-
samt - 
 WBZ
- MR
- Ham-

burg 
Was-
ser

BSU / U

Eingang Bauantrag

(Anträge zu „Wasserbelan-
gen“ direkt durch den Bau-
herrn)

-- Prüfung auf was-
serbehördliche 
Belange
Erteilung der Ge-
nehmigungen / 
Erlaubnisse

Wunsch:
Aufnahme in Bau-
vorlagenVO

z.B. Hydrogeologie, Topo-
graphie, Vorfl utsituation,
ÜSG, erschutzstreifen, 
Grundwasser, ggf. Freihal-
tung / Ankauf von Teilfl ächen 
durch die FHH

Wasserrechtliche Erlaubnis 
(Direkteinleitung) nicht unter 
der konzentrierenden Wirkung

separater Antrag Grund-
stücksentwässerung

wie vor
Genehmigung / 
Erlaubnisse

wie vor

kon-
zent. 
Bauge-
nehmi-
gung

§ 62 
HBauO

Bezirk / 
WBZ

Eingang Bauantrag Einbeziehung Fach-
dienststellen 
Stellungnahme

Prüfung auf was-
serbehördliche 
Belange
und Stellungnahme 

wie Antrag nach § 61 
HBauO

* Funktions- und Entwurfsplanung:  
Stadt- und Landschaftplanung gemeinsam Tabelle 12 Ablaufplan: Einbindung wasserwirtschaŌ licher Belange in die Verfahren Bau-

leitplanung, WeƩ bewerbe und Genehmigungen 
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5.4 WasserwirtschaŌ liche und wasserwirtschaŌ lich wirksa-
me Regelungen in Bebauungsplänen 
Festsetzungen

Festsetzungen, die die Niederschlagswasserableitung 
„direkt“ betreff en:
• Flächen für AbwasserbeseiƟ gung, Flächen für die 

Rückhaltung und Versickerung von Niederschlags-
wasser (Nr. 14) sowie

• Wasserfl ächen, Flächen für die WasserwirtschaŌ , 
Hochwasserschutzanlagen und für die Regelung 
des Wasserabfl usses (Nr. 16)

Festsetzungen, die die Niederschlagswasserableitung 
„indirekt“ betreff en:
• Art und Maß der baulichen Nutzung (Nr. 1),
• überbaubare und nicht überbaubare Grundstücks-

fl ächen (Nr. 2),
• Begrenzung von Nebenanlagen (Nr. 4),
• Flächen, die von der Bebauung freizuhalten sind, 

und ihre Nutzung (Nr. 10),
• öff entliche und private Grünfl ächen (Nr. 15),
• Flächen für die LandwirtschaŌ  und Wald (Nr. 18), 
• Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pfl ege 

und zur Entwicklung von Boden, Natur und Land-
schaŌ  (Nr. 20),

• Flächen, die mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten 
zugunsten der Allgemeinheit, eines Erschließungs-
trägers oder eines beschränkten Personenkreises 
belastet werden (Nr. 21), 

• Anpfl anzen von Bäumen, Sträuchern und sonsƟ -
gen Bepfl anzungen sowie Bindungen für Bepfl an-
zungen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträu-
chern und sonsƟ gen Bepfl anzungen sowie von 
Gewässern (Nr. 25 a und b).

Rechtsgrundlage:   § 9 (1) BauGB

Laut § 9 (3) BauGB kann zudem die Höhenlage z.B. von 
Gebäuden festgesetzt werden.

Es sind auch KombinaƟ onen dieser Festsetzungen 
möglich, die gemeinsam wirksame wasserwirtschaŌ li-
che Regelungen treff en können.

Huckepackfestsetzungen nach Hamburgischem Abwassergesetz und Naturschutzrecht

Abwasserrechtliche Festsetzungsmöglichkeiten
Einleitungsverbot: Festsetzung von Gebieten, in de-
nen das Einleiten von Niederschlags-wasser in das 
Regenwasser- oder in das Mischwassersiel allgemein 
untersagt werden kann, ohne dass sich dadurch Ab-
wassermissstände ergeben.
Versickerungsgebot: Festlegung von Gebieten, in de-
nen das Niederschlagswasser zu versickern ist.
Einleitungsgebot: Festlegung von Gebieten, in denen 
in ein oberirdisches Gewässer einzuleiten ist 
Rückhalteinrichtung: Festsetzung von Gebieten, in de-
nen Rückhalteeinrichtungen zu errichten sind (geplan-
te Änderung mit dem Hamburgischen Abwassergesetz, 
Stand August 2012).

Naturschutzrechtliche Festsetzungsmöglichkeiten
Festsetzungen um die Versickerung und Rückhaltung 
in einem off enen Entwässerungs-system zu regeln. Es 
kann besƟ mmt werden, dass das auf privaten Grund-
stücken anfallende Niederschlagswasser über off ene 
Gräben und Mulden dem öff entlichen Entwässerungs-
system zuzuführen ist.

Weitere wasserwirksame Festsetzungsmöglichkeiten
Zusätzlich zu den vorgenannten Festsetzungen können 
in den Bebauungsplänen weitere Festsetzungen (in der 
Regel textliche Festsetzungen) aufgenommen werden. 
Diese Festsetzungen können unterschiedliche Rechts-
grundlagen haben, entscheidend dabei ist die Begrün-
dung der jeweiligen Festsetzung.
• Dachbegrünung
• Versickerung
• wasserdurchlässige bzw. wasserundurchlässig 

Oberfl ächenbefesƟ gung

Rechtliche Grundlagen der Huckepackfestsetzungen: 
Hamburgisches Abwassergesetz (§ 9 (4) HmbAbwG), 
Hamburgisches Gesetz zur Ausführung des Bundes-
naturschutzgesetzes (HmbBNatSchAG) i.V. BNatSchG, 
Hamburgische Bauordnung (§ 81 (1) Nr. 2) in Verbin-
dung mit Bauleitplanfeststellungsgesetz.
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• Bestehende förmliche Schutzgebiete und planfest-
gestellte Flächen werden nachrichtlich übernom-
men. Im Bereich planfestgestellter Flächen kann 
der Bebauungsplan keine abweichenden Regelun-
gen treff en. Hier ist nur eine nachrichtliche Über-
nahme oder eine Ausweisung, die mit den Zielen 
der Planfeststellung vereinbar ist, zulässig.

• Die vorgesehene Oberfl ächenentwässerung kann 
im Bebauungsplan gekennzeichnet werden. Sie 
stellt eine unverbindliche Vormerkung dar, ihre 
genaue Lage im Gebiet ist noch veränderbar. Eine 
Kennzeichnung erfolgt in der Regel bei noch nicht 
abgeschlossener Fachplanung, bei geplanten 
Oberfl ächenentwässerungen in Grünfl ächen und 
ggf. auf Baufl ächen (grundstücksbezogene Ober-
fl ächenentwässerung).

• Flächen, bei deren Bebauung besondere bauliche 
Vorkehrungen gegen äußere Einwirkungen oder 
bei denen besondere bauliche Sicherungsmaß-
nahmen gegen Naturgewalten erforderlich sind, 
sind zu kennzeichnen (§ 9 Abs. 5 Nr.1 BauGB; dies 
erfolgt in den hochwassergefährdeten Bereichen 
der Tideelbe.)

• Festgesetzte Überschwemmungsgebiete gemäß § 
76 Abs.2 WHG sollen nachrichtlich übernommen 
werden.

• Noch nicht festgesetzte Überschwemmungsge-
biete gemäß § 76 Abs.3 WHG sowie Risikogebiete 
gemäß § 73 Abs. 1 Satz 1 WHG sollen im Bebau-
ungsplan vermerkt (gekennzeichnet) werden (§ 9 
Abs. 6a BauGB).

Nachrichtliche Übernahmen und Kennzeichnungen

Grundsätzlich können wasserwirtschaŌ liche Regelun-
gen über die Planzeichnung festgesetzt werden. Es ist 
dabei zu bedenken, dass das Bild eindeuƟ g, lesbar und 
überschaubar bleiben muss. Daher ist die Aufnahme-
kapazität von Planzeichnungen begrenzt. Es gilt
Grundsätzlich
wasserwirtschaŌ liche Festsetzungen sind möglich, 
aber
Einschränkungen
• Festsetzungen, die für das gesamte Plangebiet gel-

ten, sind als § 2-Festsetzungen in die Verordnung 
aufzunehmen.

• Festsetzungen für Teilgebiete gehören in die Plan-
zeichnung, um ihre räumliche Geltung klar zu 
defi nieren. Genauere detaillierte Regelungen für 
die Gebiete sollten ggf. in einer zugeordneten § 
2-Festsetzung erfolgen.

Auch hier gibt es Beschränkungen
• Überfrachtung des Planbildes nicht zulässig,
• nur eingeführte Planzeichen sind zulässig.

Planzeichung
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In der Planzeichnung bestehen folgende wasserbezo-
genen grafi schen Darstellungsmöglichkeiten:
• Kennzeichnung einer unverbindlichen Vormer-

kung für die Oberfl ächenentwässerung (gestri-
chelte Linie):

 Zum besseren Verständnis der Planung kann es 
zweckmäßig sein, spätere Planungsabsichten als 
eine unverbindliche Vormerkung (z.B. Erweiterun-
gen von Bahnfl ächen, Oberfl ächenentwässerung, 
Versickerungsgebiete) aufzunehmen. Die unver-
bindliche Vormerkung „vorgesehene Oberfl ächen-
entwässerung“ wird z.B. immer dann verwandt, 
wenn zum Zeitpunkt der Bebauungsplanung be-
reits ein Konzept vorliegt, aber eine klare Flächen-
abgrenzung noch nicht möglich ist. Die erfolgt 
dann im nachfolgenden wasserrechtlichen Verfah-
ren.

• Festsetzung von Flächen für die WasserwirtschaŌ  
/ Flächen für die Regelung des Wasserabfl usses 
(blau-weiß gestreiŌ e Flächen): 

 Voraussetzung: bereits im B-Planverfahren erfolgt 
die genaue Abgrenzung des Flächenbedarfs. Ggf. 
können die Flächen für die WasserwirtschaŌ  auch 
mit der Ausweisung von „Flächen oder Maßnah-
men zum Schutz, zur Pfl ege und zur Entwicklung 
von Boden, Natur und LandschaŌ “ (T-Linie) kom-
biniert werden.

• Festsetzung „Flächen für die AbwasserbeseiƟ -
gung“ (gelbe Flächen): hier können vom Klärwerk 
über Pumpwerke bis hin zu Regenwasserrückhal-
tebecken alle Abwassereinrichtungen planungs-
rechtlich gesichert werden. Diese Festsetzung 
erfasst nur die öff entliche AbwasserbeseiƟ gung 
(öff entliche Aufgabe) in Verbindung mit dem Kapi-
tel 3 AbschniƩ  2 des WHG.zunehmen.

• Nachrichtliche Übernahme nach anderen Fach-
gesetzen gem. § 9 (6a) BauGB, z.B. planfestge-
stellte Wasserfl ächen, bestehende bzw. geplante 
Wasserschutzgebiete, festgesetzte Überschwem-
mungsgebiete gemäß § 76 Abs.2 WHG.

• Gekennzeichnet (im Bebauungsplan vermerkt) 
werden gem. § 9 (6a) BauGB noch nicht festgesetz-
te Überschwemmungsgebiete gem. § 76 (3) WHG 
sowie Risikogebiete gem. § 73 (1) Satz 1 WHG.

• Überlagerung von wasserrechtlichen Regelungen 
mit anderen Nutzungen, z.B. ein trockenes Regen-
rückhaltebecken innerhalb einer Parkanlage.

Wasserbezogene Festsetzungs- bzw. Kennzeichnungsmöglichkeiten in der Planzeichnung 
(Auszug aus demZwischenbericht)
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Nachrichtliche Übernahme
Flächen, die nach einem Fachgesetz als temporäre 
Überschwemmungsfl ächen festgelegt sind, können 
im Bebauungsplan nachrichtlich übernommen wer-
den. Die blaue Umgrenzung könnte zusätzlich auf den 
ausgewiesenen Flächen dargestellt werden. Die Bedin-
gung dafür ist aber, dass die Festsetzungen des Bebau-
ungsplans nicht im Widerspruch dazu stehen dürfen 
bzw. damit vereinbar sind.

Kennzeichnung
Temporäre Überschwemmungsfl ächen können als 
unverbindliche Vormerkung im Bebauungsplan ge-
kennzeichnet werden. Zur Sicherung dieser Flächen 
ist aber eine Vereinbarung zwischen den betroff enen 
Dienststellen bzw. Eigentümern erforderlich. Für die 
Aufnahme dieser Darstellung sollte die ZusƟ mmung 
des belasteten Grundeigentümers vorliegen. Die Kenn-
zeichnung kann auf Verkehrsfl ächen, Baufl ächen und 
Grünfl ächen erfolgen. Textliche Regelungen im Ver-
ordnungstext sind zu Kennzeichnungen nicht möglich.

In der Begründung des Bebauungsplans ist zu erläu-
tern, welche Auswirkungen von den Mitbenutzungen 
ausgehen, Anstauhöhe, Dauer der Überfl utung, Häu-
fi gkeit der Inanspruchnahme. Die Gefahrenabwehr ist 
sicherzustellen (u.a. „Fluchtwege“).

Festsetzungsmöglichkeiten für Mitbenutzung
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5.5 Abkürzungsverzeichnis

Behörde für Stadtentwicklung und UmweltBSU
ABH

IB

U

WSB

ZR

V
BWVI

LP

NR

Amt für Bauordnung und Hochbau

Amt für Immissionsschutz und Betriebe

Amt für Umweltschutz

Amt für Wohnen, Stadterneuerung und Bodenordnung

Amt für zentrale Aufgaben und Recht

Verkehr und Straßenwesen
Behörde für WirtschaŌ , Verkehr und InnovaƟ on

Amt für Landes- und LandschaŌ splanung

Amt für Natur- und Ressourcenschutz

ABH 1

IB 1

U 1

WSB 1

Z

V 31

LP 1

NR 1

Bundesbauabteilung

Betrieblicher Umweltschutz

WasserwirtschaŌ 

Wohnen

Zentralverwaltung

Bauleitplanung und Bauordnung

Landes- und Stadtentwicklung

NachhalƟ gkeit

Oberste Bauaufsicht

Lärmbekämpfung, FluglärmschutzbeauŌ ragter

Grundsatz, WasserwirtschaŌ liche Grundlagen, InformaƟ onssysteme

Leitstelle integrierte StadƩ eilentwicklung

Rechtsamt
WohnungsbaukoordinaƟ on

LandschaŌ s- und Grünplanung

Energie
Naturschutz
Leitstelle Klimaschutz

Bautechnik, BaustaƟ k und Gebäudetechnik

AbwasserwirtschaŌ 

Schutz und BewirtschaŌ ung des Grundwassers

Bodenordnung

Stadt- und LandschaŌ splanung für die Bezirke Altona, EimsbüƩ el, Hamburg-Nord, Wandsbek, 
Bergedorf und Harburg; Grundsatzfragen der Bauleitplanung

Landesbau

Atomrechtliche Aufgaben, ChemikalienpoliƟ k, Emissionskataster und LuŌ reinhaltung

Schutz und BewirtschaŌ ung der Oberfl ächengewässer

Stadt- und LandschaŌ splanung für den Bezirk Hamburg MiƩ e/ Grundsatzfragen Städtebau und 
Sonderprojekte

ABH 2

IB 2

U 11

WSB 2

R
WOK

LP 2

NR 2
NR 3
NR LSK

ABH 3

IB 3

U 12

WSB 3

LP 3

ABH 4/5

IB 4

U 13

LP 4
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BezirksamtBA

HWW

HSE

LSBG

HW
Hamburger Wasserwerke GmbH

Hamburger Stadtentwässerung AöR

Landesbetrieb Straßen, Brücken und Gewässer

Rechtliche Grundlagen

Allgemein

Hamburg Wasser

LA

AbwV

DRWB

WW

WE

AdministraƟ on

Abwasserverordnung

Dezentrale RegenwasserbewirtschaŌ ung

Wasserwerke (WW 1 - WW 4)

Klärwerke (WE 1 - WE 5) 

Management des öff entlichen Raumes

Straßen

Abwasserabgabengesetz

Freie und Hansestadt Hamburg

Hamburgisches Wassergesetz

Wassernetz (NW 1 - NW 5)

Sielnetz (NE 1 - NE 8)

Stadt- und LandschaŌ splanung

KonstrukƟ ve Ingenieurbauwerke

Baugesetzbuch

HafenCity Universität Hamburg

Wasserhaushaltsgesetz

Ingenieurbüro (IW 1+2)

Ingenieurbüro (IE 1 - IE 5)

Verbraucherschutz, Gewerbe und Umwelt

Gewässer und Hochwasserschutz

Hamburgische Bauordnung

Hamburg Port Authority
Integriertes Regenwassermanagement

Zentrum für WirtschaŌ sförderung, Bauen und Umwelt

Wasserrahmenrichtlinie

Grundlagen u. Systementwicklung (GW 1 - GW 5)

Grundlagen u. Systementwicklung (GE 1 - GE 5)

BetriebswirtschaŌ  u. IT (BW 1 - BW 5)

BetriebswirtschaŌ  u. IT (BE 1 - BE 5)

Betriebe

Hamburgisches Abwassergesetz

Kunden u. GeschäŌ sentwicklung (KW 1+2)

Kunden u. GeschäŌ sentwicklung (KE 1+2)

Personal (PW 1 - PW 4)

Personal (PE 1 - PE4)

MR

LS

AbwAG

FHH

HWaG

NW

NE

SL

LK

BauGB

HCU

WHG

IW

IE

VS

LG

HBauO

HPA
IRWM

WBZ

WRRL

GW

GE

BW

BE

LB

HmbAbwG

KW

KE

PW

PE

Tabelle 13 Abkürzungsverzeichnis
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5.6 Tabellenverzeichnis

Tabelle 01 
Co-AutorenschaŌ en in einzelnen Kapiteln

Tabelle 02 
Zuordnung der „neuen“ wasserwirtschaŌ lichen Pla-
nungsinstrumente für Hamburg zu den Planungsebe-
nen

Tabelle 03 
Zeitpunkt WBP-Aufstellung

Tabelle 04 
Einbindung WBP in die Bebauungsplanung und in die 
Umweltprüfung

Tabelle 05 
Übersicht der Zuständigkeiten für wasserwirtschaŌ li-
che Maßnahmen bei der Aufstellung von Bebauungs-
plänen

Tabelle 06 
Austausch- und Diskussionsforen in der Verwaltung

Tabelle 07
Nicht (mehr) staƩ  fi ndende Diskussionsforen

5.7 Abbildungsverzeichnis

Titelseite

s. Abb. 13, Abb 14, Abb 15, Abb 16 u. Abb 17

Kapitel 1 

Abb.01 
RISA-OrganisaƟ onsstruktur

Abb.02   
Zwischenbericht HCU + AG 2

Abb.03
SƟ pendiumsbericht Elke Kruse

Abb.04  
Kruse, Elke Έ2011Ή: Integriertes Regenwassermanage-
ment großräumig planen. PotenƟ ale und Entwick-
lungsmöglichkeiten für Hamburg. Abschlussbericht 
des William-Lindley-SƟ pendiums von Hamburg Was-
ser. Hamburg.

Tabelle 08 
Mitbenutzungen auf privaten Flächen (Fotos: Sabine 
Andresen, MaƩ hias Weiner)

Tabelle 09 
Mitbenutzungen auf öff entlichen Flächen (Fotos: Sabi-
ne Andresen)

Tabelle 10 
Mitbenutzungen auf privaten und öff entlichen Flächen 
(Fotos: Sabine Andresen)

Tabelle 11 
Teilnehmerliste AG 2

Tabelle 12 
Hensel, Renate, Έ2012Ή Behörde für Stadtentwicklung 
und Umwelt, Amt für Landes- und LandschaŌ splanung; 
Ablaufplan:Einbindung wasserwirtschaŌ licher Belange 
in die Verfahren Bauleitplanung, WeƩ bewerbe und 
Genehmigungen

Tabelle 13 
Abkürzungsverzeichnis

Kapitel 3 

Abb. 05: 
Bearbeitungsgebiet WasserwirtschaŌ licher Begleit-
plan (Schema nach eigener Darstellung)

Abb. 06: 
Flächenkategorien für eine Mitbenutzung (Kruse 2011)

Abb. 07: 
Malmö, Augustenborgskolan, Regensammelfl äche mit 
verzögertem Abfl uss (Foto: Elke Kruse)

Abb. 08: 
Kopenhagen Brondby, Brondbyvester Skole, Regen-
sammelfl äche mit verzögertem Abfl uss (Foto: Elke Kru-
se)

Abb. 09: 
Langenhagen, Weiherfeld: zentraler Grünzug mit Versi-
ckerungsmulden, Foto: Sabine Andresen, grafi sche
Bearbeitung: Clara Römhild).
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Abb. 10: 
Lübeck HochschulstadƩ eil, Carlebachpark, Mitbenut-
zungsfl ächen (Foto: EBL Entsorgungsbetriebe Lübeck)

Abb. 11:
Potsdam, Bornstedter Feld, „Grüne MiƩ e“ mit Versi-
ckerungsmulden (Foto: S. Andresen) 

Abb. 12:
Potsdam Kirchsteigfeld, Blockinnenbereich mit „Senk-
garten“ als Versickerungsbereich (Foto: S. Andresen)

Abb. 13: Büro nps und Partner GbR (1999): Wohnbe-
bauung am Husarendenkmal. Städtebauliches Kon-
zept. M 1:1000. Hamburg.

Abb.14
Rudolf Hennemann, Freier Garten- und LandschaŌ s-
architekt BDLA (2003): FunkƟ onsplan M 1:1000. Ham-
burg.
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